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Beginn: 13.35 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Liebe Kolleginnen und
Kollegen, bitte nehmen Sie doch gern lhre Platze
ein, dann kdénnen wir unsere heutige Sitzung be-
ginnen, die 99. Sitzung in dieser Legislaturperiode,
zu der ich Sie ganz herzlich begriiRen darf und die
hiermit eroffnet ist.

Wir konnen direkt mit unserer

Aktuellen Stunde

starten. Dazu sind vier Themen angemeldet wor-
den, und zwar von der Fraktion DIE LINKE, die
heute beginnt, das Thema:

Keinen Fullbreit den Rechten! Unsere Ant-
wort fur Hamburg und Europa: Solidaritat,
Gerechtigkeit, Demokratie, Vielfalt starken!

Die FDP-Fraktion hat als zweites Thema angemel-
det:

70 Jahre Grundgesetz — Unser Garant fir
die Freiheit, unser Kompass fiir die Zukunft

Die Anmeldung der AfD-Fraktion lautet:

Signifikanter Anstieg der Unfalle mit Radfah-
rern — Verkehrspolitik des Senats in der Kri-
tik

Und schlieRlich die Anmeldung der SPD-Fraktion:

Hamburg geht voran! 10 674 Mal ein neues
Zuhause: Wir schaffen erfolgreich neuen
Wohnraum, mehr Naturqualitat und starken
den sozialen Zusammenhalt

Ich rufe das erste Thema auf und weise Sie noch
einmal darauf hin, dass in der ersten Runde jeweils
funf Minuten Redezeit zur Verfliigung stehen, in
den weiteren Runden dann jeweils drei Minuten. —
Das Wort bekommt Frau Schneider.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Das fangt ja gut
an!)

Christiane Schneider DIE LINKE: Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, Frau Prasidentin! Die Europai-
sche Union steht am 26. Mai vor einer wichtigen
Entscheidung. Wird der Nationalismus triumphie-
ren, der die Vielfalt der Vaterlander, das heil3t, die
Nationalstaaten starken, die Vielfalt der Gesell-
schaft dagegen einebnen, mit aller Konsequenz
homogene Gesellschaften schaffen will? Wird die
Verachtung der Menschenrechte weiter an Einfluss
gewinnen und die Mauern in Europa noch hdher
ziehen, noch mehr Menschen zynisch dem Tod
durch Ertrinken ausliefern? Wird sich die Ignoranz
durchsetzen, die Menschheitsprobleme wie den
Klimawandel leugnet und den notwendigen Kurs-
wechsel, der nur landeribergreifend gelingen
kann, nach Kraften sabotiert? Wird die Verachtung

von Rechtsstaatlichkeit und von zentralen Grund-
rechten gestarkt aus den Wahlen hervorgehen, ei-
ne Verachtung, die, wie man zweifelsfrei seit Ende
letzter Woche weil}, einhergeht mit dem Bestre-
ben, den Staat zur Beute zu machen?

Nein, dieses Strache-Video, diese 6ffentlich gewor-
dene Selbstentbl6Rung ist nicht Ausrutscher eines
Einzelnen. In dankenswerter Klarheit macht dieses
Video das Politik- und Staatsverstéandnis der euro-
paischen Rechten deutlich, von der Pressefreiheit
bis zu illegalen Spenden. Auch die AfD demons-
triert dieses Verstandnis taglich.

Nach dem Video verlor die FPO 5 Prozent in den
Umfragen, doch die Tone, die am Tag danach
beim gemeinsamen Auftritt der rechten Nationalis-
ten aus elf europaischen Landern in Mailand zu
horen waren, lassen ahnen, dass sich die europai-
sche Rechte weiter radikalisiert. Da wurden die
Wahlen als Referendum zwischen Leben und Tod
— Leben und Tod — bezeichnet. Und da kindigte
man Widerstand und Rickeroberung an -
Ruckeroberung. Da wurde das kriegerische Bild
bemlht vom wahren Soldaten, der nicht kampft,
weil er hasst, was vor ihm liegt, sondern liebt, was
hinter ihm liegt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Pfui!)

Drohungen, die sich gegen die europaischen Eli-
ten, vor allem aber und unmissverstandlich gegen
in Europa lebende Menschen, Europaerinnen und
Europaer mit Migrationsgeschichte, richten, die
zum Feind erklart werden. In dieser "Schwarzen
Internationale", wie die italienische Presse die ver-
sammelte europaische Rechte nannte, war die AfD
mit Herrn Meuthen dabei.

An demselben Wochenende sind in Hamburg
15 000 Menschen unter dem Motto "Ein Europa fur
Alle — Deine Stimme gegen Nationalismus!" auf die
Stral’en gegangen, viele Zehntausende in anderen
deutschen und europaischen Grol3stadten. Das
waren grofe, bunte Demonstrationen, die auf die
Rechtsentwicklung eindrucksvolle Antworten gege-
ben haben.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Gli¢lii frakti-
onslos)

Pro-europaische Antworten. Antworten, die aber
auch deutlich machen, dass Europa sich andern
muss, wenn es eine Zukunft haben will, wie es im
Aufruf hie®. Wann hat es so gro3e Demonstratio-
nen fir Europa schon einmal gegeben? Sie sind
Ausdruck dessen, dass das aktive Interesse an
Europa wachst. Sie zeigen, dass sich in Auseinan-
dersetzung mit dem erstarkenden Nationalismus,
aber auch mit dem Zustand der EU, mit der Ab-
schottung, mit den neoliberalen Konzepten, die die
soziale ZerklUftung vertiefen,

(Zuruf von Michael Kruse FDP)
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(Christiane Schneider)

mit Aufriistung und Waffenexporten und so weiter
eine gesellschaftliche Diskussion entwickelt, wie es
mit Europa weitergehen muss, damit es weiterge-
hen kann.

Diese Debatte ist eine grole Chance. Sie ist auch
eine Herausforderung fir uns. Wir als demokrati-
sche Parteien mussen zuhdren und die Diskussion
mit allen fuhren, die die EU sozial, solidarisch und
demokratisch weiterentwickeln wollen. Wir miissen
diese Diskussion auch miteinander fihren. Wir
mussen Argumente austauschen. Wir kdnnen uns
streiten, von mir aus auch heftig. Aber eines muss
aufhoren: die Relativierungen der Gefahr, die von
der Rechtsentwicklung, von Nationalismus und
Rassismus ausgehen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Ewald Aukes FDP und Neba-
hat Gliglii fraktionslos)

Die OVP hat mit ihrer Koalition mit der FPO das
politische Koordinatensystem in Osterreich deutlich
nach rechts verschoben. Nach dem Auseinander-
brechen der Koalition rudern auch die konservati-
ven Krafte in der CDU zurlick, die bis dato mit ei-
ner Zusammenarbeit mit der AfD offen sympathi-
siert haben.

(André Trepoll CDU: Welche denn? Wer war
das denn?)

Bei dieser Absage soll es bitte bleiben.
— Sachsen zum Beispiel. Auch Sachsen.

(André Trepoll CDU: Ach! Stimmt doch gar
nicht!)

Aufhéren muss die Delegitimierung von Antifa-
schismus wie jlingst durch Innensenator Grote, der
etwa die Verteidigung des multikulturellen An-
spruchs Altonas durch die Antifa Altona Ost gleich-
setzt mit Angriffen auf das interkulturelle Zusam-
menleben durch extreme Rechte.

Und dass Sie, Herr Tjarks, uns in lhrem "Welt"-In-
terview mit der AfD gleichsetzen und davon schwa-
dronieren, wir kannibalisierten uns mit der AfD um
Protestwahler, das ist eine billige Polemik auf Kos-
ten eines antifaschistischen Grundkonsenses.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Lassen Sie uns streiten, aber lassen Sie uns das
demokratische und friedliche Zusammenleben ge-
gen Nationalismus und Rassismus verteidigen, in
Hamburg und in Europa. — Schénen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Glglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr llkhanipour be-
kommt nun das Wort fiir die SPD-Fraktion.

Danial llkhanipour SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren!

"Was willst du Uberhaupt? Als Rucksack-
deutsche hast du hier gar nichts zu melden."

"Geh doch zurtlick in dein Terrorland, wo du
herkommst."

"Dich kriegen wir auch noch."

Das sind nur drei Beispiele aus meinem personli-
chen Bekanntenkreis und bei Weitem nicht die
schlimmsten, denn mit Rlcksicht auf den parla-
mentarischen Sprachgebrauch halte ich mich hier
zuruck. Drei Beispiele, was sich Frauen und Man-
ner mit Migrationshintergrund seit geraumer Zeit
anhoren missen. Ich sage das, weil wir, wenn wir
Uber das Erstarken von Rechtspopulismus und -
extremismus sprechen, haufig abstrakt auf die Ge-
fahren hinweisen, auf die Bedrohung unserer De-
mokratie, unsere Meinungs- und Pressefreiheit,
unser friedliches Zusammenleben. Dies auch zu
Recht, denn schlielllich bedroht keine Gruppe von
Menschen den Frieden in Europa und unsere frei-
heitlichen Werte mehr als die Rechtspopulisten,
Rechtsextremen und Neofaschisten.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei Nebahat Gliglii fraktionslos,
Carl-Edgar Jarchow und Michael Kruse, bei-
de FDP)

Aber was wir selten tun, ist, auf die vielen Tausend
Nadelstiche zu achten, die Menschen in unserem
Umfeld ganz konkret seit geraumer Zeit jeden Tag
erleben, auf die Frauen und Manner, die immer
haufiger Hass, Anfeindungen und Beleidigungen
ausgesetzt sind. Und wenn man von irgendeinem
Erfolg der Rechtspopulisten da drauflen und auch
hier im Haus sprechen kann, dann doch, dass sie
mit ihrer Rhetorik daflr gesorgt haben, dass unbe-
scholtene Birgerinnen und Burger verbal und auch
physisch attackiert werden und sich in ihrer Hei-
mat, ob nun Wahlheimat oder gebdirtig, nicht mehr
wohl- und einige auch nicht mehr sicher fihlen.
Sich dort, wo man aufgewachsen ist, nicht mehr
willkommen und unsicher zu fihlen, das macht et-
was mit einem, das verandert einen.

Und dabei geht es uns in Hamburg, wenn man den
Vergleich ziehen mag, noch recht gut. Keine bren-
nenden Unterklnfte, keine von Trommeln begleite-
ten Fackelmarsche. Die internationale Tradition un-
serer Stadt, die wachsame Politik, die sich gegen
die Gefahren von rechts wehrt — ich erinnere an
die Warnung unseres Innensenators vor den "Mer-
kel muss weg"-Kundgebungen —, aber vor allem
die groRartige Zivilgesellschaft verhinderte Schlim-
meres. Und hierfiir méchte ich mich bei den Ham-
burgerinnen und Hamburgern bedanken, die regel-
maRig nicht nur ein Zeichen setzen, sondern den
unmittelbar Betroffenen auch Kraft geben.
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(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Gii¢lii frakti-
onslos)

Deutlich schlimmer sieht es bei unseren europai-
schen Nachbarn aus, bei denen sich diese Krafte
in den Regierungen festsetzen konnten. Salvinis
VorstoR in Italien, Migrantenkinder zu trennen und
nicht mit anderen Kindern essen zu lassen, oder
Osterreich mit der NS-Rhetorik, Migranten konzen-
trieren und ihnen eine Sonderbehandlung zuteil-
werden lassen zu wollen — in meinen Augen der
viel groRere Skandal als das, was jetzt durch die
Medien geht.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei Anna-Elisabeth von Treuen-
fels-Frowein FDP)

Und vor Kraft kaum laufend treffen sie sich, die
rechte Internationale in Mailand, die Salvinis, Le
Pens, Meuthens dieser Welt. Rechte Internationa-
le, ein Oxymoron par excellence. Und das Treffen,
das sie als Erfolg verkaufen, ist in Wahrheit entlar-
vend, denn auch hier gibt es keine gemeinsamen
Lésungen fiir die Probleme, sondern nur Dagegen-
sein, denn zu mehr ist rechtspopulistische Politik
nicht in der Lage. Der gemeinsame Nenner ist rei-
ne Destruktivitdt. Der Unterschied zwischen uns
und ihnen ist evident: Wir suchen in all unserer Un-
terschiedlichkeit nach Lésungen, sie nur nach Pro-
blemen.

(Dr. Alexander Wolf AfD: So ein Unsinn!)

Wir machen Politik fur die Menschen, sie gegen
sie. Wir wollen erschaffen, sie zerstoren. Und das
ist auch der Grund, weshalb rechte Politik nicht
funktionieren kann. Wo immer sie sich durchsetzt,
hinterlasst sie Chaos, wie beim Brexit oder in
Osterreich anschaulich zu sehen ist. Und ja, sie ist
auch selbstzerstorerisch, wie man an den AfD-Vor-
stdnden und auch an der Selbstdezimierung der
Hamburger AfD-Fraktion sehen kann. Aber darauf
dirfen und werden wir nicht warten, denn der
Schaden, den sie bis dahin anrichten, ist enorm.

Also ist die Botschaft auch klar: Wir werden nicht
weichen. Wir werden sie bekampfen. Aber anders,
als sie denken oder hoffen. Denn wenn sie uns ja-
gen wollen, werden wir sie entlarven. Wahrend sie
mit den Angsten der Menschen spielen, appellie-
ren wir an deren Mut. Wahrend sie die dunkelsten
Seiten von uns beschworen, bringen wir die besten
Seiten im Menschen zum Vorschein. Wahrend sie
Ldgen Uber uns verbreiten, erzahlen wir die Wahr-
heit Uber sie. Und wahrend sie Hass saen, ist
Menschlichkeit unsere Antwort.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Gii¢lii frakti-
onslos und Jérg Hamann CDU)

Wahrend sich am Wochenende die Rechte Euro-
pas zusammengetan hat, um zu Gberlegen, wie sie

ihr Gift besser verbreiten und Europa und unsere
europaische Gesellschaft weiter spalten kann, ha-
ben sich Menschen in Hamburg und in ganz Euro-
pa versammelt, um fiir ein offenes und tolerantes
und freies Europa zu demonstrieren, ein Europa
fur uns alle. Und dies war erst der Anfang. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Gliclii frakti-
onslos und Jérg Hamann CDU)

Prasidentin Carola Veit: Fur die CDU-Fraktion
bekommt jetzt Herr Westenberger das Wort.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Schneider, die Hamburger CDU in die Nahe der
AfD zu riicken,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, ha-
be ich auch nicht! — Heike Sudmann DIE
LINKE: Wir sind ja nicht in Sachsen!)

das preise ich einmal lhrer jungen politischen Lei-
denschaft ein. Und in dem Zusammenhang erlau-
ben Sie mir noch eine Kritik: Das Thema Europa
ausschlieBlich oder so intensiv und leidenschaft-
lich, wie Sie das in eine Verbindung mit Strache
gebracht haben ... Ich glaube, da kann Europa
mehr, da koénnen wir in diesem Haus mehr flr
Europa tun, als Sie das in lhrer doch, wie gesagt,
sehr leidenschaftlichen Rede gemacht haben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Ich glaube, in dieser Zeit und in der Welt, in der wir
leben, in der seit 1989 ganze Staatensysteme zer-
fallen, die noch Ausdruck einer Kolonialherrschaft
sind, in der sich politische und wirtschaftliche
Macht verschiebt, von Kontinenten zu Kontinenten,
hin zu Landern wie Indien und China, die kiinftig
riesige Marktmachte sein werden, in dieser Zeit
mussen wir der Bevdlkerung und auch zum Wohle
Europas hier aus diesem Hause eine Antwort lie-
fern. Wir missen den Menschen erklaren, warum
es sinnvoll ist, mit Europa gemeinschaftlich fiir un-
sere Werte und Ziele zu kampfen, statt sich in eine
politische Komfortzone zu flichten nach dem Mot-
to: Das ist mir alles zu viel, das schaffe ich nicht
mehr, das ist mir zu grof3, da ziehe ich mich lieber
zurlck. Ich glaube, wir brauchen eine Bevdlkerung,
die Ausdruck einer lebendigen Wertegemeinschaft
ist. Und ich glaube, wir brauchen eine Gesell-
schaft, die ihren Wohlfahrtsstaat auch fortent-
wickeln moéchte. Und das ist unsere Aufgabe als
Landesparlamente und als Bundesparlament, na-
turlich der Kollegen im Europaischen Parlament
auch, das ganz, ganz weit nach vorn zu tragen.

Es gibt Menschen, die sagen — egal auf welcher
Seite dieses Hauses — Wir haben ganz einfache
Losungen. Das mit der Welt, die zusammen-
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wachst, da haben wir ganz einfache Losungen. Wir
machen das mal so, dass wir keine Freihandelsab-
kommen haben wollen, wir machen das mal so,
dass wir uns zurick in Kolonialstaaten fliichten be-
ziehungsweise in eine Komfortzone, die eine Klein-
staaterei kennt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist unterir-
disch, Herr Westenberger!)

Die, die uns heute eine Kleinstaaterei versprechen,
versprechen uns eine Destabilisierung des ganzen
europaischen Kontinents. Sie versprechen uns Mil-
lionen von Arbeitsplatzen und sie versprechen uns
eines: den Import von wirtschaftlicher Macht und
von politischen Systemen, die wir hier auf unserem
europaischen Kontinent bewusst nicht haben wol-
len, weil sie Ausdruck von Ricksichtslosigkeit und
Machtvollkommenheit ist und auf diesem Kontinent
keine Zukunft haben wird, weil sie auch keine Ver-
gangenheit hatte.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD und den GRUNEN)

Ein Europa der Vaterlander ist nichts anderes als
der Ruckfall in Zollhirden, in unterschiedliche
Maleinheiten, in unterschiedliche Industrienormen
und in den Verlust von Millionen von Industriear-
beitsplatzen. Es wird unseren gesamten europai-
schen Kontinent enorm destabilisieren und uns auf
der Weltebene keinerlei Mitspracherecht mehr ge-
ben. Schon heute gehdren kaum noch Staaten der
Europaischen Union den G8 oder sogar G10 an.
Wir sind dann bedeutungslos, wenn es uns nicht
gelingt, mit einer Stimme innerhalb der Welt auf
unserem europaischen Kontinent zu sprechen.

Und wir werden auch keine gemeinschaftlichen L6-
sungen finden in der Welt, wenn es um die zerfal-
lenen Kolonialstaaten geht und darum, die Flicht-
lingsstrome zu lenken. Man nimmt uns nicht mehr
ernst, einmal abgesehen davon: Wer schlie3t noch
mit den Niederlanden, Danemark oder Deutsch-
land Aufienhandelsabkommen ab, wenn es Regio-
nen in China und Indien gibt, die deutlich gréRer
sind als fast die Halfte Europas?

Unsere Zukunft Europas kann nur lauten: Wir mis-
sen gemeinschaftlich Konflikte, die wir im inneren
Kreis haben, Uberwinden und uns an unsere ge-
meinsamen Ziele erinnern, um gemeinschaftlich fir
die Zukunft die Interessen unserer Bevolkerungen
nach vorn zu bringen und einen Wertekanon zu
haben, den wir alle leben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was hat das
mit Rechten zu tun?)

— Das ist diese junge Leidenschaft. Hochst verblif-
fend.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aber Ihre Ant-
wort ist noch viel verbliiffender! Das Thema
heil3t "Keinen Fulbreit den Rechten™)

— Frau Kollegin, geben Sie mir doch die Mdglich-
keit, meinen Satz zu beenden, dann erhelle ich Sie
vielleicht auch.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir brauchen die Moglichkeit, unseren Wohlfahrts-
staat, unsere europaischen Ziele weiterhin zu pfle-
gen, und wir brauchen die Mdglichkeit, innerhalb
der Welt mit einer Stimme zu sprechen. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD — Heike Sudmann DIE LINKE:
Das war keine erhellende Antwort!)

Prasidentin Carola_ Veit: Frau Gallina bekommt
das Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Anna Gallina GRUNE:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Die Europaische
Union hat sich um Europa verdient gemacht, ver-
dient um den Frieden auf einem Kontinent, auf
dem es so viel Krieg, so viel Zerstérung und so vie-
le Graueltaten gegeben hat. Die Europaische Uni-
on hat sich verdient gemacht dabei, dass wir
selbstverstandlich frei reisen kdnnen und dass wir
auch beieinander willkommen sind. Die Europai-
sche Union hat sich verdient gemacht beim Ver-
braucherinnenschutz, der Regulierung von Ban-
ken, beim Arten- und Naturschutz und bei der Si-
cherstellung von Rechtsstaatlichkeit und Stabilitat.
Und das sollten wir uns gemeinschaftlich vor Au-
gen flhren, wenn wieder jemand um die rechte
Ecke kommt und nérgelt, Europa wirde sich nur
um krumme Gurken kimmern.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei André Trepoll CDU)

Naturlich ist unsere Europaische Union nicht per-
fekt, aber sie ist einfach ein verdammt guter An-
fang und sie ist die beste Idee, die wir auf diesem
Kontinent jemals hatten.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und vereinzelt bei der CDU)

Und die Rechten, ja, die Rechten sind ein sehr ner-
viges Problem. Wie gro® das Problem ist, sehen
wir vielerorts, aktuell in Osterreich. Rechtsnationa-
le Politiker sind verantwortungslos, sie sind bereit,
das eigene Land fir ein bisschen Wahlkampfhilfe
zu verscherbeln. Sie versuchen, Rechtsstaatlich-
keit auszuhebeln und die freie Presse einzuschran-
ken. Und bei dem, was man auf dem Video zur Ibi-
za-Affare sehen kann, handelt es sich natirlich
nicht um ein singulares Ereignis. Dieses Verhalten
hat System und man kann sehen, in welches Sys-
tem sie wollen, die Rechtsnationalen, namlich in
einen korrupten antidemokratischen Staat, in dem
es nur um den eigenen Machterhalt gehen darf.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)
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Genau das darf man nicht tolerieren und deswe-
gen darf man mit ihnen auch nicht koalieren, wenn
man wirklich an Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit hangt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Wir alle entscheiden doch, wie viel Raum wir den
Rechtsnationalen geben wollen. Wir entscheiden
gemeinsam dariber am Sonntag bei der Wahl als
Wahlerinnen und Wahler, aber wir entscheiden
auch als Politikerinnen und Politiker dartber, wie
viel Raum wir ihnen geben. Diese Wahl ist eine
Demokratiewahl, und das nicht nur wegen der
Rechtsnationalen. Es ist eine Demokratiewahl, weil
es darum geht, dass wir ein handlungsfahiges
Europa brauchen, ein Europa, das Lésungen fin-
det, die so groB3 sind wie die Herausforderungen
unserer Zeit.

Wir leben in einer Welt, in der sich vieles veran-
dert, in der sich vieles neu ordnet. Deswegen brau-
chen wir ein Europa, das sich klar fir unsere
Grundwerte positioniert und entsprechend handelt.
Und weil es den Staatschefinnen und —chefs hau-
fig so schwerfallt, dabei zusammenzukommen,
mussen wir das Europaische Parlament, das de-
mokratisch legitimiert ist, endlich mit einem Initia-
tivrecht ausstatten, anstatt es abzuschaffen, wie es
die Rechtsnationalen fordern.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Stephan Jersch DIE LINKE)

Ich bin mir sicher, wenn der Mut kommt, geht der
Hass. Es ist die Aufgabe von uns demokratischen
Parteien, den Menschen in Europa diesen Mut zu
geben. Wir haben noch zwoélf Jahre Zeit, um die
Klimakrise aufzuhalten, zwdlf Jahre, um daflir zu
sorgen, dass der Lebensort von Menschen nicht
dem steigenden Meeresspiegel zum Opfer fallt.
Nur zwdlf Jahre, um unsere Energieversorgung,
unsere Landwirtschaft und unsere Mobilitdt 6kolo-
gisch zu organisieren. Und wir haben in Europa
kein Erkenntnisproblem, sondern wir haben ein
Handlungsproblem. Die Klimakrise ist die soziale
Frage unserer Zeit, und deswegen ist ein soziales
Europa und ein Okologisches Europa kein Wider-
spruch, sondern beides bedingt einander.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Gliglii
fraktionslos)

Kommt der Mut, geht der Hass, das bedeutet, wir
mussen den Menschen auch den Mut geben, an
uns zu glauben, indem wir dafiir sorgen, dass es
gerecht zugeht in Europa. Und gerecht ist ein
europaischer Mindestlohn. Gerecht ist, wenn Frau-
en genauso viel Geld verdienen wie Manner. Ge-
recht ist, wenn die Liebe zahlt und nicht das Ge-
schlecht. Gerecht ist, wenn auch die grofen Digi-
talkonzerne Steuern zahlen. Gerecht ist, wenn CO»
einen Preis bekommt und diejenigen, die es sich

nicht leisten kénnen, Bonusmeilen zu sammeln,
am Ende besser finanziell dastehen. Und gerecht
ist ein Europa, in dem keiner untergeht. Deshalb
sagen wir GRUNE: Kommt, lasst uns dieses ge-
meinsame neue Europa bauen.

(André Trepoll CDU: Erste parteipolitische
Rede heute!)

Und deswegen ist es so wichtig, dass viele Men-
schen auch in diesem Sinne tatsdchlich am Sonn-
tag zur Wahl gehen und vor allem Demokratie
wahlen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, verein-
zelt bei der LINKEN und bei Nebahat Giiglii
fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jarchow bekommt
nun das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Nach der Rede von Frau
Gallina muss ich einmal kurz durchatmen, gerade
am Ende so viel Gutes. Was sie da erwahnt hat, ist
doch ein sehr hehres Ziel. Ich denke, diese Ziele
sollten wir haben. Wir sollten aber nicht verkennen,
dass wir die Bevdlkerung erst einmal dazu bringen
mulssen — das, was sie am Ende gesagt hat —,
dass sie wirklich wahlen geht und die Wichtigkeit
und den Wert dieser europaischen Gemeinschaft
erkennt. Das scheint mir gerade im Wahlkampf im
Moment eine Erkenntnis zu sein, die sich noch
nicht ganz durchgesetzt hat.

"Keinen FuBbreit den Rechten!", fur "Solidaritat,
Gerechtigkeit, Demokratie, Vielfalt" — das klingt
durchaus vernunftig, auch und gerade vor dem
Hintergrund der Ibiza-Affare und dem Aufstieg po-
pulistischer Parteien in vielen europaischen Lan-
dern in den letzten Jahren. Ich wirde es trotzdem
gern erweitern und wurde meinen, dass es richti-
ger heil3en sollte, keinen FuRbreit den Extremen.

(Beifall bei der FDP, der CDU, vereinzelt bei
der SPD und bei Harald Feineis AfD)

Denn wir haben im Moment zweifelsfrei von der
rechten Seite des Parlaments oder des Parteien-
spektrums, von Rechtspopulisten, von rechtsextre-
men Parteien, eine sehr viel groRere Gefahr als
von der anderen Seite. Aber wir haben auch, und
das sollte man nicht verkennen, im Europaischen
Parlament durchaus Fraktionen, die ebenfalls nicht
unbedingt die Werte vertreten, die flr uns alle hier
als demokratische Mitte im Mittelpunkt stehen.

Der Fokus liegt im Moment auf den Rechtspopulis-
ten, und das ist auch gut so. Besser ware es natur-
lich, sie waren nicht so populdr und so erfolgreich.
Aber in der Tat, Herr Nockemann, ist das Verhal-
ten von Herrn Strache kein singularer Vorgang.

(Dirk Nockemann AfD: Da haben sie recht!)
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Das hat Ihr Chef, Herr Meuthen, gesagt, er wollte
das etwas abwerten als singularen Vorfall. Das ist
es sicherlich nicht. Aus den AuRerungen wird ndm-
lich eines klar, und das zieht sich wie ein Faden
durch die Argumentation vieler rechtsnationaler
Parteien in Europa: Wogegen ist man eigentlich?
Wogegen sind diese Parteien explizit? Meinungs-
freiheit steht an erster Stelle. Unabhangige Medi-
en, Offentlich-rechtlicher Rundfunk sind im Fokus.
Den will man abschaffen, man will ihn durch Ge-
folgsleute ersetzen. Was hat man noch im Fokus?
Siehe Polen: unabhéangige Justiz, Verachtung des
politischen Establishments in der EU. Diese Ein-
stellung eint die extremen Rechten in Europa und
Ungarn gilt als Vorbild. Das muss uns Warnung
sein. Dazu kommt, mit Ausnahme von Polen in die-
sem Falle, ein enges Verhaltnis zu Autokraten wie
Putin, der diese Parteien auch noch finanziert; ein
bemerkenswerter Vorgang.

Gerade im 70. Jahr unseres Grundgesetzes sollten
wir doch die dort festgeschriebenen Werte auch in
Europa erhalten und versuchen, durchzusetzen.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Die Rechte des Einzelnen, Meinungs-, Demonstra-
tionsfreiheit, unabhangige Justiz, Menschenrechte,
Wabhlfreiheit, all diese Dinge, die wir schatzen ge-
lernt haben in 70 Jahren Grundgesetz — vielleicht
reden wir nachher noch dariiber —, das sollte doch
die Richtschnur sein, auch fiir das Zusammenwir-
ken in der Europaischen Union. Hierfiir sollten wir
uns mit aller Kraft einsetzen. Und dort, wo dies
nicht beachtet wird — ich sage das eindeutig, und
das ist eine Sache, die mich sehr stért an der EU —
wie zum Beispiel in Ungarn, muss es Konsequen-
zen haben. Es kann nicht sein, dass in diesen Fal-
len die wirtschaftlichen Interessen vorgehen vor
dem Interesse an Grund- und Menschenrechten,
die dort verletzt werden, und man trotzdem solche
Lander weiterhin als Mitglieder in der EU behalt.
Das halte ich fiir nicht akzeptabel und das gilt es
zu verhindern. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU, vereinzelt bei
der SPD und bei Nebahat Glglii
fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Dann hat Herr Nocke-
mann das Wort flr die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Hier ist heute
mehrfach das sogenannte Ibiza-Strache-Video the-
matisiert worden. Daraus werden sofort wieder An-
griffe gegen die AfD gefahren.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Frau Schneider sprach davon, die AfD wolle sich
den Staat zur Beute machen. Kein geringerer als
Richard von Weizsacker hat vor vielen Jahrzehn-

ten gesagt, die politischen Parteien haben sich die-
sen Staat zur Beute gemacht, und das geht doch
wohl an Sie und nicht an die AfD.

Die Hamburger AfD hat sich nunmehr wiederholt
klar und unmissverstandlich gegen jede Form von
politischem Extremismus ausgesprochen. Gegen
Extremismus von rechts und von links. Wer aber
wie die Links-Partei nur immer einseitig gegen
rechts, was immer das sein mag, agitiert, und auf
der anderen Seite haufenweise schrage Solidari-
tatsadressen an die linksextremistischen Brandstif-
ter in dieser Stadt sendet und auch Linksdiktatoren
wie Maduro oder vormals Chavez in Venezuela
huldigt,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

der desmaskiert sich selbst, der will sich als Bock
zum Gartner machen.

(Beifall bei der AfD)

Wer das tut, dem geht es auch wirklich nicht ernst-
haft um die Bekdmpfung des Extremismus. Sie von
der Links-Fraktion haben sich auch nie ernsthaft
von den Gewalttdtigkeiten beim G20 distanziert
und die Verurteilung der Straftater verlangt. Nein,
wenn ein Vertreter der Links-Partei die Begriffe De-
mokratie und Gerechtigkeit in den Mund nimmt,
dann ist hochste Vorsicht geboten, dann ist die
birgerliche Freiheit, wie wir sie kennen und schat-
zen, in allerhéchster Gefahr.

(Beifall bei der AfD)

Wenn lhre politischen Vorstellungen in diesem
Land, und Gott bewahre uns davor, umgesetzt
werden, dann wird die burgerliche Freiheit und die
freiheitliche Demokratie in diesem Land mit Stumpf
und Stiel ausgerottet werden. Es ist unglaublich,
dass die SPD in Bremen, die nun nach 70 Jahren
erstmals nicht mehr starkste Partei wird, ihre
Macht am Sonntag zu behalten versucht, indem
sie auch eine Koalition mit diesen Salonsozialisten
nicht mehr ausschlief3t. Das misste den Konserva-
tiven unter lhnen in der SPD doch sehr zu denken
geben. "Keinen Fulbreit den Rechten!", so schrei-
ben Sie. Wir wissen, dass Sie damit nicht nur die
Rechtsextremisten meinen, die die Verfassung be-
kampfen; da hatten Sie uns sogar auf Ihrer Seite.

(Zurufe von der LINKEN)

Ihnen geht es um nicht mehr und nicht weniger als
um den Kampf gegen die bei Ihnen ach so verhas-
ste burgerlich-liberale Gesellschaft. Sie gebrau-
chen und Sie missbrauchen die Demokratie so lan-
ge, bis Sie an der Regierung sind.

In lhrem Antrag unterscheiden Sie auch gar nicht
zwischen rechts, rechtsextrem, rechtsradikal,
rechtskonservativ, liberal-konservativ,

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN)
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nein, alle politischen Stromungen, die Ihnen nicht
in den Kram passen, werden als rechts oder als
nationalistisch stigmatisiert und unter den politi-
schen Bann gestellt, und das ist politisch unredlich.
Keinen FuBbreit gegen rechts, das bedeutet fur
Sie die Einschichterung und Bedrohung von Wir-
ten, die der AfD Raume zur Verfligung stellen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, hér doch auf!)

Das bedeutet fiir Sie Schmierereien auf Privathau-
sern von AfD-Mitgliedern. Das bedeutet fir Sie De-
nunziantentum bei Arbeitgebern und bei Vermie-
tern. Das bedeutet fir Sie die massenweise Zer-
stérung von AfD-Plakaten. Das bedeutet fir Sie
Hetze gegen alles, was birgerlich ist. Sie diffamie-
ren Millionen sogenannter alter weiller Manner als
Rassisten und merken gar nicht, dass Sie sich da-
mit als die groten Rassisten entlarven.

(Beifall bei der AfD)

Niemand ist rechtsradikal, der verhindern will, dass
wir in eine linksextreme oder eine linksradikale Be-
lehrungsdiktatur abstlirzen, in der Menschen wie
Sie das Sagen haben. Niemand ist rechtradikal,
der fUr Meinungsfreiheit kdmpft, so wie sie im
Grundgesetz verankert ist. Niemand ist rechtsradi-
kal, der auch flr die Deutschen ein Recht auf Hei-
mat verlangt. Niemand ist rechtsradikal, der ein
Uberzeugter Patriot ist, ohne andere Nationen her-
abzuwadrdigen.

(Nebahat Gliglii fraktionslos: Ach, ach, ach!)
— Ja, da missen Sie nicht so reagieren.

Woas ist daran rechts, wenn ein Herr Salvini sagt,
ich habe Millionen von ltalienern, die in Armut le-
ben, erst, wenn ich die versorgt habe, erst, wenn
ich mich um die gekimmert habe, dann kann ich
mich um die zugewanderten Auslander kimmern?

(Zurufe von Nebahat Gigli fraktionslos und
Dirk Kienscherf SPD)

Ich wiirde mir wiinschen, dass das auch einmal ei-
ne deutsche Bundeskanzlerin sagt.

(Beifall bei der AfD)

Niemand ist rechts, der sagt, es dirfen nur kontrol-
lierte Einreisende nach Deutschland kommen, da-
mit Deutschlands Sicherheitsinteressen gewahrt
werden, und niemand ist rechts, der darauf hin-
weist, dass durch die Zuwanderung insgesamt ei-
ne Billion Euro an Sozialstaatskosten ausgelOst
werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Jens-Peter Schwieger
SPD: Lesen Sie mal das Grundgesetz!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter!

Kampf gegen rechts, fir Vielfalt zur Europaparla-
mentswahl — ein kurzer Satz, darin sechs Lugen.

Erstens: Kampf ist physische Auseinandersetzung
oder geistige oder zumindest besondere Anstren-
gung, mit dem Risiko, Blessuren — auch sozialer
Art — davonzutragen. Nichts davon trifft hier zu.
Kein Risiko, auf dem Wege zusammengeschlagen
zu werden, wie wir es kennen. Kein Risiko, beim
Arbeitgeber denunziert zu werden. Keine Anstren-
gung. Die Kundgebung am Samstag glich eher ei-
ner Fronleichnamsprozession, behabig, selbstge-
fallig im Zelebrieren der marenden Méar von der ei-
genen moralischen Uberlegenheit.

Zweite Lige: Gegen rechts? Nein, gegen das
Recht, speziell gegen das Recht auf freie Mei-
nungsaulerung, das Demonstrationsrecht, das
Recht auf korperliche Unversehrtheit — Werte, die
wir mit dem Grundgesetz feiern. Die SED trommelt
fur deren Uberwindung.

(Anna Gallina GRUNE: Aber Sie sprechen
noch Uber das Thema?)

Dritte Lige: Vielfalt? Nein, das breite Bundnis ver-
tritt Einfalt, einen engen Meinungskorridor, zerstrit-
ten allein in der Frage, wie die eigenen Gewaltfan-
tasien und Praktiken zu verbramen sind. Vielfalti-
ger wird das Bekdmpfte; Positionen, die noch vor
zehn Jahren in der CDU mehrheitsfahig waren,
sollen ganz verschwinden.

Vierte Lige: Europa sagen Sie und meinen die
EU. Tlcke oder Naivitat? Europa hat 10,5 Millio-
nen Quadratkilometer Flache, die EU 4,3 Millionen,
ab Halloween dann weniger, keine 40 Prozent
Europas. Ja, bei der Bevdlkerung ist es mehr, zwei
Drittel der Europaer sind heute EU-Blrger, bald
nur noch drei Flnftel. 48 Prozent der Europaer
sind wahlberechtigt, da sind jetzt die Briten schon
abgerechnet. Vermutlich gehen 24 Prozent wah-
len, das heillt, die Vertreter von 12 Prozent der
Europder kdnnen den vom europaischen Sowjet
nominierten Kommissionsprasidenten abnicken.

(Heiterkeit bei André Trepoll CDU)

Es wird ein Deutscher, der schon einmal von der fi-
nalen Lésung der ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):* Es
wird ein Deutscher, der schon einmal von der fina-
len Ldsung der Flichtlingsfrage schwadroniert
— jetzt stellen Sie sich einmal vor, ein AfDler hatte
das gesagt, ja, Herrn Weber lassen Sie es durch-
gehen — oder ein Franzose, dessen Ehrgeiz es ist,
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die Englander auf die Knie zu zwingen. Dabei wis-
sen Sie doch, dass das nicht gelingt. Haben Sie
nichts aus der Geschichte gelernt?

Finfte Lige: Parlament — das teuerste der Welt.
Ein echtes Parlament kann Gesetze initiieren, nicht
so in StraBburg und Briissel. In einem echten Par-
lament wird kontrovers debattiert und mit Span-
nung das Ergebnis der Abstimmungen erwartet,
wie Sie es im House of Commons bewundern kén-
nen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Thema!)

Gut, da sind wir in Deutschland auch nicht ver-
wohnt. Wozu ist das sogenannte EU-Parlament
da? Gesetze, die auf nationaler Ebene nicht durch-
setzbar sind, werden vom sogenannten EU-Parla-
ment abgenickt und den Nationen aufgedriickt. So
wird ein Schein der Demokratie geziindet und alles
in der Schwebe gehalten: Kein Bundesstaat, weil
den die selbstbewussten Nationen nicht wollen,
auch die Franzosen nicht wegen ihres Status als
UN-Vetomacht und ihren Atomwaffen, aber auch
kein Europa der Vaterlander, weil dann der ganze
birokratische Wasserkopf Gberfllissig ware.

Sechste Luge: Wahl. In Deutschland kommen
zwolfmal so viele Einwohner auf einen Abgeordne-
ten wie in Malta, 190-mal so viele bei den Kommis-
saren. Auch im Vergleich mit dem gesamten Rest
der EU sind es in Deutschland fiinfmal so viele
Einwohner, die von einem Kommissar vertreten
werden. Der Grundsatz "One man — one vote" wird
also in so krasser Weise verletzt, dass es sich ver-
bieten musste, von Wahl zu sprechen.

Fazit: Nicht wahlen? Wann wirden sie ins Nach-
denken kommen? Wahlbeteiligung unter 40 Pro-
zent? 30 Prozent? 15 Prozent bei der SPD? Die
AfD hat die Chance verpasst, nicht anzutreten; mit
der Begrindung, dass es ein sinnloses Parlament
ist, hatte sie so Glaubwirdigkeit zuriickgewinnen
kénnen. Eine Losung fir die AfD-Abgeordneten
ware: nicht routinemaRig im sogenannten EU-Par-
lament hocken, in ihren erlernten Berufen weiterar-
beiten und mit den Diaten, oder besser genannt
mit der Mast, zum Beispiel einen Fonds flr Betrof-
fene von Migrantengewalt oder linker Gewalt spei-
sen. — Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.

(Gerhard Lein SPD: Von Aufmerksamkeit
kann keine Rede sein!)

Prasidentin Carola Veit: Frau Gugli bekommt
das Wort.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wir missen uns hier
Dinge anhéren, die nicht nur unertraglich sind; sie
sind falsch und sie sind verlogen durch und durch.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der LINKEN und der FDP)

Sie haben versucht, sowohl Herr Flocken als auch
die AfD, eine sehr wichtige Debatte — und ich bin
der LINKEN wirklich dankbar, dass Sie sie ange-
meldet hat — in eine voéllig andere Richtung zu
schieben. Aber ich frage Sie: Von wem geht denn
diese Gefahr aus in Europa? Es sind Menschen
wie Sie, die lhr Gedankengut teilen und sich einer-
seits als Huter der Ordnung gerieren, aber gegen
genau diese Ordnung arbeiten und sie abschaffen
wollen.

Sie stellen sich hier hin und tun so, als wiirden Sie
fur Werte einstehen. Was sind denn lhre Werte?

(Dirk Nockemann AfD: Das habe ich Ihnen
erzahlt! Haben Sie nicht zugehort?)

Ablehnung, Respektlosigkeit vor Unterschiedlich-
keit? Die Wirde des Menschen ist unantastbar.
Das gilt bedingungslos fiir alle, auch fir Menschen,
die Sie nicht gern sehen, und genauso fir Flicht-
linge, Muslime, Menschen mit Migrationsgeschich-
te. Es ist ungeheuerlich, mit welcher Rhetorik Sie
hier Hass saen, und ich kann lhnen nur sagen: Sie
sind die eigentlichen Hassprediger in unserer Ge-
sellschaft und nicht immer die anderen, auf die Sie
zeigen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Ich mdchte Sie, Herr Nockemann, fragen, ob lhnen
bekannt ist, dass gegen 48 AfD-Mitglieder, teilwei-
se auch Funktionare, staatsanwaltschaftliche Er-
mittlungen laufen wegen Betrug, Korruption, sexu-
eller Noétigung. Das verschweigen Sie hier, Sie
sprechen lieber von singuldaren Problemen. Nein,
das sind keine singularen Probleme.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Es ist lhrem Gedankengut immanent. Sie werden
sich damit abfinden muissen, dass wir eine Gesell-
schaft haben, die in Vielfalt, in Einheit lebt, die Re-
spekt vor dem anderen hat, die die Unterschied-
lichkeit wertschatzt, solange alle Menschen die
Grenzen, dass sie andere nicht beschneiden, ak-
zeptieren. Aber Sie sind wirklich die Gefahr, Sie
sind geistige Brandstifter.

(Dirk Nockemann AfD: Sie haben nichts ver-
standen!)

Sie werden sehen, ich habe grofes Vertrauen in
die Menschen in Europa und ich habe grolRes Ver-
trauen in die Wahlerinnen und Wahler. Ihre Maske
ist schon lange abgefallen und Ihre wahre Fratze
hervorgetreten.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und vereinzelt bei der FDP)
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Prasidentin Carola Veit: Frau Gugcli, beim nachs-
ten Mal gilt auch fiir Sie der parlamentarische
Sprachgebrauch. — Jetzt gibt es eine Wortmeldung
unseres Ersten Burgermeisters. Das Wort hat Herr
Dr. Tschentscher.

Erster Biirgermeister Dr. Peter Tschentscher:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Ich mdéchte dann doch wenige Tage vor
der Europawahl gern noch einmal den Gedanken
der europaischen Einigung in positiver Weise mit
unserer Stadt verbinden. Hamburg ist seit jeher ei-
ne internationale Stadt. Wir sind, wie wir sagen,
das Tor zur Welt. Viele Menschen sind in den ver-
gangenen Jahrhunderten Uber Hamburg ausge-
wandert, und viele sind Uber unseren Hafen zu uns
gekommen. Menschen aus Uber 180 Staaten le-
ben in unserer Stadt, Gber 600 000 Biirgerinnen
und Burger haben, wie man technisch sagt, einen
Migrationshintergrund. Fir uns ist es deshalb
selbstverstandlich, dass unterschiedliche Kulturen
und Religionen in Hamburg gemeinsam gelebt
werden. Anders als es Populisten weismachen
wollen, ist das kein Problem.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Wir sehen diese Vielfalt als etwas Positives, das
unsere Stadt lebendig, attraktiv und stark macht,
stark fir unsere Wirtschaft, stark in der Wissen-
schaft und in vielen anderen Bereichen, in denen
es auf Internationalitat und Offenheit ankommt. In
diesem Geist haben wir auch viele Fluchtlinge auf-
genommen in den letzten Jahren, die zu uns ge-
kommen sind aus sehr, sehr ernsten Griinden.
Tausende von ihnen haben mittlerweile eine Aus-
bildung, Qualifizierung oder Arbeit aufgenommen.
Das ist sehr gut fur die Integration und es hilft uns
in einer Zeit, in der wir eine groRe Nachfrage nach
Arbeitskraften haben. In dieser Offenheit und in
diesem Geist gehen wir auch auf Europa zu.

Die Europaische Union hat unerwartet schwere
Belastungen Uberstanden. Viele haben gesagt,
daran zerbricht die Europaische Union: an der Fi-
nanzmarktkrise, der Staatsschuldenkrise. Aber die
Verhandlungen Uber den Brexit haben gezeigt,
Europa halt zusammen. Ubrigens, Brexit hin oder
her, die Freie und Hansestadt Hamburg gilt als die
britischste Stadt Deutschlands. Wir werden auch in
den nachsten 100 Jahren sehr gute Beziehungen
zu Grofbritannien pflegen, ob es nun zu dem Bre-
xit kommt oder nicht. Da bin ich mir bei der interna-
tionalen Offenheit ziemlich sicher, die wir gerade
gegenuber GroRbritannien die letzten 100 Jahre
hatten.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Aber es ist uns eben bewusst geworden, dass die
europaische Einigung keine Selbstverstandlichkeit
ist, dass wir uns wieder aktiv dafiir einsetzen mus-
sen, denn wir wissen, vieles kdnnen wir nur ge-
meinsam erreichen: Klimaschutz, Wissenschaft
und Technologieentwicklung, die Wettbewerbsfa-
higkeit unserer Unternehmen, soziale Stabilitat und
demokratische Freiheit. Wir missen sehen, die
Welt hat sich weiterentwickelt, wir sind nicht mehr
da, wo wir vor 40 Jahren waren ohne die Europai-
sche Union. Wir sind allein in Deutschland im inter-
nationalen MafRstab gar nicht mehr handlungsfa-
hig. Nur als ein gemeinsames Europa mit Uber
500 Millionen Menschen sind wir ein ernst zu neh-
mender Partner, ein starker Partner flir andere in
der Welt, fur China, fir Russland, die Vereinigten
Staaten. Europa ist kein Problem, sondern es ist
die Loésung flr vieles, das uns in Deutschland,
auch in Hamburg wichtig ist und was wir eben nur
in einem gemeinsamen Europa erreichen kénnen:
faire Loéhne und Arbeitsbedingungen, Fair Trade,
gerechte internationale Besteuerung von Unter-
nehmen, kiinstlerische Freiheit und Urheberrechte,
Klimaschutz und vieles mehr. Das alles kdnnen wir
in Hamburg und in Deutschland allein nicht errei-
chen, aber in einem gemeinsamen Europa kénnen
wir das.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Sehr geehrte Damen und Herren! Hamburg ist wirt-
schaftlich stark und international. Wir sind eine
vielfaltige Stadt, in der Wohlstand und das Leben
seit Jahrhunderten darauf beruhen, dass wir gute
Beziehungen in alle Welt pflegen. Es geht bei der
Europawahl genau darum: um wirtschaftliche Kraft
und Wohlstand, um Demokratie und Freiheit. Des-
wegen ware es ein grolartiges Signal, wenn gera-
de die Burgerinnen und Birger der Freien und
Hansestadt Hamburg an der Europawahl teilneh-
men gegen Populismus, fur Europa und damit fur
Hamburg. — Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, den GRU-
NEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Giiglli fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dolzer bekommt
das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen und
Kollegen, Frau Prasidentin! Am letzten Wochenen-
de gingen Hunderttausende Menschen in vielen
Stadten Europas auf die StralRe. Sie demonstrier-
ten gegen Nationalismus, gegen Rassismus, die
menschenverachtende Fllichtlingspolitik der EU,
der zufolge mehr als 50 000 Menschen in den letz-
ten zehn Jahren starben, und gegen die wachsen-
de Bedrohung durch rechtspopulistische und
rechtsradikale Krafte. Dieser Protest ist wichtig und
notwendig, denn rassistische und faschistische
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Krafte zu bekampfen, muss eine der Lehren sein
aus Faschismus und Krieg — einem Krieg, der ganz
Europa in Trimmer legte, 6 Millionen Judinnen und
Juden, 500 000 Sinti und Roma, 27 Millionen Men-
schen aus Russland und vielen weiteren Millionen
Menschen aus Deutschland und der ganzen Welt
das Leben kostete.

In vielen Landern Europas sind die radikalen Rech-
ten erneut erstarkt, in einigen Landern sind sie so-
gar an der Regierung beteiligt, wie Salvini in Itali-
en, wie die gesamte Regierung in Ungarn oder die
FPO in Osterreich. Dieses Erstarken ist ein Aus-
druck einer tiefen Krise der EU, deren Griinde wir
ndchtern betrachten und analysieren missen. Es
ist ein grof3er Skandal, dieses Video, das jetzt auf-
getaucht ist, aber eine viel groRere besorgniserre-
gendere Entwicklung ist, dass rechte Krafte wie die
OVP in Osterreich mit der FPO — mit Rechtsradika-
len — zusammengearbeitet haben. Das darf in
Deutschland nicht passieren.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Nebahat Giiglii fraktions-
los)

Wer ein vereintes und solidarisches Europa an-
strebt, der muss ein Europa anstreben, in dem die
Menschen respektvoll und solidarisch zusammen-
leben. Der muss aber auch die Grinde der Krise
hinterfragen. Der muss sehen, dass die neoliberale
Politik und die Austeritatspolitik Momente sind, die
immer mehr Menschen ausgrenzen in Europa und
die sudeuropadischen Lander in Krisen getrieben
haben — Stichwort Exportiiberschiisse aus Zentral-
europa, insbesondere aus der Bundesrepublik,
und die Reaktionen, die dort daraufhin passieren.
Der muss sehen, dass es eben nicht reicht, eine
gleichmachende Politik zu betreiben, wie Herr
Tjarks das zum Beispiel gemacht hat. Es ist wich-
tig, dass wir lechts und rinks nicht verwechseln,
wie das einmal gesagt worden ist;

(Dennis Gladiator CDU: Beides ist schlecht!)

ich glaube, das ist eher der Versuch zu kaschieren,
dass man die wahren Momente der Krise der Euro-
paischen Union nicht wahrnimmt. Die neoliberale
Politik ist momentan gestrandet. Wir missen das
wahrnehmen. Wir missen wahrnehmen, dass es
wichtig ist, Menschen gleiche soziale Rechte zu
geben, dass die regionalen Unterschiede ausgegli-
chen werden mussen, dass der Haushalt in Europa
in diese Richtung geht, dass die regionalen Unter-
schiede ausgeglichen werden, dass die Menschen
teilhaben kénnen an der Gesellschaft, und zwar
Uberall. Wenn wir das nicht machen, dann ver-
harmlosen wir die Rechtspopulisten und geben ih-
nen die Nahrung, auf der sie aufbauen, denn sie
bauen auf einer realen Krise auf — mit einfachen
Lésungen und ausgrenzenden Lésungen.

Ich vermisse bei SPD und GRUNEN, dass Sie auf
dieses Argument eingegangen sind. Wir missen

die Rechten wirklich stark bekampfen und das,
was dahintersteht. Sie muissen die Krise sehen
und auch lhre Verantwortung dafiir, und deshalb:
ganzheitliche Verantwortung fur die Krise.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Sie sind doch auch ein Populist!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Giffei hat das Wort
far die SPD-Fraktion.

(Zuruf)

Uwe Giffei SPD:* — Ob ich das erfilllen kann, da
bin ich mir nicht sicher.

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist richtig und notwendig, gerade jetzt
vor der Europawahl nachdricklich auf die Gefah-
ren hinzuweisen, die das Erstarken der autoritaren
Nationalisten fiir die europaische Idee und die
Europaische Union bedeuten. Die meisten meiner
Vorrednerinnen und Vorredner haben das Notwen-
dige dazu bereits gesagt. Ich teile aber auch die in
dem Titel der Aktuellen Stunde zum Ausdruck
kommende Analyse, dass diese besorgniserregen-
den Entwicklungen ein Symptom von Fehlentwick-
lungen der vergangenen Jahrzehnte sind. Es wa-
ren auch die blinde Deregulierung und Liberalisie-
rung vor allem der Finanzmarkte, die zum grof3en
Crash 2008 fuhrten, die Bankenrettung notwendig
machte und die sogenannte Eurokrise mafgeblich
ausléste. Die Folgen waren grofde soziale Verwer-
fungen zwischen den und innerhalb der Staaten
der Europaischen Union.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Européaische Union wird nur dann erfolgreich
sein, wenn sie ihren Blrgerinnen und Birgern Si-
cherheit bietet. Die Sozialdemokraten sind jedoch
davon Uberzeugt, dass dies vor allem auch soziale
Sicherheit bedeutet, soziale Sicherheit und die
Perspektive, im Miteinander gemeinsam und nicht
auf Kosten anderer die eigene Lebenssituation
schrittweise verbessern zu kénnen. Das meinen
wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in
Deutschland und Europa, wenn wir vom sozialen
Europa sprechen, und dafiir werben wir am nachs-
ten Sonntag.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Was flr Europa gilt, gilt auch fur Hamburg. Es gilt,
wachsam zu sein im Bereich des Rechtsextremis-
mus und im Hinblick auf die nationalistische Rech-
te. Das ist der rot-griine Senat durch ein aufmerk-
sames Landesamt fiir Verfassungsschutz und
auch im Bereich der Pravention durch das etablier-
te und erfolgreiche Landesprogramm "Hamburg —
Stadt mit Courage", dessen tragender Bestandteil
das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus
ist. Vor allem aber gilt es, durch eine aktive soziale
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Politik dazu beizutragen, dass die Fliehkrafte in un-
serer Gesellschaft gemindert werden. Dieses Ziel
steht im Zentrum der Politik dieser Koalition und
dieses Senats:

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

durch eine ehrgeizige und erfolgreiche Wohnungs-
baupolitik, durch die Ausschépfung der verfiigba-
ren Instrumente zum Schutz der Mieterinnen und
Mieter, durch einen tariflichen Mindestlohn von
12 Euro bei allen bei der Stadt selbst Beschaftig-
ten, durch zahlreiche MaRnahmen im Bereich der
guten Arbeit, durch flachendeckende, kostenfreie
Kitas, durch flachendeckendes Ganztagsschulan-
gebot und durch eine ambitionierte und engagierte
Integrationspolitik. Es lie3e sich noch viel mehr an-
fugen.

SPD und GRUNE arbeiten kontinuierlich fiir das
soziale Hamburg. Zum einen, weil es gerecht ist,
aber nicht zuletzt auch, weil es — und vielleicht ist
uns das heute wieder bewusster als noch vor
15 Jahren — eine wichtige Voraussetzung flur eine
stabile, an den Werten des Grundgesetzes orien-
tierte Demokratie ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr Westenberger be-
kommt das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU:* Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, bis zu
den Vorrednern, die mit Europa sachlich etwas
besser umgegangen sind als die Redner davor ...
Ich moéchte einmal daran erinnern, was wir mit
Europa eigentlich haben. Wir werden gleich hof-
fentlich noch Gber 70 Jahre Grundgesetz sprechen
und ich méchte Sie einmal an geltendes deutsches
Recht erinnern, das Bestandteil der Europaischen
Menschenrechtskonvention ist, die 1950 auf euro-
paischem Kontinent verabschiedet worden ist.

Artikel 1: Verpflichtung der Achtung des Men-
schenrechts; Artikel 2: Recht auf Leben; Artikel 3:
Verbot von Folter; Artikel 4. Verbot der Sklaverei
und Zwangsarbeit; Artikel 5: Recht auf Freiheit und
Sicherheit; Artikel 6: Recht auf faires Verfahren;
Artikel 7: Keine Strafe ohne Gesetz; Artikel 8:
Recht auf Privatheit und Familienleben; Artikel 9:
Gedankenfreiheit; Artikel 10: Meinungsfreiheit; Arti-
kel 11: Versammlungs- und Vereinsfreiheit.

Das alles war bis 1950 auf europaischem Boden
keine Selbstverstandlichkeit. Dieses Recht ist Ver-
waltungs- und Verfassungsrecht in Deutschland
zugleich — und wir kloppen uns herum zwischen
den Linken und den Rechten um Begriffe, die Sie
sich gegenseitig um die Ohren hauen, statt hier
einmal wirklich die Bedeutung unserer Europai-
schen Union und unserer Europaischen Verfas-
sung hervorzuheben.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

Der Erste Burgermeister war so lieb und hat aus
meiner Rede insbesondere den AuRRenhandel und
auch die Bedeutung des europaischen Kontinents
noch einmal hervorgehoben.

(Heiterkeit bei der SPD und der CDU — Ers-
ter Biirgermeister Dr. Peter Tschentscher:
Das habe ich abgeschrieben!)

Welche Mdglichkeiten haben wir denn, gemeinsam
zu gehen, und welche Mdglichkeiten haben wir, je-
weils getrennte Wege zu gehen? Wir erleben doch
auch innerhalb der Europaischen Union, welche
Nachteile es bringt, einen Amokkurs zu fahren und
aus der Vernunft auszuscheren. Insbesondere die
Manner in diesem Haus wissen doch seit ihrer
Kindheit: Dreimal auf die Herdplatte zu driicken,
bringt keinen Erfolg, insbesondere, wenn sie an ist.
Wir erleben jede Woche wieder im britischen Par-
lament, in welch unségliche Situation sie sich und
ihre Gesellschaft gefuhrt haben, und auch, in wel-
cher Hoffnungslosigkeit dieses Parlament und die-
se Gesellschaft sich gerade befinden. Es muss
doch wirklich ein Ansinnen sein, den Menschen,
mit denen wir derzeit jeden Tag an den Infostan-
den sprechen, die Bedeutung und die Sinnhaftig-
keit Europas naherzubringen, statt hier schmutzige
Wasche zu waschen. Deswegen, bitte, liebe LIN-
KE, die Themenwahl war unglicklich, sehr un-
glucklich. Das hatten wir hier besser machen kon-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Wolf fur die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Es wurden in ver-
schiedenen Reden unterschiedliche Fake News
losgelassen, darauf kann und will ich gar nicht im
Einzelnen eingehen, sondern mich am Thema ori-
entieren.

(Zurufe von der SPD — Arno Miinster SPD:
Erst mal behaupten!)

Das Thema, das DIE LINKE angemeldet hat, muss
man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen:
"Keinen FuBbreit den Rechten!", geht es da los.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Hier offenbart sich eine Ablehnung von Demokratie
und Meinungsfreiheit, die autoritare Einstellung der
Links-Fraktion.

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Demokratie lebt von Streitkultur, von Pluralitat,
vom Austausch der Argumente. All das ist lhnen
aber fremd, wenn Sie allen Ernstes Parteien und
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(Dr. Alexander Wolf)

Wabhler eines lhnen offenbar verhassten konserva-
tiven Meinungsspektrums ausgrenzen. Das ist un-
demokratischer Geist in Reinkultur. Mehr noch, die
Formulierung "keinen Fulbreit" ist doch wohl be-
reits als Drohung zu verstehen — Drohungen, wie
sie Mitgliedern und Sympathisanten meiner Partei
immer wieder widerfahren. Stellen wir uns das
doch einmal umgekehrt vor, wir wiirden fordern,
keinen FuRbreit den Linken.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Was wir nicht tun, denn wir stehen voll und ganz
zu Pluralitat und Meinungsfreiheit, anders als Sie
zu Rechtsstaat und Demokratie. Da zeigt sich, wie
verlogen lhre Anmeldung ist, wenn es nach der
Kampfansage "Keinen FuBbreit den Rechten!"
dann heil3t, "Demokratie, Vielfalt starken". Demo-
kratie und Vielfalt hei3t eben immer auch den An-
dersdenkenden,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das sagt
der Richtige!)

Linken oder Rechten, zu akzeptieren, statt ihn ein-
zuschuchtern. Demokratie und Vielfalt nur fur die-
jenigen, die die richtige linke Meinung haben, das
ist keine Demokratie, sondern das Gegenteil. Hier
kommt die Mauerschitzen-Partei ungeschitzt zum
Vorschein.

(Zurufe von der LINKEN: Oh!)

Ich halte fest: Solidaritat nicht nur, wenn die Gesin-
nung passt; das ist eben keine Solidaritat. Gerech-
tigkeit ist nicht Umverteilung, im Gegenteil, linke
Umverteilung ist ungerecht. Demokratie und Viel-
falt bedeutet immer auch, abweichende Meinun-
gen zuzulassen, egal, ob sie einem gefallen oder
nicht, und nicht zum Beispiel die Wahl von AfD-
Vertretern zu Beiraten, Kommissionen und Deputa-
tionen immer wieder zu vereiteln.

(Zurufe von der SPD)

In diesem Zusammenhang erinnere ich noch ein-
mal an die Mahnung des linken Widerstandskamp-
fers Ignazio Silone, Sie kennen es hoffentlich:

"Wenn der Faschismus wiederkehrt, wird er
nicht sagen: 'lch bin der Faschismus.' Nein,
er wird sagen: 'Ich bin der Antifaschismus.™

— Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Dann bekommt
jetzt Herr Dr. Tjarks fir die GRUNE Fraktion das
Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ja, Herr Wolf, wenn der
Faschismus wiederkehrt, wird er nicht sagen: Ich
bin der Faschismus. Sondern er wird sagen: Ich

bin fir Vielfalt — so wie Sie das eben gesagt ha-
ben —,

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

und ich méchte gleichzeitig zum Beispiel Kampna-
gel schlieBen, weil ich die Vielfalt in dieser Stadt
nicht ertragen kann. Das wird er vielleicht sagen.
Sie sollten hier nicht Marchengeschichten erzahlen
dariiber, dass Sie fir Vielfalt sind und gegen Aus-
grenzung. Das passt einfach nicht.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglt fraktionslos, Jorg Hamann
CDU und Jens Meyer FDP)

Es ist doch vielmehr so, dass wir einen Parteispen-
denskandal oder einen Skandal insgesamt des po-
litischen Systems erleben, eine bahnbrechende Er-
schitterung in Osterreich, ein Erdbeben, in dem
wir sehen, wie lhre Schwesterpartei gerade nicht
nur zu Recht véllig vor die Hunde geht, sondern ihr
Land — und ich frage Sie einmal: Was ist das ei-
gentlich fir ein Patriotismus, den Sie als rechte
Parteien pflegen? — flir ein paar Euro an Putin ver-
kaufen wirde. Das ist das, was sie machen.

Und was haben Sie damit zu tun? Ilhr Herr
Meuthen und lhre Frau Weidel haben die groflte
Parteispendenaffare seit Herrn Kohl an den
Hacken und die sagen auch nicht, wo das Geld
herkommt. Die sagen auch nicht, was sie dafur
versprochen haben. Das ist doch die Realitat, mit
der Sie sich auseinandersetzen missen und um
die es hier geht.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Giiglli fraktionslos)

Und ich glaube schon, dass sich Europa damit
auseinandersetzen muss, dass am 23. Juni 2016
Grol3britannien, getrieben von einer konservativen
Partei, von David Cameron, tUberbordendem Natio-
nalismus und falschen Versprechungen, fir die
vielleicht grofite Selbstverzwergung seiner eigenen
Geschichte gestimmt hat, fir das Chaos des Bre-
xit,

(André Trepoll CDU: Es ist schlimm mit die-
sen Volksabstimmungen!)

der in zwei Jahren immer noch nicht umgesetzt
worden ist. Wer hat gesagt im Wahl-O-Mat, ich an-
dere meine Aussage, ich bin nicht mehr fir den
Austritt Deutschlands aus der Europaischen Uni-
on? Das sind Sie, meine Damen und Herren von
der AfD, weil Sie sich nach dem Chaos nicht ein-
mal mehr trauen, Ihre eigenen Forderungen vorzu-
tragen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich glaube, die UbergroRe Mehrheit in diesem
Haus ist gegen rechts; da gibt es keine zwei Mei-
nungen. Aber ich glaube, wir sollten nicht nur da-
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(Dr. Anjes Tjarks)

riber reden, was wir Positives mit der Europai-
schen Union verbinden, tber ihre Geschichte und
was sie geleistet hat — das hat sie sattsam bewie-
sen —, sondern vor einer Europawahl muss man
auch darlUber reden, was man mit ihr eigentlich an-
fangen mochte in den nachsten funf Jahren. Ich
kann fur die GRUNEN sagen: das ist mehr Klima-
schutz, dass der Emissionshandel ins Rollen
kommt, das ist natlrlich das Beenden der humani-
taren Katastrophe im Mittelmeer, und das ist die
Freiheit von Wissenschaft und Forschung, ein frei-
er Welthandel und eine auf internationalem Recht
basierende Ordnung.

Wir sollten uns nichts vormachen, wir sind mittler-
weile als Deutsche bei 7,5 Milliarden Erdenbiirgern
etwa 1 Prozent der Menschheit. Deswegen gilt
das, was Federica Mogherini anlasslich des
100. Geburtstags von Helmut Schmidt gesagt hat:
Es gibt viele europaische Lander, die schon begrif-
fen haben, dass sie klein sind. Andere werden es
noch merken.

Europa ist unsere Zukunft, und zwar nicht als
Europa der Nationen, sondern als einheitliche
Europaische Union. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Sehr geehrter Herr
Dr. Tjarks, nicht zum ersten Mal erweisen Sie sich
als Meister der inhaltlichen Verkirzung und der
Verallgemeinerung.

(Heiterkeit bei den GRUNEN — Zurufe von
Phyliss Demirel, René Gdégge, beide GRU-
NE, und Nebahat Gliglii fraktionslos)

Wir von der AfD stehen auch fur Vielfalt. Wir ste-
hen fir einen kontrollierten Zugang. Wir haben
nichts dagegen, wenn Menschen nach Deutsch-
land kommen in einem geregelten Verfahren, die
hier arbeiten wollen, die sich an die Gesetze hal-
ten, die uns in Sachen Islam nicht bekehren wol-
len. Das verstehe ich unter echter Vielfalt. Denn Ih-
re Art von Vielfalt, die Sie predigen, ist doch kein
Wert an sich, das bringt doch Deutschland nur
Nachteile.

Und, Herr Dr. Tjarks, wir haben nie behauptet,
dass wir gegen Europa sind, und Sie werden von
mir — Entschuldigung, Sie missen einmal lernen,
zu differenzieren zwischen Europa und der EU —

(Anna Gallina GRUNE: Ja, ja!)

auch niemals ein Zitat finden, dass ich mich fir
den Austritt aus der Europaischen Union in irgend-
einer Weise inhaltlich stark gemacht hatte. Das
werden Sie nicht finden. Ansonsten wiirde ich von
meinem Mandat zurtcktreten. Verspreche ich Ih-
nen.

(Heiterkeit bei den GRUNEN und der SPD —
Anna-Elisabeth von  Treuenfels-Frowein
FDP: Ist das s0?)

— Suchen Sie. Ja, ein einfaches Gemit kann man
leicht erheitern.

Herr llkhanipour von der SPD, Sie sind noch relativ
jung, vielleicht darf ich auch sagen, unerfahren.
Das meine ich jetzt nicht als Beleidigung, sondern
Sie sind wirklich unerfahren. Sie werfen den &ster-
reichischen Christdemokraten vor, dass sie mit der
FPO koaliert haben. Vielleicht wissen Sie es nicht:
2004 hat die SPO, also Ihr Pendant in Osterreich,
Herrn Haider, den gréRten Populisten Europas
— ja, das kann man wohl so sagen —, zum Karntner
Landeshauptmann gewahlt. Das heif3t, mit dem la-
gen Sie im Koalitionsbett.

(Michael Kruse FDP: War das jetzt gut oder
schlecht, Herr Nockemann?)

Aber gut, da missen Sie gar nicht so weit zurlick-
gehen. In Oberdsterreich hat jetzt Ihr Pendant, die
SPO, ein Arbeitsabkommen mit der FPO, also mit
diesen unertraglichen Volksverhetzern, geschlos-
sen. Wussten Sie das nicht? Oder sind Sie, ich
hatte beinahe gesagt, ein Heuchler?

(Zurufe)

— Ja, regen Sie sich nicht auf. Ich weil} doch, dass
Sie sich gern vor ihn stellen. Nicht aufregen.

Im Strache-Video, das habe ich vorhin bereits ge-
sagt, ist absolut widerwartig, was der Mann gesagt
hat. Und davon gibt es auch nichts zurlickzuneh-
men. Nein, das ist keine Heuchelei, das meine ich
wirklich so.

Aber was ware denn passiert, wenn irgendjemand
beispielsweise lhren Herrn Haberbeck oder wie
heiflt er,

(Zurufe: Habeck!)
Habeck, ja, gut, wenn der ...
(Zurufe)

— Mit den GRUNEN kenne ich mich nicht so aus,
die sind bei mir unter ferner liefen. Ist gut, dass Sie
so reagiert haben, wie Sie reagiert haben.

Was ware denn, wenn der in eine ahnliche Falle
gelockt worden ware? Dann hatten Sie gesagt, um
Gottes Willen, was ist denn los in diesem Land,

(Zurufe von den GRUNEN)

dass jemand betrunken gemacht wird, dass er
heimlich gefilmt wird

(Glocke)
und dass man das dann auswertet.

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Ihre Redezeit ist zu Ende.
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Dirk Nockemann AfD (fortfahrend):* Ich weil3, ich
bin abgeklingelt; ich darf nicht Ianger reden, ich bin
nicht von der SPD.

(Beifall bei der AfD — Dr. Monika Schaal
SPD: Ja, Sie werden unterdriickt!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich habe zum
ersten Thema der Aktuellen Stunde keine Wort-
meldungen mehr. — Doch; Herr Dr. Tjarks fur die
GRUNE Fraktion bekommt das Wort.

(Zuruf: Das Grundgesetz mdgen Sie nicht,
oder?)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wissen Sie, bei Herrn No-
ckemann kommt jetzt die typische Nockemann-
Strategie zum Einsatz. Ja, Sie wirden nicht aus
der Europaischen Union austreten. Aber ich kann
es lhnen leider nicht ersparen, dass das in lhrem
Wahlprogramm steht. Sie wollen aus der Europai-
schen Union austreten als Partei, und nachdem
Sie gemerkt haben, was diese Politik anrichtet in
GroRbritannien, haben Sie gesagt, aus dem Wahl-
O-Mat wollen Sie den Dexit herausstreichen. Das
ist doch die Situation, in der wir leben, und damit
mussen Sie umgehen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Das zweite Thema. Einmal abgesehen davon,
dass unser Parteivorsitzender Habeck heifdt, ist die
Situation so, dass es nun einmal keine derartigen
AuRerungen und Videos von ihm gibt, weil es ein-
fach unanstandig ist, sich so zu aufern, und er
sich so nicht aulRern wirde. Und allein die Tatsa-
che, dass Sie dariiber spekulieren, dass es so sein
kdnnte, ist schon ein wenig komisch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich méchte einfach sagen, und da kommen wir
dann wieder zum Casus knacksus aus Osterreich:
Sie haben als Partei den grofiten Parteispenden-
skandal seit Helmut Kohl fabriziert.

(Dirk Nockemann AfD: Das sagten Sie doch
schon!)

— Ja, aber man muss es noch einmal wiederholen,
damit Sie auch verstehen, was das eigentlich be-
deutet.

Und Sie haben dann auf die Frage der Bundes-
tagsverwaltung, woher das Geld gekommen ist,
falsche Namen zugeliefert. Sie haben sich aktiv an
der weiteren Verschleierung dieser Parteispenden
beteiligt.

(Dirk Nockemann AfD: Das stimmt doch
nicht!)

Sie haben dann 1 Million Euro zurtckgestellt, weil
Sie Angst vor den Strafzahlungen haben, tbrigens

vollig zu Unrecht. Damit bleiben all diese Fragen
im Dunkeln: Woher kommt eigentlich das Geld?
Wer hat das bezahlt? Was haben Sie dafir ver-
sprochen? Sie tun nichts daflir, aber auch gar
nichts, um das aufzuklaren. Deswegen, meine Da-
men und Herren, gibt es sehr groe Parallelen zwi-
schen dem, was da in Osterreich passiert ist, und
dem, was in Deutschland bei der AfD passiert ist.
Natirlich hat Richard von Weizsacker recht, dass
die Parteien in Bezug auf den Staat immer auch
kritisch auf sich selbst schauen missen. Aber Sie
haben es geschafft, in wenigen Jahren wirklich zur
dltesten der Altparteien in dieser Frage zu wer-
den. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos und Jérg Ha-
mann CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Herr Tjarks, das war
noch einmal ein schones Statement. Aber ich
weil}, dass Sie lesen kdénnen, und ich glaube so-
gar, dass Sie unser Programm komplett gelesen
haben; das traue ich Ihnen jedenfalls zu. Sie wer-
den feststellen, dass darin nicht steht, dass wir aus
der Europaischen Union austreten wollen. Sie wer-
den durchaus feststellen, dass darin steht, dass
die Europaische Union, wenn Sie nicht verandert
wird

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nach |h-
ren Vorstellungen!)

— ja, natlrlich schreibt man nicht andere Vorstel-
lungen in ein Wahlprogramm, das wissen Sie doch
aber auch —, dass ein Austritt die letzte Option ist.

(Zurufe)
— Die letzte Option, genau.

Das ist aber nicht identisch damit zu sagen: Wir
wollen die Europaische Union verlassen. Ich per-
sonlich mdchte das auch nicht. Ich méchte, dass
sie reformiert wird, dass eine sinnvolle Reformie-
rung stattfindet. Aber dazu kommen wir vielleicht
noch nachher.

Zum Parteispendenskandal, wie Sie das so schon
sagen: Geld, das zurilickgezahlt worden ist, ist erst
einmal gar keine Spende, wenn Sie jetzt Frau Wei-
del anfihren. Das ist zuriickgezahlt worden. Alles
andere wird aufgeklart. Das koénnen Sie, bitte
schén, den Abgeordneten hier nicht vorwerfen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Naturlich, eine
Partei!)

Naturlich wird das aufgeklart. — Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Damit ist das
Redezeitkontingent der Aktuellen Stunde fir heute
aufgebraucht.

Wir kommen zu den Wahlen. Das betrifft die Ta-
gesordnungspunkte 2 bis 4.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politi-
sche Bildung

— Drs 21/14765 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion fiir Stadtentwicklung

— Drs 21/14934 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fir Kultur und Medien

— Drs 21/14935 -]

Die Fraktionen haben vereinbart — Sie werden sich
erinnern —, dass diese Wahlen in einem Wahlgang
durchgefiihrt werden kénnen. Alle drei Stimmzettel
liegen lhnen vor. Sie enthalten bei den Namen je-
weils Felder fir Zustimmung, Ablehnung und Ent-
haltung. Sie dirfen auf jedem Stimmzettel ein
Kreuz machen, aber bitte nur eines. Stimmzettel,
die den Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei er-
kennen lassen oder Zusatze enthalten, sind ungul-
tig. Auch unausgeflllite Stimmzettel gelten als un-

gultig.

Ich bitte, nehmen Sie die Wahlentscheidungen nun
VOr.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Und nachdem Sie nun die Stimmzettel ausgefillt
haben, dirfen sie auch eingesammelt werden.

Nachdem Sie jetzt alle das Verfahren mit den
Wahlhandlungen schon kennen und es unglaublich
laut im Plenum ist, bitte ich jetzt noch einmal, die
Stimmzettel einzusammeln. Dann kommen wir
namlich zu einer Neuheit. Einige sind neugierig
und wollen das gern hdren, die anderen nicht.

Dann frage ich: Sind alle Stimmzettel eingesam-
melt? Dann erklare ich die Wahlhandlung flir ge-
schlossen. Das Ergebnis werden wir [hnen wie im-
mer im Laufe der Tagesordnung mitteilen.**

Nun der interessierten Offentlichkeit die Neuheit.
Das Prasidium hat sich bei der Vergabe der Zeit-
bemessung in der Aktuellen Stunde verrechnet.
Das ist natlrlich besonders bedauerlich, weil ich so
oft iber Mathematikkompetenzen rede. Gleichwohl
ist es hier ein Gemeinschaftsfehler. Wir haben

** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 7685 zu finden.

noch zehn Minuten. Deshalb werden wir das zwei-
te Thema der Aktuellen Stunde, angemeldet von
der FDP-Fraktion, flr diese verbleibenden zehn
Minuten aufrufen:

70 Jahre Grundgesetz — Unser Garant fiir
die Freiheit, unser Kompass fiir die Zu-
kunft

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Als Erste bekommt das Wort Frau von Treuenfels-
Frowein fir die FDP-Fraktion; erste Runde, flnf
Minuten.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Liebes Prasidium, meine Damen und Herren! Da
hat das Grundgesetz noch einmal Glick gehabt,
dass es heute auch Erwahnung findet. Ich freue
mich sehr darlber,

(Beifall bei der FDP und bei Milan Pein SPD)

in eine konstruktive Debatte mit lhnen zu kommen
und die Werte, fur die wir, glaube ich, hier alle als
Demokraten stehen, noch einmal mit lhnen zu fei-
ern.

Die Wirde des Menschen, wir haben es heute in
anderem Zusammenhang schon gehoért, ist unan-
tastbar. Mit diesem uneingeschrankten Bekenntnis
kehrte Deutschland 1949 in die zivilisierte Welt zu-
rick. Unsere Verfassung markierte die Abkehr von
jeder Form der Diktatur, die Bindung aller staatli-
chen Gewalt, die Absage an Zwangskollektivis-
mus, kurz: die Garantie fir Freiheit und Wohlstand.
lhre Freiheit, meine Freiheit, die Freiheit aller Men-
schen, das ist der Kerngedanke des Grundge-
setzes: der unbedingte Wert jedes Einzelnen. Und
was einst als Provisorium angelegt war, hat sich
nun 70 Jahre als Erfolgsverfassung in Europa be-
wahrt,

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei Richard Seelmaecker CDU)

ein Garant fur Frieden, Fortschritt und Freiheit. Da-
rauf kdnnen wir alle hier, die wir so unterschiedlich
sind und heute schon so gestritten haben, doch
zusammen mit Recht stolz sein.

(Beifall bei der FDP)

Unsere Verfassung definiert die Grundfesten einer
modernen Gesellschaft. Lassen Sie mich einige
wichtige benennen.

Artikel 5: Meinungsfreiheit und Pressefreiheit. Oh-
ne freie Meinungs- und Willensbildung, ohne einen
Wettbewerb der Argumente ist eine Demokratie
nicht vorstellbar. Und wenn ein Land — wir haben
es heute gehort — die Pressefreiheit einschrankt,
dann ist das der erste Schritt in die Autokratie. Fur
aktuelle Beispiele miissen wir leider nicht sehr weit
schauen, es reicht ein Blick nach Ungarn, und das
ist fur uns alle besorgniserregend.
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Artikel 3: Gleichberechtigung der Geschlechter und
das Diskriminierungsverbot. Eine Gesellschaft ist
nur dann modern und offen, wenn alle Menschen
vor dem Gesetz gleich sind, und das ist fur uns alle
hier nicht verhandelbar.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Phy-
liss Demirel GRUNE, Nebahat Giigli frakti-
onslos und Richard Seelmaecker CDU)

Artikel 20: die Grundprinzipien unseres Rechts-
staats, der die Rechte jedes Einzelnen schitzt. Die
Menschen in unserem Land missen auf einen
funktionierenden Rechtsstaat und die Durchset-
zung des Rechts vertrauen kénnen. Daran zu ar-
beiten, ist unser aller Aufgabe. Und das ist umso
wichtiger, als diese Fundamente international tag-
lich und immer wieder angegriffen werden. Alle
moglichen Extremisten — und da sind nicht nur die
rechten, sondern auch die linken und die religios
motivierten — fordern unsere Werteordnung immer
wieder offen heraus. Die Autokraten, die Diktatoren
dieser Welt beférdern diese Tendenzen, und das
wird auch bei uns, in unserem Land, immer spuir-
barer.

Es gilt jeden Tag und Uberall: Der Geist der Frei-
heit des Grundgesetzes muss jeden Tag neu ver-
teidigt werden. Es gibt keine Ewigkeitsgarantie.
Unsere freie Gesellschaft ist keine Selbstverstand-
lichkeit, denn der Feind des Erhalts einer Demo-
kratie ist und bleibt die Passivitat.

(Beifall bei der FDP)

Daher ist es sehr wichtig, dass wir als Demokraten
flr unsere Verfassung einstehen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sicher doch
auch als Demokratinnen!)

und das nicht nur in Worten, sondern auch in Ta-
ten. Die Werte unserer Verfassung mussen jeden
Tag im Alltag gelebt werden. Freie Rede, freie Ent-
faltung der Personlichkeit, Gerechtigkeit, Toleranz
und immer wieder — das hatten wir heute auch
noch einmal gut praktizieren kdnnen — der Respekt
fir den anderen und den Andersdenkenden.

(Beifall bei der FDP)

Unsere Verfassung setzt fur immer glltige Werte,
ist dabei aber auch offen fir Neues. Sie ist eine le-
bendige Verfassung. Es ist an uns, diese Erfolgs-
verfassung fur das 21. Jahrhundert weiterzuent-
wickeln. Eine absurde Rolle riickwarts, wie die In-
fragestellung der Eigentumsgarantie, ware hier der
vollig falsche Weg.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Wir brauchen keine Ideen von vorgestern, sondern
Ideen flir die Zukunft.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. J6rn Kruse
fraktionslos)

Ein Beispiel: Wir alle bewegen uns taglich im Inter-
net, jeden Tag und immer wieder, und das wird in
Zukunft nicht weniger werden. So ein elementarer
Teil des taglichen Lebens, gerade auch fiir junge
Menschen, muss sich in unserer Verfassung wie-
derfinden. Konkret bedeutet das: Wirksamer Da-
tenschutz als Ausdruck von Personlichkeitsrech-
ten, auch digital gilt der Schutz der Privatsphare.

Mit immer glltigen Werten, aber trotzdem offen fir
die gesellschaftlichen Veranderungen, so ist und
bleibt unser aller Grundgesetz Garant fir unsere
Freiheit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Steinbif von der SPD-Fraktion.

Olaf SteinbiB SPD: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Schon, dass wir Uber dieses
Thema noch einmal reden koénnen. 70 Jahre
Grundgesetz, wirklich ein Grund zur Freude.

Im August 1948 war es, dass der Verfassungskon-
vent sich zusammensetzte am Herrenchiemsee
und die ersten Vorbereitungen fur unser Grundge-
setz schuf. Die Alliierten waren damals Ubrigens
gar nicht so richtig begeistert, zumindest die So-
wjetunion hat natirlich das Vorhaben klar abge-
lehnt, aufseiten der Westalliierten gab es immerhin
ein wohlwollendes Misstrauen. Danach gab es
noch viele lange Debatten im Parlamentarischen
Rat, und letztlich konnte dann am 23. Mai endlich
das Grundgesetz verkiindet werden.

Das Grundgesetz, das war von vornherein die Pla-
nung, sollte durchaus alles Gute aus der Weimarer
Verfassung fortfuhren, aber eine ganz klare Anti-
these zum Nazistaat da sein.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Steinbil3, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Nockemann?

Olaf SteinbiR SPD: Ich glaube, er hatte schon ge-
nug das Wort. Nein, dann lassen wir das.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Tut mir leid.

Olaf SteinbiB SPD (fortfahrend): Das Grundgesetz
ist wirklich die Antithese zum Nazistaat, wie ich
sagte, und deshalb ist es unsere Aufgabe, diesen
Rahmen weiterhin fest hochzuhalten.

(Beifall bei der SPD und bei André Trepoll
CDU)

Zu bemerken ist auch, das sagte die Kollegin von
Treuenfels schon: Es wurde zuerst eigentlich als
eine Art Provisorium gesehen, genauso wie die ge-
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samte Bonner Republik. Man fragt sich natirlich:
Wie haben es die Menschen damals geschafft
— alles lag noch in Trimmern, Deutschland lag am
Boden —, einen demokratischen Staat so aus dem
Boden zu stampfen? Und 70 Jahre spater sind wir
immer noch stolz auf das, was die Verfassung uns
damals gebracht hat. Wir definieren immer noch
unser Wesen und unser Sein Uber das, was da-
mals die Vater des Grundgesetzes geschaffen ha-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Unter Juristen heil3t es haufig, ein Blick in das Ge-
setz erleichtere die Rechtsfindung. Ich wiirde sa-
gen: Auch ein Blick in das Grundgesetz gibt uns
viele Grinde. "Die Wirde des Menschen ist unan-
tastbar", heillt es dort gleich im ersten Artikel, im
ersten Satz. Da wirden heute bestimmt einige sa-
gen: Das ist doch etwas Ubertrieben, etwas dick
aufgetragen. Aber man muss sich die Zeit vorstel-
len, in der das geschrieben wurde. Damals war die
Nazibarbarei den Menschen noch ganz klar, ganz
frisch prasent, was leider heutzutage nicht mehr
Uberall der Fall ist.

Die Wirde des Menschen ist unantastbar, das ist
auch ein Eid der Verfassung an die Menschen, ei-
ne klare Abkehr vom NS-Staat. Der Mensch darf
nicht das bloRe Objekt sein; der Mensch hat einen
Achtungsanspruch, allein weil er ein Mensch ist.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Das gilt bei Hilfsbedurftigkeit und das gilt fur jedes
Menschenleben. Das mag einigen von uns selbst-
verstandlich erscheinen, war aber nicht immer so.
Denn der Begriff der Menschenwiirde ist eigentlich
ein sehr junger Begriff. Was man friher unter Wr-
de verstand, war die Wirde des Amtes. Wirde war
immer etwas Hoheres, ein héherer Rang, genau
das Gegenteil von dem, was das Grundgesetz mit
Wiirde meint. Das Grundgesetz hat dieses Kon-
zept der Ungleichheit ins Gegenteil verkehrt. Heut-
zutage genieldt die Menschenwirde nicht nur der
Erfolgreiche, nicht nur der finanziell Reiche, der
Wirdentrager, nein, alle Menschen sind dort
gleich.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Im urspringlichen Entwurf von Herrenchiemsee
war eigentlich noch der Satz vorangestellt worden:

"Der Staat ist um des Menschen willen da,
nicht der Mensch um des Staates willen."

Ein klarer, deutlicher Satz; schade eigentlich, dass
er nicht den Weg in das Grundgesetz gefunden
hat.

Aber die Wirkung des Grundgesetzes lasst sich
eben nicht nur allein am Text erklaren. Es sind die
Interpretationen des Bundesverfassungsgerichts,

die das Grundgesetz so lebendig machen. Es wird
seit der Verkiindung des Grundgesetzes viel Gber
die Auslegung im Einzelnen gestritten. Die Ge-
schichte des Grundgesetzes und die Geschichte
der Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts sind im Prinzip auch unsere Geschichte der
Bundesrepublik. Den Charakter des Provisoriums
hat das Grundgesetz schon lange verloren, das
Verfassungsgericht schreibt die Verfassung nicht
neu, aber es schreibt sie fort.

Das Faszinierende ist fur mich, dass das Grundge-
setz diese Mdglichkeit eben auch lasst, dass es
bewusst etwas vage gehalten ist an vielen Stellen,
dass es immer noch interpretiert werden kann,
dass die Verfassung auf die sich verandernde Ge-
sellschaft reagieren kann, eben durch die Gerichts-
barkeit.

Vor 70 Jahren dachte noch niemand an Daten-
schutz, Auslandseinsatze der Bundeswehr, gleich-
geschlechtliche Ehen und eine europaische Ge-
meinschaftswahrung.

(Glocke)
— Ich komme gleich zum Schluss. Letzter Satz.

Jetzt haben wir mit dem Grundgesetz ein wunder-
bares Gerlst, um auf neue Sachen regelmalig
reagieren zu kénnen.

(Glocke)

Ich glaube, wir sollten das Ganze in Ehren halten,
und bedanke mich jetzt fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der FPD
und vereinzelt bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Seelmaecker fiir die CDU-Fraktion.
Fir eine Minute. Sie schaffen das. 70 Jahre in ei-
ner Minute, das ist zu schaffen.

Richard Seelmaecker CDU: Meine Damen und
Herren, Frau Prasidentin! Vielen Dank. Bevor wir
jetzt also 70. Geburtstag in diesem Jahr feiern, und
damit meine ich nicht Horst Seehofer am 4. Juli,
sondern unser Grundgesetz morgen, vielleicht kurz
etwas dazu, dass wir diese Errungenschaft gar
nicht hoch genug bewerten kénnen. Demokratie,
Gewaltenteilung, Stabilitat und Frieden, all das fuf3t
auf unserem Grundgesetz, jetzt seit 70 Jahren ein
Erfolg, ein Exportschlager, und es ist eine wirklich
tolle Sache, dass wir heute bei uns in einem Staat
leben, in dem wir dem Grunde nach ohne Angst le-
ben koénnen, in dem wir Schulen haben ohne Ge-
bihren, in dem unsere Kinder kostenfrei eine gute
Bildung dem Grundsatz nach bekommen

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Sag das nicht!)

und in dem Minderheiten geschuitzt werden. All das
sind Dinge, die nicht selbstverstandlich sind, und
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deswegen will ich es kurz auf das Wesentliche her-
unterbrechen.

Dass es keine Selbstverstandlichkeit ist, daflr
mussen wir sorgen in Zeiten dieser Politikverdros-
senheit, in denen immer mehr Leute dem Staat,
der Politik und der Demokratie kritisch gegen-
Uberstehen. Wir missen dafiir sorgen, dass wir
den Menschen zeigen, dass es sich lohnt, fiir un-
seren Rechtsstaat, fur unsere Demokratie und un-
ser Grundgesetz zu kdmpfen und dafir einzutre-
ten, jeden Tag aufs Neue. Es ist es wirklich wert. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und vereinzelt
bei den GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dann haben wir
die Aktuelle Stunde fur heute wirklich erledigt.

Und wir kommen zum Punkt 50 unserer Tagesord-
nung, dem Antrag der CDU-Fraktion: Qualitatives
Wachstum fir Hamburg — Infrastruktur und Le-
bensqualitdt angemessen berucksichtigen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Qualitatives Wachstum fir Hamburg - Infra-
struktur und Lebensqualitit angemessen be-
riicksichtigen

— Drs 21/17136 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU, der LINKEN und der AfD an den Stadtent-
wicklungsausschuss Uberweisen. Die AfD-Fraktion
wiinscht die Uberweisung der Drucksache zusétz-
lich mitberatend an den Ausschuss fir Umwelt und
Energie.

Wird nun hierzu das Wort gewlinscht? — Herr
Dr. Wolf von der CDU-Fraktion.

Dr. Jens Wolf CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Hamburg wéchst und das ist gut
so. Wir leben gern in einer Stadt, die sich durch
hohe Geburtenraten und durch einen Zuzug von
aullen auszeichnet. Die Attraktivitat unserer Hei-
mat ist ungebrochen, und das ist etwas sehr Positi-
ves.

In Hamburg leben laut dem Melderegister seit Ja-
nuar 2019 mehr als 1,9 Millionen mit Haupt- oder
Nebenwohnsitz gemeldete Menschen. Herr Kien-
scherf hat sich unlangst geduRert, Hamburg konne
auch 2,2 Millionen Menschen gut vertragen. Aber
fast jeder Hamburger spirt doch schon am eige-
nen Leib, dass es zunehmend enger wird in dieser
Stadt, auf den Stralen ebenso wie in den Bussen
und in den Bahnen. Wo eben noch eine Grinfla-
che war, wird heute ein Gebaude gebaut, Flachen
werden zunehmend versiegelt. In geschlossenen
Neubaugebieten fehlen Arzte, Apotheken und Ein-

kaufsmaoglichkeiten. Man kénnte sie mit dem Auto
erreichen, aber es gibt nicht ausreichend Parkplat-
ze, und die Staustadt Hamburg erleichtert einem
nicht gerade den Individualverkehr. Bus- und
Bahnanbindungen sind oftmals mangelhaft in die-
ser Stadt, ganz zu schweigen von den Wirtschafts-
verkehren auf Wasser, Stralle und Schiene. Einen
reibungslosen Transport von Gitern erreicht man
eben nicht mit FahrradstralRen.

(Beifall bei der CDU)

Die Kitas, Schulen und Hochschulen der Stadt sind
ausgelastet. Bis 2030 missen 40 000 weitere
Schuler untergebracht werden, das sind rund
25 Prozent mehr als heute. Mehr Einwohner be-
deuten auch einen hoheren Bedarf an Polizei, Feu-
erwehr und Justiz.

Wir als CDU haben uns intensiv mit diesem Thema
auseinandergesetzt, denn das Leitbild "Wachsen-
de Stadt" ist einmal von einem CDU-geflhrten Se-
nat eingefihrt worden, unter Ole von Beust. Wir
haben festgestellt, dass der rot-griine Senat nicht
die richtigen Antworten hat auf das Wachstum.
Wachstum wird allein als quantitatives Wachstum
angesehen

(Farid  Miiller
Quatsch!)

und auf die Frage konzentriert, wie man wo mehr
Menschen unterbringt. Wachstum ist aber nie
Selbstzweck, Wachstum hat auch immer eine qua-
litative Komponente. Wachstum darf nicht zulasten
der Lebensqualitat in dieser Stadt gehen.

(Beifall bei der CDU)

Die Qualitdt der Grunanlagen, Bildungseinrich-
tungen, Kultur- und Sportstatten darf nicht Opfer
des Wachstums werden. Die Infrastruktur in dieser
Stadt muss mit dem Wachstum Schritt halten und
darf nicht weiter von Rot-Griin vernachlassigt wer-
den.

GRUNE: Das ist doch

(Beifall bei der CDU)

Sie planen doch immer noch auf den alten Grund-
lagen. Das Demografiekonzept des Senats von
2013, wonach Hamburg in gut zehn Jahren, im
Jahr 2030, nur rund 1,85 Millionen Einwohner ha-
ben sollte, ist doch langst Uberholt. In der amtli-
chen Bevolkerungsfortschreibung der Statistikdm-
ter ist Hamburgs Einwohnerzahl sogar zuletzt nach
unten korrigiert worden. Das sind alles veraltete
Zahlen,

(Farid Miiller GRUNE: Die kommen von |h-
rem Bundesamt!)

die reichen nicht mehr. Der aktuelle Flachennut-
zungsplan kommt sogar von Oktober 1997 und ba-
siert ebenfalls auf Zahlen, die eine sinkende Bevol-
kerung prognostizieren. Eine Neufassung des Fla-
chennutzungsplans haben Sie abgelehnt, mehr-
fach. Wir brauchen jetzt aber eine Uberpriifung des
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gesamtstadtischen Flachennutzungsplans, um der
veranderten Bevodlkerungszahl Rechnung zu ftra-
gen. Wir missen endlich mit den Kreisen und Ge-
meinden des Umlands wieder sprechen. Seit
Scholz redet kein Burgermeister mehr mit den Bur-
germeistern der Umlandgemeinden. Nicht jede
Wohnung muss in Hamburgs Stadtgrenzen gebaut
werden, wir missen wieder ins Gesprach kommen.
Wir brauchen kreative Losungen, die den ruhen-
den und den flieRenden Verkehr unter die Erde
bringen. Das sind Voraussetzungen, um qualitati-
ves Wachstum zu schaffen.

(Beifall bei der CDU)
Lassen Sie mich mit einem Zitat schlieRen:

"Wachstum ist (...) moglich — allerdings nicht
als Selbstzweck. Gefragt ist ein gesteuertes,
intelligentes  Wachstum (...). Intelligentes
Wachstum ist Ausdruck einer (...) Entwick-
lung, die den Bedurfnissen der heutigen Ge-
neration entspricht, ohne die Mdglichkeiten
kinftiger Generationen zu gefahrden, ihre
eigenen Bedirfnisse zu befriedigen.”

Das sind weise Worte. Wissen Sie, woher sie kom-
men? Sie kommen aus dem Leitbild "Metropole
Hamburg — Wachsende Stadt" vom 11. Juli 2002,
damals vorgestellt von Ole von Beust.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Oh, wow!)

Sie haben das seit 2011 aus den Augen verloren.
Knipfen Sie daran wieder an und sorgen Sie da-
fur, dass Hamburg auch qualitativ wachsen kann.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Koeppen von der SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Herr
Wolf, leider hat lhr Redebeitrag jetzt nicht dazu
beigetragen, dass man lhren Ansatz auch nur an-
satzweise verstehen kdnnte.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Sie werfen Apfel und Birnen in einen Topf, und
meine funf Minuten werden sicherlich nicht einmal
ansatzweise daflir ausreichen, die Widerspriiche in
Ihrem Antrag aufzulisten.

Sie fordern, die grundlegende Uberpriifung des ge-
samtstadtischen Flachennutzungsplans und ein
Anderungsverfahren auf den Weg zu bringen. Die
einzige Schlussfolgerung, die man aus einer sol-
chen Forderung ziehen kann, ist: Sie wollen den
Wohnungs- und den Gewerbebau und den Ausbau
der Infrastruktur in Hamburg zum Erliegen bringen.

(Beifall bei der SPD)

Als Begriindung fiihren Sie dazu im ersten Absatz
aus:

"In den Neubaugebieten fehle eine differen-
zierte Infrastruktur. Ursache dessen ist auch,
dass immer mehr Gewerbeflachen fir die
Wohnnutzung umgewidmet werden."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit
2011 wurde der Flachennutzungsplan rund 43-mal
geandert, und in der Auflistung lassen sich nur vier
Anderungen von Gewerbe- in Wohn- oder ge-
mischte Bauflache finden. Im selben Zeitraum gab
es aber sieben Anderungen zugunsten von Gewer-
be. Damit ist diese Aussage widerlegt.

Dann zitieren Sie die Prognose des Instituts der
Deutschen Wirtschaft, die von einem Bevolke-
rungswachstum in Hamburg bis 2035 von rund
160 000 Menschen ausgeht, um im selben Absatz
das "Hamburger Abendblatt" zu zitieren, das sagt,
wir brduchten dann rund 200 000 neue Wohnun-
gen. Wenn man das einmal zusammenzahlt, heil3t
das im Grunde genommen, je kinftiger neuer Mit-
birgerin oder kiinftigem neuen Mitbirger, egal wie
alt, brauchen wir 1,25 neue Wohnungen.

Sie fordern Wachstum mit Augenmal} und einen
Ausbau der Infrastruktur — Verkehr, Schule, Kitas,
Griin- und Sportflachen, Arzte, Apotheken — und
der Nahversorgung, verbunden mit der Auf-
stockung von Polizei und Feuerwehr. lhren ver-
meintlichen Konflikt zwischen Grunflachen und
Wohnungsbau wollen Sie durch Aufstockung von
vorhandenen Gebauden, der Verlegung von Park-
platzen unter die Erde und der Uber- oder Unter-
tunnelung von StralRen auflésen.

(Dr. Jens Wolf CDU: Richtig!)

Hierzu fordern Sie eine Uberprifung und Anpas-
sung der Hamburgischen Bauordnung und des
Flachennutzungsplans. So ein Kuddelmuddel habe
ich in meinem Leben selten gelesen, und ich emp-
fehle einmal die Lektlire der Hamburgischen Bau-
ordnung und des Baugesetzbuches.

(Beifall bei der SPD)

Dann: Im Petitum ist Ihnen doch noch einmal auf-
gefallen, dass es neben dem Flachennutzungsplan
und der Hamburgischen Bauordnung auch noch
Bebauungsplane gibt. In Punkt 3 fordern Sie:

"in Bebauungsplanverfahren zielgerichtete
MafRnahmen zu ergreifen, um den Erhalt von
Landschaftsschutzgebieten und schutzbe-
durftigen Grunflachen (...) zu gewahrleisten
sowie die Hamburgische Bauordnung dahin
gehend zu uberprifen und anzupassen.”

Ubrigens, Landschaftsschutzgebiet fallt nicht ein-
mal in der Hamburgischen Bauordnung, aber die
Anderung und Aufhebung von Landschaftsschutz-
gebieten erfolgt in eigenstandigen Verfahren durch
die Behdrde fur Umwelt und Energie mit Festset-
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zung durch den Senat. In bezirklichen Bebauungs-
planen kénnen keine Anderungen vorgenommen
werden, es besteht keine Ermachtigung der Bezir-
ke, Landschaftsschutzgebiete zu andern.

Als Fazit kann ich nur zum Anfang meiner Rede
zurickkommen: Sie wollen mit lhrem Antrag den
Wohn- und Gewerbebau und den Bau der Infra-
struktur zum Erliegen bringen. Angesichts der ak-
tuellen Wohnungsbauzahlen von fast 11 000 fertig-
gestellten Wohnungen im Jahr 2018 ist das aus |h-
rer Sicht sicherlich nachvollziehbar, aber aus unse-
rer Sicht werden wir auch weiterhin neue Wohnun-
gen inklusive der notwendigen Infrastruktur errich-
ten und den CDU-Antrag nicht Gberweisen, son-
dern ablehnen.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Der Antrag der CDU war fir mich
wie eine Offenbarung, als ich das gelesen habe.
Ich kann auch sagen, 'ne olle Kamelle. Das ist ein
Replikat, das Sie vor zwei Jahren, am
15. Mai 2017, mit der Drucksachennummer 21/
9116 schon einmal eingebracht haben.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Hort! Hort!)

Auch schon da forderten Sie, den Flachennut-
zungsplan grundlegend anzupassen, aber haupt-
sachlich mit anderer Begrindung, namlich wegen
angeblichen Grunverlustes, den Sie furchteten —
gerade Sie, das hat mich schon gewundert. Heute
muss die Infrastruktur fir diesen Antrag herhalten,
denn mit Grunverlust geht es naturlich jetzt nicht
mehr, wo wir den Vertrag mit der Initiative fur Ham-
burgs Griin abgeschlossen haben, und zwar so-
wohl in Qualitat als auch in Quantitat, da ist beides
mit enthalten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Tolles Ergebnis!)

Sie dokumentieren geradezu, dass Sie da eigent-
lich in den letzten Jahren Uberhaupt nichts dazuge-
lernt haben, was Stadtentwicklung betrifft. Sie ge-
hen sogar von falschen Voraussetzungen aus,
denn der Flachennutzungsplan von 1997 ging
nicht von einem sinkenden Wohnungsbedarf aus,
Sie unterliegen da einem Trugschluss. Auch bei
gleichbleibender Wohnungszahl kann gerade bei
Singularisierung der Gesellschaft und einer demo-
grafisch alternden Gesellschaft der Wohnbedarf
durchaus auch gréRer werden. Im Erlauterungsbe-
richt zum Flachennutzungsplan 1997 heif’t es auf
Seite 9 — ich zitiere:

"Die Wohnfunktion in Hamburg ist weiterhin
umfassend auszubauen und zu férdern.

Hierfir ist erstrangig Wohnraum zur
Deckung des Nachholbedarfs zu schaffen."

Und weiter:

"Potenziale fir zusatzlichen Wohnungsbau
sollen zur Flachenschonung und zur optima-
len Ausnutzung der vorhandenen Infrastruk-
tur in besonderem Mafe im Rahmen der in-
neren Entwicklung erschlossen werden."

Das bedeutet Stadtumbau, und das war damals
schon die Formulierung des Primats der Innenver-
dichtung, die im Flachennutzungsplan aufgegriffen
ist; das haben Sie bis heute nicht verstanden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Stattdessen, was machen Sie? Den Bau von Grin-
flachen haben Sie in den 2000er-Jahren vorange-
trieben, zum Beispiel durch die Evokation der Fla-
che in Wohldorf-Ohlstedt, direkt neben dem Natur-
schutzgebiet

(Dennis Thering CDU: Das ist ja wohl eine
Unverschamtheit!)

— ja, ich weil3, dass Sie anfangen zu schreien —
Wohldorfer Wald, direkt nebenan, da haben Sie
den Bebauungsplan Wohldorf-Ohlstedt 13 auf der
letzten Sitzung vor der Wahl 2008 beschlossen
und damit genau diese Sache in Gang gebracht.
Das war lhr Werk.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal SPD)

Der Flachennutzungsplan hat Ubrigens, das muss
man auch sagen ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigung, ich habe das Ubersehen. Gestat-
ten Sie eine Wortmeldung oder eine Frage des
Kollegen Thering?

Olaf Duge GRUNE: Ja. Bitte.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Thering,
Sie haben das Wort.

Zwischenfrage von Dennis Thering CDU:* Herr
Duge, wie erklaren Sie sich denn, dass Sie jetzt
seit fast funf Jahren im Bezirk mitregieren und
dass die Anwohner im Wohldorfer Wald bis zum
Oberverwaltungsgericht durchklagen mussten, da-
mit lhre Bauplane von SPD und GRUNEN da ver-
hindert werden? Das erschlief3t sich uns nicht. Sie
hatten ja genug Zeit, den Bebauungsplan zu kip-
pen. Aber ganz im Gegenteil, Sie wollten da bau-
en. Wie geht das damit einher, was Sie uns gerade
versucht haben, zu erzahlen?
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Olaf Duge GRUNE (fortfahrend): Herr Thering, Ih-
re Annahmen gehen vdllig fehl. Sie haben diesen
Bebauungsplan beschlossen auf der letzten Sit-
zung vor 2008,

(Beifall bei Christiane Blémeke GRUNE und
Juliane Timmermann SPD)

und wir als GRUNE haben erreicht, dass dieser
Bebauungsplan nicht weiter umgesetzt wurde, als
wir zusammen mit lhnen in die Regierung gegan-
gen sind. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei den GRUNEN — Dennis Thering
CDU: Ach, und deshalb mussten die Birger
klagen?)

Die grundlegende Uberarbeitung anstelle einer
Fortschreibung des Flachennutzungsplans ist nur
dann sinnvoll, wenn auch grundlegende Verande-
rungen der planungsrechtlichen Anforderungen
eingetreten sind. Das ist 1997 der Fall gewesen
durch die neue Gesetzgebung im Umwelt- und Na-
turschutz und in der Landschaftspflege. Grundle-
gende Uberarbeitungen des Flachennutzungs-
plans missen also eine deutliche Veranderung
oder Abkehr von planerischen Grundlagen haben.
Das kann ich hier nicht sehen, und wo lhre planeri-
schen Grundlagen sind, schon gar nicht.

(Dr. Jens Wolf CDU: 400 000 Menschen
mehrl)

Ihr Antrag strotzt stattdessen vor halbgaren Formu-
lierungen, schon in der Uberschrift "Infrastruktur
und Lebensqualitdt angemessen bericksichtigen”.
Wir wollen die Lebensqualitat starken und eine
bessere Infrastruktur bringen, auch durch den Mo-
bilitdtswandel. Das ist Qualitat in der Infrastruktur.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Was dann im Weiteren relativ zusammenhangslos
und manchmal auch nichtssagend ist, zeigt: Sie
haben Uberhaupt keine Stadtentwicklungsstrate-
gie. Sie sind stehengeblieben. Wir haben eine
schlissige Strategie, die auch im Flachennut-
zungsplan 1997 schon angelegt war, namlich die
Strategie der Innenverdichtung. Wir haben ein In-
nenstadtkonzept. Wir haben die Magistralen voran-
gebracht, die Ubrigens in den Bezirken angefangen
haben, sich zu entwickeln. Wir entwickeln die Me-
trozonen Wilhelmsburg, Kleiner Grasbrook, Mitte
Altona, Science City Bahrenfeld; das korreliert tbri-
gens mit dem U-Bahn-Ausbau nach Bramfeld/
Steilshoop, Osdorf und dem Kleinen Grasbrook
und dem Ausbau von Modal Split.

Der Flachennutzungsplan, liebe CDU, ist doch kein
Ersatz fir eine fehlende Stadtentwicklungsstrate-
gie, sondern letztlich muss man eine solche haben
und dann entsprechend umsetzen.

(André Trepoll CDU: Haben Sie denn eine?)

— Das habe ich doch eben gesagt. Héren Sie zu,
was ich gesagt habe.

Schon gar nicht wie bei Ihnen, kaschiert das doch
nur lhre Unfahigkeit, hier etwas voranzubringen.

Ich méchte am Schluss sagen: Diesem Antrag, der
so floskelhaft und unprazise ist, kann man eigent-
lich nur aus vollem Herzen die Ablehnung gdénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich wollte eigentlich anfangen mit
einer grundlegenden Kritik an der CDU, aber das,
was Rot-Griin abgeliefert hat, verdient auch noch
Etliches an Kritik, denn Sie haben jetzt nicht gera-
de den aktuellsten Stand der Planung dargestellt.

Aber ich fange einmal an mit der CDU. Sie haben
ein Recycling gemacht, Sie haben den alten An-
trag recycelt, was leider nicht nachhaltig ist, weil
Sie damit erneut ganz viel Papier und auch Le-
benszeit von uns verschwenden. Das war nicht so
glorreich. Man merkt einfach, dass Sie jetzt, nach-
dem Sie vor zwei Wochen den Kompromiss mit der
Volksinitiative "Hamburgs Grin erhalten" abge-
lehnt haben, das Gefuhl hatten, Sie missen ir-
gendwie beweisen, dass Sie auch etwas fur die
Grinflachen tun wollen. Das ist, ehrlich gesagt, zu
billig. Das reicht uns nicht.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Aber richtig niedlich wird es, um es einmal vorsich-
tig auszudriicken, wenn Sie in lhrem Antrag sagen
— Zitat —

"(...) missen wir neue Wege gehen und in-
telligent wachsen."

Bei der Intelligenz fallt Ihnen dann nichts Besseres
ein, als zu sagen, Pkw-Parkrdume unter die Erde
und Uber- oder Untertunnelung von StraRen. Das
ist so etwas von old-fashioned, so etwas von Sech-
zigerjahre-Planung, das geht Gberhaupt nicht. Das
ist nicht intelligent, das ist ... Ich sage es lieber
nicht. Das ist schlecht.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Aber in einem Punkt hat die CDU recht. Wir arbei-
ten in Hamburg seit 1997 mit einem Flachennut-
zungsplan, der laufend geandert wird, der aber
nicht Gberarbeitet wurde. Herr Duge, Sie haben ge-
rade sehr viele Einzelprojekte aufgezahlt. Der Fla-
chennutzungsplan soll nach Baugesetzbuch die
Grundlage fir die Entwicklung der Gemeinden
oder in der Stadt sein, und wenn es so viele Neue-
rungen gibt, muss man auch etwas tun fir die
Neuerungen. Rot-Griin verweigert sich komplett.
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(Heike Sudmann)

Herr Duge, Sie standen gerade im Widerspruch
zum Senat. Der Senat hat in seiner Antwort auf die
Grolte Anfrage der CDU gesagt, dass im Flachen-
nutzungsplan ein Bevdlkerungsrickgang auf
1,6 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner zu-
grunde gelegt wurde; da hat die CDU recht.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Sudmann, ich versuchte gerade, eine Pause
zu finden. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Duge?

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ja, wenn Sie die
Zeit ...

Vizeprasidentin Barbara Duden: Die stoppe ich
dann. Sie ist sogar schon gestoppt.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Gern, Herr Duge.

Zwischenfrage von Olaf Duge GRUNE: Vielen
Dank fur die Méglichkeit der Zwischenfrage. — Zu
der letzten Sache mochte ich Sie fragen, ob ein
Ruckgang der Bevdlkerungszahl automatisch be-
deutet, dass auch weniger Wohnungen gebraucht
werden; Singularisierung der Gesellschaft. Das ist
das eine, was ich gern ansprechen will.

Zweitens: Ist Ihnen bekannt, dass die Flachen, die
bebaut worden sind, namlich Fischbeker Reethen
und auch Oberbillwerder, schon 1997 im Stadtent-
wicklungsplan als Bebauungsflachen enthalten wa-
ren?

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Lieber
Herr Duge, damals gemeinsam bei den GRUNEN
haben wir noch dagegen gestimmt, dass Oberbill-
werder in den Flachennutzungsplan kommt. Das
ist mir sehr wohl bekannt, das habe ich nicht ver-
gessen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite: Es hat mich gerade erfreut an lhren
Ausflihrungen, dass Sie noch einmal darauf hinge-
wiesen haben, dass der Senat damals festgestellt
hat — was er heute ja oft bestreitet —, dass wir
schon damals einen Nachholbedarf an Wohnun-
gen hatten. Nichtsdestotrotz wird dieser Nachhol-
bedarf noch viel extremer, weil jetzt nicht 1,6 Millio-
nen Einwohnerinnen und Einwohner, wie damals
angegeben, sondern 1,8 Millionen Einwohnerinnen
und Einwohner hier leben. Insofern war Ihre Frage
leider gerade ein Eigentor.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber ich will Ihnen einmal sagen, was wir uns vor-
stellen. Es gibt doch die Mdglichkeit, mit dem Fla-
chennutzungsplan anders umzugehen. Ich habe
einmal geguckt, wie es zum Beispiel Berlin macht.

(Dirk Kienscherf SPD: Die bauen ja kaum
noch Wohnungen!)

Das war sogar noch unter der CDU-Regierung,
wahrscheinlich auch schon CDU/SPD. Berlin
macht es so, dass sie zweimal im Jahr die Ande-
rungen des Flachennutzungsplans zusammenfas-
sen, eine Offentliche Beteiligung machen. Aber
was noch viel richtiger ist: Sie machen einmal in
der Legislaturperiode ...

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, wie sieht es denn
da auf dem Wohnungsmarkt aus, liebe Frau
Kollegin?)

— Das ist fur Sie, Herr Kienscherf, wichtig, weil Ihre
SPD da auch beteiligt ist.

Einmal in der Legislaturperiode machen sie einen
Bericht zum Flachennutzungsplan. Wie hat sich die
Ausgangssituation — seit 1994 in Berlin — veran-
dert? Welche neuen Planungsmethoden haben
wir? Welche Zukunftsaufgaben haben wir? Das
ware auch einmal der richtige Weg fir Hamburg,
um Transparenz hineinzukriegen.

(Beifall bei der LINKEN - Dirk Kienscherf
SPD: Wir bauen! Wir schaffen neue S-Bahn-
Linien! Sie planen immer nur! Wir handeln!)

— Herr Kienscherf, ich weil3 gar nicht, warum Sie
sich so aufregen. Ich rede vom Flachennutzungs-
plan. Der Flachennutzungsplan ist die Grundlage
fur Wohnungsbau.

Berlin hat zum Beispiel — das misste Sie eigentlich
erfreuen — das Deutsche Institut fir Urbanistik ge-
beten, den Flachennutzungsplan zu Uberprifen, zu
evaluieren. Die haben gesagt, ja, man koénne ihn
stehen lassen, wenn man diese laufenden Berichte
macht. Also, sogar ein Vorschlag fiir Sie, wie Sie
es besser machen kénnen.

Was aber nicht weiter geht: Ich merke, der SPD-
gefuhrte Senat ist seit Jahren dabei, sich durchzu-
wurschteln. Sie haben keinen Verkehrsentwick-
lungsplan, Sie haben kein Stadtentwicklungskon-
zept vorgelegt.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

— Herr Kienscherf, Sie verstehen tberhaupt nichts.
Ich sage lhnen gerade, Sie machen Stiickwerk und
der Flachennutzungsplan ist die Grundlage fir lhr
Handeln. Was Sie machen, passt am Ende nicht
zusammen, und deswegen weigern Sie sich, etwas
zu verandern.

Wir werden zwar dem CDU-Antrag nicht zu-
stimmen, aber in einem Punkt hat sie recht: Sie
mussen endlich einmal etwas Erneuertes ma-
chen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.
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Jens Meyer FDP:* Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Hamburg ist ei-
ne wachsende Stadt, das kann man gut finden
oder auch schlecht, aber es ist nun einmal eine
Tatsache. Wenn man niemanden aus der Stadt
aussperren will, und das wollen wir Freie Demokra-
ten eindeutig nicht, dann muss man das Wachstum
gestalten. Insofern greift der vorliegende Antrag
der Kolleginnen und Kollegen der CDU zu Recht
die Frage auf, wie das Wachstum gestaltet werden
kann, um nicht zu sagen, gestaltet werden muss,
obgleich der Beitrag von Herrn Wolf, der diese De-
batte anflhrte, ein wenig retrospektiv gewesen ist.
Denn ich glaube, wir sollten in die Zukunft schau-
en, Herr Wolf, und nicht in die Vergangenheit, in
die Ara von Ole von Beust. Aber an die SPD sei an
der Stelle gesagt: Sich allein auf Genehmigungs-
zahlen auszuruhen, springt auch erheblich zu kurz.

Die prognostizierte Bevolkerungszahl von rund
1 Prozent Steigerung jahrlich ist zwar nicht so dra-
matisch, wie sie teilweise medial erscheint, aber
dennoch reichen 10 000 Wohnungen pro Jahr
nicht aus, um den steigenden Wohnraumbedarf zu
decken. Zudem reicht es nicht, nur iber Wohnun-
gen zu sprechen, schliel3lich wohnen Menschen
nicht nur, sondern sie arbeiten, sie studieren, sie
lernen, sie gestalten ihre Freizeit, nutzen Kultur-
und Sporteinrichtungen und ein schnelles Internet,
sofern es denn einmal vorhanden ist.

Da auch auf absehbare Zeit nicht alles virtuell von-
stattengehen wird, wird unsere verdichtete Stadt
der Zukunft auch leistungsfahige Verkehrswege
bendtigen. Das betrifft den 6ffentlichen Personen-
nahverkehr genauso wie moderne und sichere
Radwege, einwandfreie Gehwege und leistungsfa-
hige StralRen.

(Beifall bei der FDP)

Da konnen Sie, liebe GRUNE, noch so viel von I|h-
rer Fahrradstadt trdumen, die Tatsachen sind stei-
gende Zulassungszahlen und ein gréRerer Bedarf
an motorisierter Mobilitat. Es liegt nun einmal auf
der Hand, dass eine wachsende Stadt auch wach-
senden Verkehr zur Folge hat, und weil man den
im Gegensatz zum Wohnraum nicht verdichten
kann, muss man ihn flissiger, effizienter und intelli-
genter organisieren.

(Beifall bei der FDP)

Tiefgaragen, Untertunnelung und modernste Ver-
kehrssteuerung einerseits und innovative, saubere
Antriebe andererseits sind nur einige Stichworter in
diesem Zusammenhang.

Aber es geht auch um eine gesamtstadtische Be-
trachtung der Flachennutzung, sogar noch Uber
unsere Stadt hinaus — das wurde schon erwahnt —,
und um ein entsprechend zeitgemafies Flachen-
management des Senats. Auf bezirklicher Ebene
sind dringend die planungsrechtlichen Grundlagen
zu schaffen, um flachendeckend zeitgemafie B-

Plane auszuweisen, die den Anforderungen der
Zukunft entsprechen. Mit Baustufenplanen aus den
Sechzigerjahren des vorigen Jahrtausends wird
man der wachsenden Stadt im 21. Jahrhundert je-
denfalls schon lange nicht mehr gerecht.

Die besondere stadtebauliche Qualitat unserer
Stadt hat Fritz Schumacher vor ziemlich genau
100 Jahren in seinem Achsenkonzept verankert.
Diese Uberlegungen, die heute so aktuell sind wie
damals, kénnen und mussen auch in einer moder-
nen, digitalisierten und verdichteten Freien und
Hansestadt Hamburg bertcksichtigt werden. Das
bedeutet, Frischluftschneisen und qualitativ wert-
volle Griinflachen und Griinziige von Bebauung zu
verschonen

(Dirk Kienscherf SPD: Machen wir ja!)

— Stichwort Hummelsbutteler Feldmark, Herr Kien-
scherf —, damit Hamburg auch mit 2 Millionen Ein-
wohnern eine lebenswerte Stadt mit grolkem Erho-
lungs- und Freizeitwert bleibt.

(Beifall bei der FDP)

Wir empfehlen daher, den CDU-Antrag, dem wir im
Grundsatz zustimmen, an den Stadtentwicklungs-
ausschuss zu uberweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die CDU
stellt in diesem Antrag fest, dass die Bevolkerung
in Hamburg wachst, verweist auf die SPD, die sich
gern noch weit tGber 2 Millionen Einwohner vorstel-
len kann, und scheint selbst auch nichts dagegen
zu haben, zumindest wird kein Widerspruch er-
sichtlich. Sie warnt aber deutlich davor, die damit
verbundene Schaffung der notwendigen Infrastruk-
tur zu vernachlassigen. Soweit der Antrag. Das
geht dann (iber Arzte, Schulen, den OPNV, Feuer-
wehr, aber insbesondere um Hamburgs Griin, wel-
ches es gelte, unbedingt zu erhalten. Das betont
die CDU in dem Antrag ausdriicklich und versucht
damit, auf den Hamburgs-Grin-erhalten-Zug des
NABU aufzuspringen, merkt nur leider nicht, dass
dieser Zug schon langst abgefahren ist, und
springt etwas plump ins Gleisbett. So einfach kann
man sich keinen grinen Anstrich verpassen. Da-
riber hinaus ist der Antrag in Summe auch ein
bisschen uninspiriert. Das andert aber nichts dar-
an, dass der Grundtenor des Antrags vollig richtig
ist.

Hamburg wéchst in seiner Bevolkerung. Dem ist
nicht damit Genlige getan, nur Wohnungen zu
bauen, nein, die im Antrag aufgezahlten Notwen-
digkeiten haben alle ihre Relevanz und es muss
daflr gesorgt werden, dass sie bei der Stadtent-
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(Detlef Ehlebracht)

wicklung anteilig entsprechend verniinftig mit be-
ricksichtigt werden. Da hier Flachennutzungspla-
ne, Stadtentwicklungsplane und dergleichen in
ausreichender Menge schon erwahnt worden sind,
mdéchte ich noch einmal einen anderen Aspekt im
Zusammenhang mit diesem Antrag anfiihren.

Wenn man in 20 bis 30 Jahren zurlickschauen wird
auf diese Zeit, wird man feststellen, dass es selten
eine Zeit gegeben hat, in der sich das Stadtbild
Hamburgs starker verandert hat. Was gehért dann
eigentlich in einer solchen Ausnahmezeit dazu und
findet nicht statt? Richtig, es findet keine offentli-
che Diskussion daruber statt, wie wir uns vorstel-
len, dass Hamburg sich verandern soll. Ich meine
damit nicht irgendwelche hochgestochenen Refe-
rate in kleinen Kreisen, Presseverlautbarungen mit
begleitenden Konferenzen vor Fachpublikum oder
Pseudo-Burgerbeteiligungsveranstaltungen, wo
der eine oder andere einmal einen roten oder
einen grinen Punkt an eine Tafel kleben darf.

(Farid Miiller GRUNE: Das ist doch alles
Quatsch!)

Die von Ihnen aktuell betriebene Blrgerbeteiligung
ist im Moment genauso Flickwerk wie lhre Fla-
chennutzungsplananderungen. Es ist vdllig richtig,
jetzt einen neu angelegten Flachennutzungsplan
zu fordern und sich daran zu machen, statt den
bestehenden permanent an irgendwelchen Stellen
zu reparieren oder anzupassen. Wir erwarten,
dass von der Politik eine offene Diskussion in der
Bevolkerung angestol’en wird, mit dem Ziel, her-
auszubekommen, was die Menschen dieser Stadt
wollen. Und es gehért sich dann auch, dass be-
ricksichtigt wird, was die Menschen dieser Stadt
wollen. Diese Diskussion gibt es derzeit nicht.

Was denken die Blrger dieser Stadt, was Ham-
burg so attraktiv macht aus stadtebaulicher Sicht?
Was ist das Wesen unserer Stadt und was macht
Hamburg zu unserem Hamburg? Was ist liebens-
wert, was kann mutig verandert werden und was
sollte bewahrt sein? Das sind Fragen, die muss
uns die Bevdlkerung beantworten — was sie nicht
kann, weil sie nicht mit einbezogen wird. Weil das
der rot-griine Senat? Selbstverstandlich weil} er
das. Es gibt doch nichts auf Gottes Erden, was
SPD und GRUNE in ihrer bescheidenen Selbst-
herrlichkeit nicht wissen, vor allen Dingen besser
wissen als alle anderen. Deshalb muss man da
auch nicht viel fragen, und deswegen ist das Mot-
to: Hamburg verandert sich und Sie sind nicht da-
bei.

Die AfD erwartet hier seridse Initiativen seitens
Rot-Griin und vom Senat, wie kinftig die Blrger
dieser Stadt in die Gestaltung Hamburgs mit einbe-
zogen werden. Aber bitte nicht solche wie damals
bei der Primarschulreform. Da wurde extra ein Zelt
in der City Nord aufgebaut und eine Podiumsdis-
kussion versprochen — liberwiegend mit griiner Be-
teiligung —, an der ich beteiligt war. Und dann hatte

das Podium 80 Prozent Redeanteil und die Gbrigen
knapp 20 Prozent, gefiihlt waren es sogar noch
weniger, hat man dann dem Publikum, dem Burger
Uberlassen.

Befragt man die Birger, wird Hamburgs Griin si-
cher als ein Wesensmerkmal unserer Stadt ge-
nannt werden. Ich habe es schon einmal an dieser
Stelle erwahnt, die Japaner nennen unsere Stadt
die Stadt im Wald. Das ist eine sehr, sehr schdne
Liebeserklarung, finde ich. Daraus geht auch her-
vor, dass beim Blick auf Hamburgs Grin eben
nicht wie in dem geschlossenen Vertrag nur die
Big Points wie Stadtpark oder Naturschutzgebiete
und Landschaftsschutzgebiete zu berticksichtigen
sind. Nein, es geht auch um das Stralenbegleit-
grin, um die Baume, die Innenhdfe, die Kleingar-
tensiedlungen, das Geblisch an der Ecke, die Ra-
senflache, die auch mal als Bolzplatz dient. Um
diese Sachen geht es. Das und anderes im Antrag
Erwahntes bestimmt die Lebensqualitat und gilt es,
zu halten und zu starken.

Aber in Summe kdnnen wir, wie von mir erwahnt,
den Antrag deshalb nicht unterstitzen, weil er un-
inspiriert und undeutlich ausformuliert ist. Sie for-
dern zielgerichtete Malinahmen in Bezug auf Be-
bauungsplanverfahren; das kdénnen Sie gern im
Ausschuss vorstellen. Der Uberweisung stimmen
wir zu, aber in der Sache missen wir den Antrag
ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Hamburg ist eine lebenswerte Stadt, die sich ers-
tens auch in Zukunft Gber neue Einwohnerinnen
und Einwohner freuen kénnen wird, die zweitens
gleichzeitig ihre Lebensqualitdt weiterentwickeln
wird,

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

und die drittens ihrem Ruf als griine Metropole am
Wasser gerecht werden wird. Dafiir arbeiten wir je-
den Tag, auch, wie ich finde, mit intensiver Burger-
beteiligung an den unterschiedlichen Projekten
und offensichtlich mit grolem Erfolg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich entstehen bei dieser Arbeit immer auch
konkurrierende Flachenanspriiche. Diese werden
daher im Rahmen regelmaRiger Verfahren zur An-
passung des Flachennutzungsplans im konkreten
Einzelfall Gberprift und gerecht untereinander ab-
gewogen. Der Flachennutzungsplan ist daher in
der Lage, Wohnungsneubau auch auf diesem ho-
hen Niveau, das wir brauchen fir die Zukunft, die
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(Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt)

Schaffung und Weiterentwicklung von Gewerbe-
standorten, von Arbeitsstatten, Bildungseinrich-
tungen und sozialer Infrastruktur, den bedarfsge-
rechten Ausbau der Infrastruktur sowie die Siche-
rung und die weitere Qualifizierung von Freiflachen
und Grun auch in Zukunft zu gewahrleisten.

Eine grundlegende Uberprifung des Flachennut-
zungsplans ist dafir nicht erforderlich. Durch die
von mir beschriebene kontinuierliche und malvolle
Herangehensweise entspricht der Flachennut-
zungsplan vielmehr auch weiterhin den Zielen und
selbstverstandlich den erkennbaren Herausforde-
rungen der Stadtentwicklung.

(Beifall bei der SPD)

Dass das so ist, darauf haben im Einzelnen auch
schon Frau Koeppen und Herr Duge hingewiesen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Senatorin, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung von Frau Sudmann?

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Ich bin
gleich am Ende meiner Rede, weil es ja relativ kurz
bleiben sollte — nein.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie bitte fort.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt (fortfahrend):
Wir arbeiten damit, wie ich meine, konsequent im
Interesse der Hamburgerinnen und Hamburger.
Wir sorgen heute konkret und fur alle Hamburge-
rinnen und Hamburger sichtbar fiir ein qualitatives
Wachstum unserer Stadt. Wir haben dazu den poli-
tischen Willen. Wir haben die richtigen gesell-
schaftlichen Partner und auch die erforderlichen
planerischen Grundlagen. Hamburg wachst und
bleibt attraktiv und lebenswert. Daftr durfen wir al-
le wirken und darlGber diirfen wir uns auch alle
freuen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Wenn
jetzt keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/17136 an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Wenn ich die Stehenden mitrechne, ist das abge-
lehnt worden.

Wer diese Drucksache an den Ausschuss fur Um-
welt und Energie Uberweisen mdchte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? —
Wer enthalt sich? — Dann ist das mit Mehrheit ab-
gelehnt worden.

Dann kommen wir zur Abstimmung tber den CDU-
Antrag aus Drucksache 21/17136 in der Sache.
Hierzu mochte die Fraktion DIE LINKE die Ziffer 4
separat abstimmen lassen.

Wer mochte dem Antrag aus Drucksa-
che 21/17036 mit Ausnahme der Ziffer 4 anneh-
men? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das mehrheitlich abgelehnt.

Und wer mochte Ziffer 4 des Antrags seine Zu-
stimmung geben? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch das mehrheitlich abgelehnt.

Ich kann lhnen dann das Ergebnis der heutigen
Wahlen bekannt geben.

Bei der Wahl eines Mitglieds fir den Beirat fur poli-
tische Bildung sind 107 Stimmzettel abgegeben
worden, die auch alle gultig waren. Auf Herrn
Dr. Alexander Wolf entfielen 16 Ja-Stimmen,
89 Nein-Stimmen und zwei Enthaltungen. Damit ist
Herr Dr. Wolf nicht gewahlt worden und wir werden
die Wahl in der nachsten Sitzung erneut auf die
Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds der
Kommission flr Stadtentwicklung sind 107 Stimm-
zettel abgegeben worden, davon war einer unguil-
tig, also 106 gultig. Herr Peter Lorkowski erhielt
29 Ja-Stimmen, 63 Nein-Stimmen und 14 Enthal-
tungen. Damit ist auch Herr Lorkowski nicht ge-
wahlt worden, und auch diese Wahl werden wir in
unserer nachsten Sitzung erneut auf die Tagesord-
nung setzen.

Schliellich die Nachwahl einer oder eines Depu-
tierten der Behdrde fur Kultur und Medien. Auf
Frau Ingeborg Glas entfielen bei 108 abgegebe-
nen, zwei ungultigen und 106 gultigen Stimmen
15 Ja-Stimmen, 77 Nein-Stimmen und 14 Enthal-
tungen. Damit ist auch Frau Glas nicht gewahlt
worden und wir werden die Wahl in unserer nachs-
ten Sitzung erneut auf die Tagesordnung nehmen.

Dann rufe ich jetzt Punkt 44 der Tagesordnung
auf, Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD, Drucksache 21/17127: Mit dem Rad zur Ar-
beit — Dienstfahrrader im o6ffentlichen Dienst er-
moglichen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Mit dem Rad zur Arbeit — Dienstfahrrader im 6f-
fentlichen Dienst ermdglichen

— Drs 21/17127 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Die fetten Jahre sind vorbei — Kein Freifahrt-
schein fiir grine Wahlgeschenke, Kostenbe-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17127

7686 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 99. Sitzung am 22. Mai 2019

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich)

rechnung fiir Radleasingmodell vor (!) dessen
Einfuhrung vorlegen und "6kologischen FuR-
abdruck" ausmessen

— Drs 21/17286 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/17286 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

Beide Drucksachen mochte die CDU-Fraktion an
den Verkehrsausschuss uberweisen. Die Fraktion
DIE LINKE mochte nur den Hauptantrag an den
Verkehrsausschuss Uberweisen. Vonseiten der
FDP liegt zur Drucksache 21/17127 ein Antrag auf
Uberweisung an den Haushaltsausschuss vor.

Zudem handelt es sich bei dem von den GRUNEN
angemeldeten Tagesordnungspunkt um eine Kurz-
debatte, sodass jeder Rednerin und jedem Redner
zwei Minuten Redezeit zur Verfligung stehen.

Als Erster erhalt das Wort Herr Bill fiir die GRUNE
Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben uns vor-
genommen, Hamburg zur Fahrradstadt zu ent-
wickeln. Dabei geht es nicht nur um Infrastruktur,
sondern auch darum, den Zugang zum Fahrrad zu
erleichtern. Das tun wir mit dem StadtRAD-Sys-
tem, unter anderem aber auch mit einem JobRad-
System. Dabei geht es nicht nur um die Fahrrad-
stadt, sondern es gibt noch einen zweiten wichti-
gen Aspekt: die Attraktivitat der Arbeitsplatze der
Freien und Hansestadt Hamburg. In der aktuellen
Lage gucken viele nicht nur auf das Gehalt, son-
dern auch darauf, welche Vorteile sonst noch ge-
boten werden. Friher war es ein Dienstwagen, den
man als Vorteil obendrauf genommen hat, heute
geht der Trend hin zum Dienstfahrrad. Durch die
steuerliche Verginstigung, so schatzt das "Han-
delsblatt" 2017, gibt es aktuell 200 000 Dienstfahr-
rader, Tendenz stark steigend.

Bei dem System, das wir vorschlagen, geht es um
eine Entgeltumwandlung. Diese Entgeltumwand-
lung und die Leasingvertrage, die dahinterstehen,
werden durch einen externen Dienstleister bereit-
gestellt, sodass der Aufwand, der bei der Stadt
verbleibt, so gering ist, wie es beispielsweise bei
einer Direktversicherung schon heute maéglich ist,
Entgelt umzuwandeln. Gerade diese einfache
Méglichkeit, an ein Fahrrad zu kommen, macht das
System des JobRads so attraktiv. Das genau ist
der Clou an der gesamten Sache.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Weil es im Vorfeld diskutiert wurde: Klar, das
JobRad gilt nur fir Beamtinnen und Beamte.
Warum? Weil wir mit den Gewerkschaften im Ge-
sprach sind, um diese daflr zu Gberzeugen, dieses
System auch fur Angestellte im 6ffentlichen Dienst
zu Ubernehmen. Dafiir brauchen wir aber ein Okay

der Gewerkschaften, weil das die Tarifautonomie
so hergibt. Wir sind da noch nicht am Ende der
Diskussionen, wollen aber einmal vorangehen;
deswegen jetzt schon fir Beamtinnen und Beam-
te. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Herr Pochnicht fir die
SPD-Fraktion.

Lars Pochnicht SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir wollen Hamburg fahrrad-
freundlicher machen. Dazu zahlt fir uns auch,
dass wir ein besseres Angebot fir die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im offentlichen Dienst der
Freien und Hansestadt Hamburg schaffen.

Wir haben in den vergangenen Jahren massiv in
die Saulen des Radverkehrs investiert, in die Infra-
struktur, in den Service, in die Kommunikation. Wir
haben Radwege neu gebaut und saniert. Wir ha-
ben die Kombination von Fahrrad und 6ffentlichem
Nahverkehr gestarkt. Wir haben das StadtRAD-
System ausgebaut, wir haben es um Elektrolasten-
rader erweitert. Und wir werben jetzt auch mit einer
Kommunikationskampagne fir mehr Fahrradfah-
ren. In diesem Sinne mdchten wir das jetzt fortset-
zen und auch fiir die Beschaftigten der Freien und
Hansestadt Hamburg Dienstfahrrader im Leasing-
modell anbieten.

Mit dem Rad zur Arbeit zu fahren, ist nicht nur ge-
sund und tragt zur eigenen Fitness bei, sondern es
bedeutet vor allem auch verkehrspolitisch eine Ent-
lastung des StralRenraums und fihrt zu weniger
Verkehrslarm und sauberer Luft. Auch das ist ein
Grund dafur, dass wir den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiterin im 6ffentlichen Dienst dieses Leasing-
modell anbieten wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Thering CDU: Den Beamten, nicht
den Mitarbeitern!)

— Herr Thering, in einem ersten Schritt wollen wir
das den Beamten anbieten. Aber Ziel ist natrlich,
Herr Bill hat eben schon dargestellt, dass wir noch
Gesprache mit den Gewerkschaften flihren, dies
perspektivisch auch den Angestellten anbieten zu
kénnen. Aber zunachst einmal wollen wir jetzt den
ersten Schritt machen, dieses Modell den Beamten
anbieten

(Dirk Nockemann AfD: Und dann gibt's auch
noch den Zwang nachher!)

und damit auch, Herr Bill hatte es schon ausge-
fuhrt, die Attraktivitdt des Arbeitsgebers Freie und
Hansestadt Hamburg erhdhen.

Meine Zeit geht schon wieder dem Ende entgegen.
Ich bitte Sie in diesem Sinne um Zustimmung zu
unserem Antrag.
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(Lars Pochnicht)

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Dennis Thering fir die
CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir als CDU-Frakti-
on wollen den Radverkehr in Hamburg férdern. Wir
wollen den Radverkehrsanteil deutlich erhdhen.
Dazu haben wir in den letzten Wochen bereits ein
eigenes Mobilitdtskonzept vorgestellt, in dem viele
wichtige Punkte fir den Radverkehr stehen.

Alle sinnvollen MaRnahmen, die von SPD und
GRUNEN kommen, finden unsere Unterstiitzung.
Dieser Antrag wirft aber mehr Fragen auf, als dass
er sie beantwortet. Das hat Ihnen bereits der Be-
amtenbund mitgegeben, der diese MalRnahme ab-
lehnt und stattdessen sagt, man brauche eher eine
Unterstiitzung beim OPNV, giinstigere Fahrkarten
und kein Leasingradmodell. Von daher gibt es of-
fensichtlich auch innerhalb des Beamtenbunds
deutliche Kritik, und die muss zeitnah und schnell
aufgeklart werden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Darlber hinaus ware |hr Leasingmodell extrem bui-
rokratisch. Und es kann nicht sein, dass es Mitar-
beiter erster und zweiter Klasse im Staatsdienst
gibt. Die Beamten sollen es bekommen, die Ange-
stellten im offentlichen Dienst sollen es vielleicht ir-
gendwann einmal bekommen; das wissen wir
nicht. Das lehnen wir ab. Wir sehen keinen Grund
daflir, warum man das den einen geben und den
anderen nicht geben sollte.

Sie machen sich offensichtlich — das geht vor allem
an die GRUNEN - auch (iber das Thema Nachhal-
tigkeit Uberhaupt keine Gedanken. Sie missen
sich einmal Folgendes vorstellen: Wenn es dieses
Leasingmodell drei Jahre gegeben hat, wird natir-
lich eine extreme Schwemme an E-Bikes auf den
Markt kommen. Die sind dann inzwischen drei Jah-
re alt, sind veraltet — die Technik wird natlrlich im-
mer moderner —, die Garantie ist abgelaufen. Das
fuhrt dann am Ende dazu, dass Sie keinen Abneh-
mer fur diese alten E-Bikes finden. Die miissen
dann kostspielig verschrottet werden

(Zurufe von Christiane Blémeke GRUNE)

und gegebenenfalls sogar auf irgendwelchen Miill-
deponien in Nicht-EU-Landern entsorgt werden.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Sie sehen also, dass es hier noch dringenden Ge-
sprachsbedarf gibt. Der Antrag ist einmal wieder
nicht ausgereift, klingt eher nach einem PR-Gag.
Deshalb haben wir einen Zusatzantrag eingereicht,
der sich intensiv mit den Problemen beschaftigt.

Nehmen Sie ihn an. Dann wird das Ganze zum Er-
folg werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Thering. — Das Wort erhalt jetzt Heike
Sudmann fur die Fraktion DIE LINKE, ebenfalls fir
zwei Minuten und moglichst nicht mehr als zwei
Minuten.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Versuche ich. — Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Mir ist schon klar,
warum Rot-Griin diesen Antrag nicht im Ausschuss
beraten will. Letztendlich geht es darum: Sie wol-
len, dass die Beschaftigten auf einen Teil ihres Ge-
halts verzichten und sich dann ein Pedelec kaufen
kénnen. Die Gewerkschaften lehnen das ab, und
zwar deswegen, weil es bei den Angestellten und
auch bei den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern
dazu fihrt, dass es weniger Einzahlungen in die
Sozialkassen gibt. Und auch die Rente wird da-
durch geringer. Das diskutieren Sie nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: 2 Euro!)

— Es sind 5 Euro. 5 Euro sind im Jahr 60 Euro, und
das ist fUr die unteren Einkommensgruppen, zu de-
nen ich gleich noch komme, ein gewaltiger Betrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Kienscherf, Sie haben auch SPD-Genossen
in Baden-Wirttemberg, in der Opposition. Die ha-
ben dieses Leasingmodell der Landesregierung
abgelehnt.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Vielleicht sollten Sie sich einmal angucken, warum
sie es ablehnen: Weil sie sagen, kein Modell zulas-
ten der Sozialversicherung.

(Beifall bei der LINKEN)

SPD und GRUNE in Hamburg sprechen von Ein-
sparungen von 40 Prozent. Ja, die Einsparungen
haben die Leute, die die Spitzensteuersatze be-
zahlen mussen, die hohes Einkommen haben. Ei-
ne TV-L-Mitarbeiterin mit der Entgeltgruppe 4 — viel
tiefer geht es kaum noch — hatte 800 Euro Einspa-
rungen. Entgeltgruppe 15 hat bis zu 1 600 Euro
Einsparungen. Das wollen Sie uns als rot-griine
Gerechtigkeit verkaufen? Das ist unsozial, echt un-
sozial.

(Beifall bei der LINKEN)

Und zum Thema Nachhaltigkeit habe ich einen an-
deren Aspekt als mein Vorredner. Alle drei Jahre
bekommen sie ein neues Fahrrad. Das ist doch
nicht nachhaltig. Mein Fahrrad halt finf oder zehn
Jahre, das ist nachhaltig. Das ist in Ihrem Modell
auch drin, das geht Uberhaupt nicht.
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(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der CDU — Zuruf von Jens-Peter Schwieger
SPD)

Ich hatte mir gewlnscht — besonders von den
GRUNEN -, dass Sie sagen: Wir machen einmal
eine Bundesratsinitiative, damit das Dienstwagen-
privileg, das jahrlich 5 Milliarden Euro Subventio-
nen beinhaltet, endlich abgeschafft wird. Das ware
fortschrittlich. Das, was Sie hier vorlegen, ist riick-
schrittlich.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Jens-
Peter Schwieger SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Als Nachster erhalt das
Wort Herr Aukes fiir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Erster Eindruck: Die GRUNEN
brauchen am Mittwoch vor den Bezirkswahlen
noch einen schicken Antrag, der sich mit Radfah-
ren beschaftigt. Und genauso ist er auch; er steht
im Grunde genommen im Zeichen des Bezirks-
wahlkampfs. Er ist weder richtig begriindet, noch
ist er ausgewogen oder inhaltlich richtig argumen-
tativ eingebracht.

Sie mochten den Radverkehr verbessern, aber se-
hen sich nur einen Teil der Menschen an, die im
offentlichen Dienst sind, namlich die Beamten. Die
lehnen es ab. Und auch der andere Teil — das ha-
ben Sie ja im Petitum 2 gesagt —, die angestellten
Mitarbeiter im offentlichen Dienst, kommen nicht in
den Genuss, in Anflhrungsstrichen, solch eines
Dienstradleasings. Deshalb ist der gesamte An-
trag, so wie wir ihn von der FDP sehen, lediglich
ein schickes Wahlkampfbonbon, das Sie einbrin-
gen wollen.

Wir haben beantragt, dass dieser Antrag in den
Haushaltsausschuss kommt, weil er letztendlich
auch finanzielle Folgen hat. Meine Vorredner, Frau
Sudmann wie auch Herr Thering, haben das Ent-
scheidende zu diesem Thema gesagt. Ich denke,
dass dieser Antrag von allen Seiten mehr oder
minder in die Tonne getreten worden ist. Deshalb
sollten Sie das hier auch tun. Wir werden diesem
Antrag, so wie er ist und wenn er heute abge-
stimmt wird, nicht zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Aukes. — Als Nachster erhalt das Wort
Detlef Ehlebracht fiir die AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem
Rad zur Arbeit, das wird vom Grundsatz her wohl
keinen Einspruch geben. Diese MalRnahme ist da-
her vom Tenor her grundsétzlich zustimmungswur-

dig. Ob dazu Leasingvertrage fir Dienstfahrrader
zahlen, wird sich noch zeigen. Es gibt Arbeitgeber,
die das ausprobiert haben und davon wieder abge-
kommen sind. Die haben lieber bei dem Handler
um die Ecke oder wo auch immer 10 bis 15 Pro-
zent Firmenrabatt herausgehandelt. Das ist bei ei-
nem Pedelec, das an die 2 500 Euro oder auch
mehr kostet, mal eben 375 Euro Ersparnis. Die gibt
es sofort, wobei an dieser Stelle nicht wegdiskutiert
werden kann, dass der Kaufpreis bestehen bleibt
und sofort bezahlt werden muss. Allerdings gab es
Ende 2018 eine Gesetzesinitiative des Bundestags
— veroffentlicht am 14. Dezember 2018 im Bundes-
gesetzblatt 45 —, wonach sich das Leasen von
Dienstfahrradern zumindest fiir den Zeitraum von
2019 bis 2021 glnstiger als zuvor gestalten lasst,
da sich der geldwerte Vorteil von einem auf ein
halbes Prozent halbiert. Wenn der Birokratismus
jetzt im Rahmen bleibt und unter diesen neuen Be-
dingungen ein Leasingmodell abgeschlossen wird,
kann sich das eventuell rechnen.

Letztlich unterstutzten wir aber das von der CDU
angedachte Verfahren. Es ist immer zuerst zu pri-
fen, welche Folgen mein Handeln haben kann. In
Abhangigkeit davon kann ich es dann umsetzen,
oder ich muss es anpassen, oder ich trete es in die
Tonne, wie es Herr Aukes gesagt hat.

Eine nicht zu tolerierende Ungerechtigkeit dieses
Antrags, den er auch noch selbst erwahnt, ist,
dass jetzt die Beamten, nicht jedoch die Angestell-
ten in den Genuss dieses Antrags kommen wir-
den. Sie erwahnen das auch noch explizit. Das ist
fir uns ein Grund, diesem Antrag nicht zustimmen
zu kénnen. Weshalb Sie ihn dann trotzdem glau-
ben, einbringen zu kdénnen, erschlielt sich mir
nicht. Daher werden wir ihm inhaltlich nicht zu-
stimmen, dem Zusatzantrag der CDU sehr wohl.
Wir freuen uns auf die Diskussion im Ausschuss. —
Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt liegt
mir noch eine Wortmeldung von Martin Bill fir die
GRUNEN vor.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Noch drei Aspekte, weil ich das Gefiihl
habe, dass entweder der Antrag nicht richtig gele-
sen oder teilweise schlicht nicht verstanden wurde.

(Dennis Thering CDU: Er ist einfach schlecht
gemacht!)

Erstens: Ein derartiges JobRad ist ein Angebot.
Das heil3t, wir zwingen keine Beamtin und keinen
Beamten, ein Dienstrad zu leasen. Es ist ein Ange-
bot

(Dennis Thering CDU: Ein schlechtes!)
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(Martin Bill)

und es wird sich zeigen, ob dieses Angebot ange-
nommen wird oder nicht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Zweitens: Wir haben die Regelung explizit nur fir
Beamtinnen und Beamte aufgeschrieben, weil wir
fur Angestellte mit den Gewerkschaften noch im
Gesprach sind. Und bei den Beamtinnen und Be-
amten hat es keine Auswirkungen auf die Pensio-
nen, weil ein anderes System dahinter steht.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Gestatten Sie, Herr Bill, eine Zwischenfra-
ge der Kollegin Sudmann?

Martin Bill GRUNE: Bitte.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Sie haben gerade gesagt, es sei ein Angebot fir
die Beamtinnen und Beamten. Finden Sie es denn
sozial gerecht, dass Sie es den Gutverdienenden
— ich habe vorhin die hohen Entgeltgruppen ge-
nannt, das gilt auch fir Beamtinnen und Beamte —,
ermoglichen, sehr viel Geld zu sparen, und denen
mit wenig Geld nicht? Aulerdem haben Sie ge-
sagt, dass es auch um die Tarifangestellten gehe,
fur die Sie verhandeln wollten.

Martin Bill GRUNE (fortfahrend): Wir wiirden das
gern auch fur Angestellte einflihren. Dafir brau-
chen wir das Okay der Gewerkschaften. Das greift
in die Tarifautonomie ein; deswegen sind wir mit
denen in der Diskussion — Ergebnis offen.

(Dennis Thering CDU: Warten Sie es doch
erst einmal ab!)

Zur sozialen Gerechtigkeit die Gegenfrage: Finden
Sie es sozial gerechter, wenn wir jetzt einigen Be-
amtinnen und Beamten sagen, sie durften, und an-
dere Tarifgruppen dirften nicht? Das erzeugt auch
eine gleichbleibende Ungerechtigkeit. Deswegen,
finde ich, sollten alle Beamtinnen und Beamten,
egal welcher Tarifgruppe, die Mdglichkeit haben,
ein JobRad zu nehmen, und sie sollen selbst ent-
scheiden, ob sie es wollen oder nicht.

(Dennis Thering CDU: Und die Nachhaltig-
keit?)

Beim Leasing ist es so, dass am Ende die Ent-
scheidung steht: Gebe ich das Fahrrad zurtck,
oder kaufe ich dieses Fahrrad? Ein drei Jahre altes
Fahrrad ist noch sehr gebrauchsfahig. Ich gehe
davon aus, dass es die meisten Ubernehmen wer-
den, weil danach die Leasingraten wegfallen und
es deswegen wesentlich giinstiger ist, dieses Fahr-
rad zu Ubernehmen.

(Dennis Thering CDU: Kbénnen wir im Aus-
schuss noch mal besprechen!)

Bei Dienstwagen ist es Ubrigens ublich, das Fahr-
zeug nach einem Jahr zurlckzugeben, sodass
dies schon wesentlich 6kologischer ist. Es ist auch
glnstiger, das Fahrrad am Ende zu kaufen, anstatt
es zuruckzugeben.

(Thilo Kleibauer CDU und Heike Sudmann
DIE LINKE: Was spricht gegen eine Aus-
schussuberweisung?)

Deswegen werden die meisten das Fahrrad nicht
zurlickgeben, sondern es kaufen. Das Fahrrad halt
noch einige Jahre, und dann werden sich diese
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darliber freuen,
dass sie so in den Genuss eines Fahrrads kamen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt se-
he ich zu dem Thema aber keine Wortmeldungen
mehr. Deshalb kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer also moéchte nun zunachst den Antrag der
Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus Druck-
sache 21/17127 an den Verkehrsausschuss Uber-
weisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist das mehrheitlich abgelehnt.

Wer mdchte die Drucksache an den Haushaltsaus-
schuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch das mehrheitlich abgelehnt.

Und wer moéchte schlielllich den CDU-Antrag aus
Drucksache 21/17286 an den Verkehrsausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann ist auch das abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache. Wir
beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/17286.

Wer diesem folgen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist das knapp abgelehnt worden.

SchlieRlich zum Antrag der Fraktionen der GRU-
NEN und der SPD aus Drucksache 21/17127.

Wer mdéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
mehrheitlich angenommen worden.

Ich rufe jetzt unseren Punkt 11 der Tagesordnung
auf, Senatsantrag: Stellungnahme des Senats zum
birgerschaftlichen Ersuchen "ABB-Wohnprojekte:
Selbstverwaltung aller Projekte langfristig sichern”
sowie Haushaltsplan 2019/2020 Einzelplan 6.1,
Nachbewilligung nach Paragraf 35 Landeshaus-
haltsordnung.

[Senatsantrag:
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 5. September 2018 "ABB-
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Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller Projekte
langfristig sichern™ (Drucksache 21/14135),
Haushaltsplan 2019/2020 Einzelplan 6.1 Behor-
de fiir Stadtentwicklung und Wohnen, Nachbe-
willigung nach §35 Landeshaushaltsordnung

— Drs 21/17030 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

"ABB-Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller
Projekte langfristig sichern”

— Drs 21/17266 —]

Es liegt Ihnen hierzu als Drucksache 21/17266 ein
Antrag der FDP-Fraktion vor.

Die Fraktionen der SPD, CDU und GRUNEN
md&chten beide Drucksachen an den Haushaltsaus-
schuss Uberweisen. Die Fraktion DIE LINKE moéch-
te nur den Senatsantrag an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberweisen. Vonseiten der FDP
liegt ein Antrag auf Uberweisung beider Drucksa-
chen ebenfalls an den Stadtentwicklungsaus-
schuss vor.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von den
GRUNEN als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass wiederum jeder Rednerin und jedem Redner
pro Debattenbeitrag zwei Minuten Redezeit zur
Verfligung stehen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Duge fiir die GRU-
NEN erhalt es als Erster.

Olaf Duge GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir freuen uns, dass der Senat heute
diese Drucksache auf Grundlage des blrgerschaft-
lichen Ersuchens vorgelegt hat, die einen soliden
Weg beschreibt, um den selbstverwaltenden ABB-
Wohnprojekten aus den Neunzigerjahren langfris-
tig eine Bestandsperspektive zu sichern. Die Her-
ausforderung besteht darin, die verschiedensten
Besonderheiten der zunachst zehn genannten
Wohnprojekte, deren soziales Engagement, deren
Eigenleistung, deren Selbstverwaltung wahren zu
kénnen. Die Grindung einer stadtischen Gesell-
schaft, in die die Immobilien eingelegt werden, si-
chert einerseits die Eigentumsrechte der Stadt,
schafft aber andererseits auch einen geeigneten
Rahmen, um externen Dienstleistern die Moglich-
keit zu geben, unterschiedliche Projekte individuell
zu beraten und zu betreuen.

Die Jahresergebnisse sollen mdglichst mindestens
ausgeglichen sein, das heil’t, Mieterldse missen
Geschaftsfihrung und Bewirtschaftungskosten
decken. Wenn Uberschiisse entstehen, werden
diese thesauriert, dirfen nicht ausgeschiittet wer-
den und sollen nur dem Gesellschaftszweck die-
nend eingesetzt werden. Ich finde, das ist ein sehr
fortschrittlicher Ansatz. Er folgt der |dee der Soli-
dargemeinschaft, die auch in der Lage ist, weitere
Projekte passend in dieses Gesellschaftsmodell
aufzunehmen. Die bisherigen Vertrage und Ver-

pflichtungen der einzelnen ABB - Alternative Bau-
betreuung Projekte, einmal ausgesprochen — sol-
len Bestand haben. Das sichert Selbstverwaltung
und ein sozial vertragliches Mietniveau.

Wir wollen diesen Antrag an den Haushaltsaus-
schuss Uberweisen. Auch wenn mir das eine oder
andere in der Formulierung des FDP-Antrags un-
klar erscheint — es geht nicht nur um ein ABB-Pro-
jekt, das ist eine Vielzahl von Projekten —, werden
wir diesen Uberweisen. Sie haben dann die Mdg-
lichkeit, Ihre Detailfragen im Haushaltsausschuss
zu stellen und das vertiefend zu behandeln. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Duge. — Das Wort erhalt jetzt Annegret
Krischok fiir die SPD-Fraktion.

Annegret Krischok SPD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Der Woh-
nungsbau in Hamburg lauft auf Hochtouren. In
2018 sind weit Uber 10 000 neue Wohnungen fer-
tiggestellt worden, damit alle Hamburgerinnen und
Hamburger bezahlbaren Wohnraum haben. Nun
mdchten wir auch die alternativen Wohnprojekte
schitzen. Wir wollen zum Beispiel Wohnraum fir
junge Kinstlerinnen und Kuinstler mit geringem
Einkommen schaffen. Deshalb haben wir im Sep-
tember letzten Jahres in der Birgerschaft eine
Drucksache beschlossen; die Stellungnahme des
Senats zu unserem Ersuchen liegt jetzt bereits vor.
Far die Projekte des ABB-Programms — Herr Duge
hat es eben im Einzelnen ausgefuhrt — soll eine
neue stadtische Immobiliengesellschaft gegriindet
werden. Ich denke, die SAGA und férdern und
wohnen werden in sinnvoller Weise erganzen, was
den bezahlbaren Wohnraum angeht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Jetzt sollen erst einmal zehn Objekte in diese neue
Gesellschaft Uberfihrt werden; weitere kdnnen
spater folgen. Der Senat hat beschrieben, wie die
neue Gesellschaft strukturiert und finanziert wer-
den soll. Dafiir muss der Haushaltsplan der BSW
geandert werden. Die Drucksache wollen wir zu-
sammen mit dem FDP-Antrag an den Haushalts-
ausschuss uberweisen. DarlUber hinaus soll der
Leihvertrag der Stiftung Freiraum e.V. fur das Ob-
jekt Vorwerk-Stift bis zum 31. Dezember 2049 ver-
langert werden. Hier erhalten junge Kinstlerinnen
und Kiinstler preiswerten Wohnraum. Das kdénnen
und mussen wir in unserer schénen Kulturmetropo-
le Hamburg gern finanzieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17030
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17266
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Krischok. — Das Wort erhalt jetzt Jorg
Hamann fir die CDU-Fraktion.

Jorg Hamann CDU:* Herr Prasident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist kein Geheimnis, dass
dies eines der wenigen Projekte ist, mit denen die
GRUNEN sich schon bei den Koalitionsverhand-
lungen mit dem friiheren Birgermeister durchset-
zen konnten, was den GRUNEN ein bisschen hin-
geworfen wurde im Sinne von: Hier sollt ihr auch
einmal etwas haben. Jetzt ist es umgesetzt wor-
den, und ich zumindest bin froh, dass der Senat
— das hatte ich schon in der letzten Debatte ge-
sagt — da weiterhin den Daumen drauf hat, das
heil’t, wir eine stadtische Gesellschaft haben, die
aufpasst, dass das dann auch verninftig [auft.
Denn eines erklart die Drucksache natirlich nicht.
Alternative Projekte — das mag aus lhrer Sicht und
in Ihren Ohren schon klingen. Aber warum diese
Menschen derart glinstig und vorteilhaft wohnen
sollen im Vergleich mit all den anderen Burgern
dieser Stadt, die auch Mieter bei der hier zitierten
SAGA sind, haben Sie bis zum heutigen Tage
nicht erklart. Wir betrachten das trotzdem mit Inter-
esse wie auch mit einem gewissen wohlwollenden
Vorschuss an Vertrauen. Wir werden es aber auch
weiterhin sehr kritisch begleiten. Es gehdrt in den
Haushaltsausschuss. Das, denke ich, ist eine
Selbstverstandlichkeit bei einem Projekt dieser
Grole und bei so viel Geld. Es wundert mich, dass
Sie es nicht auch an den Stadtentwicklungsaus-
schuss uberweisen wollen. Da gehort es selbstver-
standlich auch hin, denn Uber etwas anderes dis-
kutieren wir hier nicht. Wenn Sie jetzt dieses Pro-
jekt, wie Ihrer Rede zu entnehmen ist, nur unter fi-
nanziellen Aspekten sehen, dann nehmen Sie dem
Projekt den tatsachlichen Charme. Da haben Sie
auch keine Gelegenheit zu erklaren, worin denn |h-
re Grinde liegen, um dieses Projekt im Einzelnen
weiterhin fortzufihren.

Wir werden dieses Projekt wie gesagt weiterhin kri-
tisch begleiten und sind gespannt, wie es sich
dann im Einzelnen entwickelt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Meyer
FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Hamann. — Das Wort erhalt als nachste
Rednerin Heike Sudmann flr die Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* DIE LINKE findet es
sehr erfreulich, dass die selbstverwalteten alterna-
tiven Baubetreuungsprojekte langfristig gesichert
werden sollen. Da kdénnen wir einmal ein Lob fiir
Rot-Griin aussprechen.

Herr Hamann, ich glaube, Sie sind ja eigentlich
nicht mehr so jung, Sie sollten wissen, was die al-

ternativen Baubetreuungsprojekte gemacht haben.
Das sagt schon der Name: Sie haben in Eigenar-
beit ihre Wohnungen, ihre Hauser hergerichtet, sie
machen selbstverwaltete Arbeit, und vor allem wir-
ken sie in den Quartieren. Das, finde ich, ist Grund
genug, um diese Projekte zu unterstutzen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

— Da hatte Rot-Griin jetzt auch klatschen kdnnen.
Aber das ist vielleicht ein Problem fiir Rot-Griin.

Ich will einmal daran erinnern, weshalb vielleicht
Herr Kienscherf nicht klatscht.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Es gab einen Anlass dafir, dass die Projekte sich
zusammengeschlossen haben, dass namlich in
2012 heimlich, hinter dem Rulcken der Projekte,
der Verkauf zweier Projekte an die SAGA erfolgte.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben uns mit de-
nen zusammengesetzt!)

Es gab zu Recht einen groRen Aufschrei. Deswe-
gen habe ich gesagt, dass ich es gut finde, dass
Sie es jetzt verandert haben. Wir werden einige
Fragen im Ausschuss klaren missen. Das mit dem
Mitspracherecht der ABB-Projekte zum Beispiel ist
mir noch nicht so ganz klar geworden. Wo kénnen
sie wirklich mitsprechen? Und wir werden auch da-
riber reden missen, ob das, was Sie als Instand-
haltungsanteile angesetzt haben, auch reicht. Inso-
fern freue ich mich auf die Ausschussberatung und
auf ein erfreuliches Ende.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Das Wort erhalt jetzt Herr
Meyer flir die FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP:* Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die ABB-Pro-
jekte entstammen der liberalen Idee, in einer
weltoffenen Stadt wie Hamburg nach dem Motto
"leben und leben lassen und jeder/jedem nach sei-
ner Fagon" auch alternative Wohn- und Lebensfor-
men zu ermdglichen, die von der Ublichen Norm
abweichen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wow!)

— Ja, Frau Sudmann, wir begriien diese Projekte
nach wie vor, weisen aber auch darauf hin, dass
fr uns Freiheit und Verantwortung nicht voneinan-
der zu trennen sind.

(Beifall bei der FDP)

Eigenverantwortung, Selbstverwaltung und Eigen-
leistung sind die Kernelemente der ABB-Projekte,
die mit der freiheitlichen und unkonventionellen Le-
bensweise einhergehen. Im Sinne der Solidarge-
meinschaft, die auch Sie angesprochen haben,
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muss allerdings verhindert werden, dass diese be-
sonderen Wohnformen, die der Staat beziehungs-
weise die Freie und Hansestadt Hamburg und da-
mit die Gesellschaft Einzelnen ermdglicht, nicht zur
Dauersubvention verkommen. Dass SAGA und for-
dern und wohnen kein wirkliches Interesse an die-
sen Objekten haben, ist nachvollziehbar. Dass
aber erhebliche Steuermittel aufgewendet werden
sollen, um trotz Selbstverwaltung eine neue Ge-
sellschaft zu grinden, wirft viele Fragen auf, die
wir im Ausschuss klaren wollen. Zum Beispiel stellt
sich die Frage, weshalb ausgerechnet bei diesen
Projekten ausdriicklich auf energetische Sanierung
verzichtet werden kann, wo doch ansonsten jede
Baumalnahme mit Gberbordenden energetischen
Vorschriften belastet wird, die das Bauen in der
Regel teuer machen.

Darlber hinaus fordern wir Sie auf, vor einer Be-
schlussfassung einen Erfolgsplan aufzustellen
— das haben Sie in unserem Zusatzantrag gele-
sen —; darUber sollten wir gemeinsam im Aus-
schuss beraten. Ich freue mich allerdings dartber,
dass Sie schon an dieser Stelle erklart haben,
dass wir im Ausschuss die Gelegenheit dazu ha-
ben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Auf der
Rednerliste habe ich im Moment als Vorletzten
Detlef Ehlebracht flr die AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! In dem
Wortprotokoll der Burgerschaftssitzung vom
5. September 2015, in welcher dieser sehr diinne
Antrag 21/14135 bereits debattiert wurde, wurde
von Rot-Rot-Griin betont, dass, wer den Bestand
der ABB-Projekte sichern méchte, dem Antrag zu-
stimmen misse. Aber inwiefern und von wem die-
ser aktuell bedroht wird, wurde damals weder aus
dem Antrag noch aus den damaligen Reden er-
sichtlich — das Gleiche im Grunde genommen heu-
te. Der Tenor: Wer diese Projekte sichern und sich
nicht versiindigen will, muss die Grindung der
ABB GmbH absegnen, wobei die Bedrohungslage
mehr gepredigt als erlautert wird. Nur in der Stel-
lungnahme unter 3.2 wird ein Dreiklang als weite-
rer Ansatz einer Erklarung geliefert. Demnach hat-
ten wir mit der ABB GmbH eine stadtische Woh-
nungsgesellschaft fur alternative selbstverwaltete
Wohnungen, mit férdern und wohnen eine fir sozi-
al Benachteiligte und die SAGA als Systemvermie-
ter. Aha, okay, also Spezialisierung. Das iberzeugt
die AfD nicht. Es kommt einer Zersplitterung der
stadtischen Wohnungsverwaltung gleich und ist
nicht effizient. Es erzeugt parallele Verwaltungs-
strukturen sowie Mehrkosten und ist das Gegenteil
von Synergien schaffen. Mein Eindruck bleibt der
gleiche wie damals. lhre eigentlichen Absichten,

aufgrund derer Sie diese Griindung so forcieren,
werden hier nicht offenbar; Sie erzahlen uns diese
nicht.

Daher fordert die AfD: Ubernehmen Sie die Projek-
te in den SAGA-Wohnungsbestand und schaffen
Sie keine Parallelstrukturen. Die SAGA hat ge-
zeigt, dass sie das kann. Es gab hier auch nieman-
den, der das abgestritten hat. Deswegen ist uns
nicht klar, wieso das Procedere geandert werden
soll.

Auch ist nicht klar geworden, warum deswegen ei-
ne stadtische Gesellschaft gegriindet werden
muss. Werden Synergieeffekte genutzt? Nein. Gibt
es steuerliche Vorteile? Ist nicht bekannt. Kénnen
die ABB-Projekte nur dann fortbestehen, wenn ei-
ne neue Gesellschaft diese verwaltet? Wohl nicht.
Also es bleibt die Frage im Raum, warum. Und die-
se wird nicht beantwortet. Deswegen kénnen wir
dem Antrag inhaltlich nicht zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich Senatorin Stapelfeldt zu Wort gemeldet und
sie bekommt es — im Prinzip jedenfalls — ebenfalls
flr zwei Minuten.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Hamburger Wohnungsmarkt zeichnet sich
durch eine besondere strukturelle Vielfalt aus. Wir
haben das grole Wohnungsunternehmen der
Stadt, die SAGA, und die Genossenschaften mit
ihren vielen bezahlbaren Wohnungen. Aber dane-
ben gibt es auch eine Vielzahl weiterer Wohnungs-
anbieter und Wohnformen. Dazu gehdren auch die
Projekte der Alternativen Baubetreuung, die soge-
nannten ABB-Projekte, die Ende der Neunzehn-
hundertachtzigerjahre bis Mitte der Neunzehnhun-
dertneunzigerjahre in handwerklicher Selbsthilfe
durch Tragervereine und die jeweiligen Bewohne-
rinnen und Bewohner instand gesetzt wurden. In
der Mitteilung des Senats haben Sie gesehen,
dass die erste Drucksache dazu aus dem Februar
1987 stammt. Das war eine Drucksache, die ich in
dieser Burgerschaft schon damals als neue Abge-
ordnete beraten durfte. Insofern schliel®t sich ein
kleiner Kreis, und ich bin froh, dass ich jetzt dafur
sorgen kann, dass es hier eine Stabilitat gibt.

Diese neue stadtische Immobiliengesellschaft wird
die Verwaltung der Projekte organisieren. Sie wird
mit einem Grindungsbudget ausgestattet — wir
werden das im Haushaltsausschuss intensiv bera-
ten —, und sie wird sich aus den Mieteinnahmen
selbst tragen; das ist entscheidend. Das heif3t also,
die Geschaftsfihrungs- und die Betriebskosten
einschliellich der laufenden Instandhaltungsbedar-
fe und des Aufbaus einer Instandhaltungsriicklage
werden gedeckt.
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Nachdem der Senat lhnen jetzt diese Drucksache
vorgelegt hat, ist der klare Wille der Hamburgi-
schen Blurgerschaft, den Bewohnerinnen und Be-
wohnern dieser Wohnprojekte eine langfristige Be-
standsgarantie in stadtischen Hausern geben zu
wollen, sehr wichtig. Wir setzen damit in diesen
wohnungspolitisch bewegten Zeiten ein klares Zei-
chen der sozialen Verantwortung, und zwar nicht
nur fir die grofden, sondern auch fiir die kleineren
Projekte, die fir bezahlbaren Wohnraum sorgen.
Deswegen bleiben die Grundstiicke im stadtischen
Eigentum. Wir als Stadt geben den ABB-Projekten
eine langfristige Bestandsgarantie. Ich glaube, das
ist nach Uber 30 Jahren seit Beginn der ABB-Pro-
jekte ein gutes Zeichen fir alle Beteiligten. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt liegt
mir dazu keine Wortmeldung mehr vor. Insofern
kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer méchte zunéchst einer Uberweisung des Se-
natsantrags aus Drucksache 21/17030 an den
Stadtentwicklungsausschuss zustimmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das mehr-
heitlich abgelehnt.

Wer schlieft sich dann der Uberweisung des FDP-
Antrags aus Drucksache 21/17266 an den Stadt-
entwicklungsausschuss an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das abgelehnt.

Und wer stimmt schlieRlich noch der Uberweisung
der Drucksachen 21/17030 und 21/17266 an den
Haushaltsausschuss zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen kann es nicht mehr geben. Dann war das
einstimmig Uberwiesen. Vielen Dank.

Ich rufe auf Punkt 48 unserer Tagesordnung, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Mut gegen Armut:
Hamburg braucht eine behdrdenlibergreifende An-
ti-Armutsstrategie.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Mut gegen Armut: Hamburg braucht eine be-
hérdeniibergreifende Anti-Armutsstrategie

— Drs 21/17131 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
federfihrend an den Ausschuss fir Soziales, Ar-
beit und Integration sowie mitberatend an den Fa-
milien-, Kinder- und Jugendausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Frau Ozdemir
erhalt es flr die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Wir sind im
letzten Jahr im Rahmen unserer Veranstaltungsrei-

he "Mut gegen Armut" durch viele Stadtteile ge-
gangen. Wir haben mit vielen Birgerinnen und
Blrgern Uber die Themen Armutsbekampfung und
wie die soziale Spaltung in der Stadt bekampft
werden kann diskutiert. Wir haben diskutiert tUber
die Themen explodierende Mieten, Altersarmut,
Grundsicherung im Alter, dartber, dass Menschen,
die Rentnerinnen und Rentner sind, nach jahr-
zehntelanger harter Arbeit von ihrer Rente nicht
mehr leben kénnen. Wir haben in dem Zusammen-
hang uber die prekdren Beschaftigungsverhaltnis-
se in dieser Stadt und naturlich auch Uber die Kin-
derarmut diskutiert, die in einigen Stadtteilen sogar
bei fast 50 Prozent liegt.

All die Eckpunkte in unserem Antrag, der lhnen
vorliegt, sind Ergebnisse der wichtigen Diskussio-
nen, die wir gefiihrt haben. Dazu muss man sagen:
Es waren bei Weitem nicht alle Wahlerinnen und
Wahler der LINKEN, sondern auch Wahlerinnen
und Wahler anderer Parteien, die ein grof3es Be-
durfnis hatten, Gber das Thema zu diskutieren.

Ich mdchte einige Fakten nennen, um deutlich zu
machen, warum es so wichtig ist, eine ressortliber-
greifende Antiarmutsstrategie zustande zu bekom-
men. Wir sprechen immer noch von einer reichen
Stadt, missen gleichzeitig aber feststellen, dass
285 000 Menschen in Hamburg von Armut bedroht
sind. Wenn wir dann noch die hohen Lebenshal-
tungskosten einberechnen, sprechen wir von
360 000 Menschen. Wir haben die Situation, dass
jedes vierte Kind in der Stadt in Armut lebt. Wir ha-
ben 7 Prozent der Hamburgerinnen und Hambur-
ger, die im Rentenalter Grundsicherung beziehen;
das ist viel mehr als in jedem anderen Bundesland.
Auch gerade vor dem Hintergrund des Sozialab-
baus, der steigenden Mietkosten und HVV-Preise
geraten noch immer mehr Menschen in diese Ar-
mutsspirale.

Wir stellen aber auch fest — und das ist wirklich
sehr bitter —, dass die soziale Spaltung sich immer
deutlicher zeigt. Das mdéchte ich an drei Beispielen
deutlich machen. Die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner auf der Veddel verdienen durchschnittlich
14 600 Euro im Jahr; das sind fast 90 Prozent we-
niger als in Nienstedten, wo das Jahresdurch-
schnittseinkommen bei fast 140 000 Euro liegt.
Zweites Beispiel: In Nienstedten leben etwa
0,5 Prozent der Kinder von Mindestsicherung, in
Billorook und Steilshoop ist es jedes zweite. Und
ein weiteres Beispiel: In Hammerbrook leben mehr
als 4 000 Menschen, doch im gesamten Stadtteil
gibt es keine Hausarztin, keinen Hausarzt. Aber
die kinderarztliche Versorgung zum Beispiel in
Blankenese, Othmarschen und Rotherbaum ist gut
bis sehr gut. Das zeigt uns doch, dass in Bezug
auf die soziale Spaltung noch viel zu tun ist.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Glglii fraktionslos)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17131

7694 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 99. Sitzung am 22. Mai 2019

(Cansu Ozdemir)

Wir behaupten auch nicht, dass hier nichts getan
wurde. Es gibt die Konzeption von RISE, und es
gab den Einsatz 6ffentlicher Mittel, um der sozialen
Spaltung in der Stadt entgegenzutreten. Aber vor
allem das Sozialmonitoring aus dem Jahr 2018
zeigt deutlich, dass in diesen sieben Jahren die so-
ziale Benachteiligung in den Stadtteilen sich nicht
verandert hat, ja sogar stagniert, und dass das RI-
SE-Programm flir eine Verbesserung der Situation
leider nicht ausreichend ist.

Deshalb haben wir heute einen MalRnahmenkata-
log vorgelegt, in dem wir konkrete Vorschlage ma-
chen und zeigen, dass wir bereit sind, mit Ihnen
gemeinsam etwas gegen die soziale Spaltung in
der Stadt zu tun. Wir wollen, dass die betreffenden
Behorden, die Sozialverbande und die zivilgesell-
schaftlichen Akteure, die tagtaglich mit dieser Pro-
blematik beschaftigt sind, gemeinsam Uberlegen,
wie es gelingt, dass es den Menschen in der Stadt
besser geht.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Wir standen 2015 hier bei unserer ersten Diskussi-
on und wollten dieser Entwicklung entgegensteu-
ern. Sie haben ein Versprechen gegeben. Damals
war es noch der Fraktionsvorsitzende der SPD,
Herr Dressel, der gesagt hat, wir missten jetzt et-
was dagegen tun. Aber diese Landespolitik hat in
den letzten Jahren mit ihrer Kirzungspolitik die Si-
tuation der Menschen in den strukturell benachtei-
ligten Stadtteilen leider nicht verbessert,

(Kazim Abaci SPD und Jens-Peter Schwie-
ger SPD: Wieso Kurzungspolitik?)

sondern verschlechtert. Die Menschen fiihlen eine
Resignation, sie flhlen sich abgehangt. Wir sind
jetzt im Wahlkampf, und im Wahlkampf entdeckt
die SPD immer wieder ihre soziale Ader und for-
dert dazu auf, die Gesellschaft zusammenzuhal-
ten. Aber wer den gesellschaftlichen Zusammen-
halt starken mdchte, muss erst einmal die soziale
Spaltung bekdmpfen. Wer die Demokratie in die-
sem Land starken mochte, muss Sorge dafir tra-
gen, dass alle Birgerinnen und Blirger soziale und
kulturelle Teilhabe ermdglicht und gesichert be-
kommen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Demokratie starken bedeutet auch das Recht auf
Wohnen, das Recht auf Gesundheit, das Recht auf
gut bezahltes Arbeiten und das Recht, in Wirde zu
altern. Wir in Hamburg kénnen damit anfangen.
Aber lassen Sie uns heute bitte eine reflektierte,
ehrliche und selbstkritische Debatte flihren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Herr Kollege Tabbert, lhre Stimme ist zu
sonor, als dass sie sich auf Dauer mit der der Red-
nerin vertragt. Insofern bitte ich Sie, die Gesprache
draufRen zu fuhren.

Jetzt hat das Wort die SPD, Herr Schwieger, eben-
falls fur finf Minuten.

Jens-Peter Schwieger SPD: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. — Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Fraktion DIE LINKE hat einen Antrag einge-
bracht, der in meinen Augen keine Anti-Armuts-
strategie enthalt, wie der Antrag im Titel verspricht,
sondern sich durch munter durcheinandergewdirfel-
te Forderungen nach dem Prinzip "Wiansch dir
was" auszeichnet. Dieser Antrag erinnert mich an
eine Moderationstafel, wo bunt durcheinanderge-
wirfelt Forderungen einzelner Menschen aufge-
zahlt sind, die Moderation aber nicht zu Ende ge-
fuhrt worden ist.

Ihr Antrag, liebe Kolleginnen und Kollegen, halt
sich weder mit der Frage auf, ob die vorgeschlage-
nen MalRnahmen wirklich Sinn machen, noch da-
mit, ob diese Uberhaupt noch aktuell sind, oder
schon gar nicht damit, was sie kosten und woher
das Geld dafiir kommen soll.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Armut ist ja
wohl noch sehr aktuell in dieser Stadt!)

Das ist die Ubliche linke Schaufenster- und Ankin-
digungspolitik. Ihr Antrag enthalt ein Sammelsuri-
um alter Forderungen, von denen einige langst in
unseren Ausschissen und in der Blrgerschaft dis-
kutiert und mehrheitlich von den Fraktionen abge-
lehnt wurden.

(Beifall bei Uwe Giffei SPD)

Die meisten lhrer Forderungen gehen nicht an die
Ursachen von Armut heran. Ein Ansatz zu einer
strategischen Armutsbekampfung ist lhrem Antrag
jedenfalls nicht zu entnehmen.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Und was ist mit
dem Mindestlohn?)

Seit 2011 unternehmen die SPD-gefiihrten Senate
eine konsequente und strategische Politik im
Kampf gegen Armut in unserer Stadt, indem wir
erstens massiv in Bildung und Ausbildung inves-
tiert haben und weiterhin investieren werden, und
zweitens, indem wir ebenfalls mit erheblichen fi-
nanziellen Férderungen und Anstrengungen bau-
en, bauen und nochmals bauen, damit die Mieten
nicht noch starker steigen. Wir setzen bei der Ar-
mutsbekampfung strategisch bei der Bildung an,
die der wichtigste Baustein zur Pravention von Ar-
mut ist. Wir setzen dabei schon bei der frihen Bil-
dung in der Kita an; dafur gibt Hamburg inzwischen
Jahr fur Jahr fast 1 Milliarde Euro aus. Ich weif}
nicht, wo da die von Ilhnen angesprochenen Kir-
zungen sein sollen.
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(Beifall bei der SPD)

Diesen Weg der Investition in Bildung gehen wir
konsequent weiter — Uiber die Schule bis hin zur Ju-
gendberufsagentur und zur Universitat. Die Stich-
worte hierzu sind: Ausbau des Ganztagsunter-
richts, Personalzuwachs an den Schulen, Abschaf-
fung von Studiengebihren. Denn eine gute Bil-
dung und eine vernlnftige Ausbildung — das zei-
gen alle Statistiken — sind der beste Weg, um ein
unabhangiges, selbstbestimmtes Leben zu fihren.

Auch in der Arbeitswelt haben wir uns seit 2011
auf den Weg gemacht. Wir kimmern uns um gute
Arbeit in unserer Stadt, also Arbeit, die fair bezahit
ist, die nicht krank macht, Arbeit, von der man
selbstbestimmt leben kann. Wir haben es in den
letzten Jahren geschafft, die Arbeitslosigkeit in un-
serer Stadt massiv zurlickzudréngen. Sie ist heute
so niedrig wie seit 1993 nicht mehr und liegt bei
6 Prozent. Davon profitieren auch Menschen, die
langzeiterwerbslos waren. Gemeinsam mit dem
Bund haben wir seit Jahresbeginn den neuen so-
zialen Arbeitsmarkt auf den Weg gebracht, ein An-
satz, um Menschen, die lange Zeit aus der Arbeits-
welt ausgeschlossen waren, soziale Teilhabe und
ein eigenes Einkommen zu ermoglichen.

Trotzdem missen wir uns weiterhin anstrengen.
Wir wollen uns fir Lohne einsetzen, die ausrei-
chend sind, um bei Vollzeitarbeit im Rentenalter
ohne staatliche Unterstitzung auszukommen. Da-
her setzen wir auf einen Mindestlohn von rund
12 Euro. Wir unterstitzen einkommensschwachere
Menschen in Hamburg mit einer Sozialkarte, die es
den Menschen ermdglicht, verginstigt HVV-Mo-
natskarten zu erwerben. Das kostet uns Ubrigens
20 Millionen Euro im Jahr.

Viele Forderungen aus dem bunten Strauf® an so-
zialpolitischen Punkten der Fraktion DIE LINKE ha-
ben sich entweder durch politisches Handeln erle-
digt oder gehen an einer seriésen Politik zur Be-
kadmpfung der Ursachen von Armut vorbei. Wir leh-
nen diesen Antrag deshalb als insgesamt ungeeig-
net ab. Wir stehen fir eine seriése und strategi-
sche Bekampfung der Ursachen von Armut. Da-
riber werden Sie mit der SPD-Fraktion immer
sprechen konnen. Aber Ihr Antrag ist daflr keine
Grundlage. Ich finde, das Thema Armutsbekamp-
fung ist zu wichtig fir einen solchen Schaufens-
terantrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Schwieger. — Als Nachste erhalt das
Wort Franziska Rath fur die CDU-Fraktion.

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr
Schwieger, ich hatte nicht gedacht, dass unsere

Debattenbeitrage sich einmal derart ahneln wer-
den,

(Jens-Peter Schwieger SPD: Ja, da kbnnen
Sie mal sehen!)

aber sie tun es in der Tat. Denn der Antrag, den
DIE LINKE hier vorgelegt hat, hért sich wirklich wie
ein Wahlprogramm an. Er hért sich wahrscheinlich
nicht nur danach an; er wird auch eines sein, denn
eine wirklich neue Forderung ist nicht dabei. Er ist
tatsachlich nur ein Potpourri alter und sehr allge-
meiner Forderungen, die zum Teil langst Gberholt
sind.

Wie Herr Schwieger vermisse auch ich das Thema
Armutspravention. Wir alle wissen, dass Frauen
mit keiner oder schlechter beruflicher Qualifikation
besonders gefahrdet sind, was das Thema Armut
anbelangt. Darliber schweigt sich der Antrag véllig
aus. Bei Forderungen wie beitragsfreies Frihstlck
in der Kita muss weitergedacht werden. Was bringt
es einer alleinerziehenden Hamburgerin, wenn sie
in unserer Stadt nicht einmal einen Kitaplatz fin-
det?

(Beifall bei der CDU)

Auch das pauschale Herstellen zwischen Armutsri-
siko auf der einen Seite und Teilzeitstellen auf der
anderen Seite hilft nicht weiter. Zum jetzigen Zeit-
punkt ein neues, aus Landesmitteln finanziertes
Programm flr Langzeitarbeitslose aufzulegen, hort
sich zwar toll an, aber warten wir doch erst einmal
ab, welche Wirkung die Umsetzung der Anderung
des SGB in diesem Punkt entfalten wird.

Aus meiner Sicht ist es verantwortungslos, so zu
tun, als wirde in puncto Armutspravention oder
Bekadmpfung gar nichts passieren. Das gilt zum
Beispiel fur die Forderung, die vom Bund finanzier-
ten Mittel fur das Bildungs- und Teilhabepaket
durch Landesmittel aufzustocken. Der Antrag
schweigt sich darlber aus, dass die Mittelerho-
hung auf Bundesebene schon langst beschlossene
Sache ist. Am 1. Juli tritt das von der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion mit der SPD vorangetriebene
Familienstarkungsgesetz in Kraft. In dem Gesetz
wird es gerade um das gehen, was in diesem An-
trag steht: um die zielgenaue Starkung von Famili-
en, nicht aus der GieRkanne, sondern durch die
Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Ver-
besserung der Leistung fir Bildung und Teilhabe.
Dort konnte sich — ich sage es immer wieder
gern — unser familienpolitischer Sprecher Marcus
Weinberg durchsetzen,

(Nebahat Gliclii fraktionslos: Ja, da ist jetzt
Wahlkampf!)

als es darum ging, den Teilhabebetrag aufzu-
stocken. So viel noch einmal zum Thema Wahl-
kampf. Fir den Sportverein oder den Musikunter-
richt gibt es kinftig nicht nur 10 Euro, sondern
15 Euro. Das ist besonders wichtig fir Hamburg,
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weil hier die Kinder und Jugendlichen unter
18 Jahren durchschnittlich 11,98 Euro pro Monat,
teilweise sogar ein bisschen mehr, fur ihre Vereins-
mitgliedschaft berappen missen.

Auch die aufsuchende Seniorenarbeit kommt in
Hamburg flachendeckend, wie es der Antrag for-
dert. Hier mache ich noch einmal etwas Werbung
fur den Senat. Natirlich hatte sie nach unserem
Geschmack auch wesentlich schneller und ambi-
tionierter durch Rot-Griin voranschreiten kénnen,
da es wichtig ist, die Senioren zu Hause aufzusu-
chen und Uber die Angebote zu informieren, und
das nicht nur punktuell.

Eine wichtige Arbeit vor Ort in den Bezirken leisten
aber auch die Stadtteilkulturzentren. Da gebe ich
den LINKEN recht: Es ist mihselig und armselig,
dass wir immer wieder aufs Neue einem rot-griinen
Senat erklaren missen, wie wichtig die auskémmli-
che Finanzierung dieser Stadtteilkulturzentren ist.

Zusammenfassend kann ich sagen, dass wir als
CDU-Fraktion uns niemals einer Diskussion tber
Pravention und Bekampfung von Armut versperren
werden. Und — das mdchte ich an dieser Stelle
noch einmal betonen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD —, es bringt einen wahrscheinlich
in der Sache nicht weiter, immer gebetsmuihlenar-
tig alle vermeintlichen Erfolge in diesem Bereich
herunterzubeten.

(Arno Miinster SPD: Tue Gutes und sprich
daruber, heif3t es!)

Dennoch werden wir heute einer Ausschussiber-
weisung nicht zustimmen, denn die Forderungen
kratzen dafiir zu sehr an der Oberflache.

Eines noch zum Schluss: Morgen haben wir den
Sozialausschuss. Eine Forderung, die wir dort be-
raten werden, ist ein Antrag der LINKEN; das ist,
wen es interessiert, TOP 1. Da geht es um den An-
trag: "Zuschlag zur Grundsicherung im Alter ein-
fihren und erhohte Lebenshaltungskosten in Ham-
burg berticksichtigen". Ich freue mich auf diese Be-
ratung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Rath. — Als Nachste erhalt das Wort
Mareike Engels fir die GRUNE Fraktion.

Mareike Engels GRUNE:* Herr Préasident, meine
Damen und Herren! Armut, insbesondere Kinderar-
mut, ist ein ernst zu nehmendes Problem; dies ist
nicht von der Hand zu weisen. Deswegen setzt
sich die rot-griine Koalition fir die Verbesserung
der Lebenslagen armutsgefahrdeter Menschen
ein. Obwohl DIE LINKE haufig den Anschein zu er-
wecken versucht, hat sie Armutsbekampfung nicht
fur sich gepachtet.

Zur Bekampfung von Armut ist es wichtig, dass wir
uns mit den Ursachen beschaftigen; das wurde
hier gerade schon haufiger betont. Dazu gehdéren
Teilzeitarbeit, atypische und prekare Beschaftigun-
gen, Niedriglohnarbeit oder auch der Bezug von
Sozialleistungen. Wenn wir uns diese angucken,
dann sehen wir, dass ein Grof3teil nur auf Bundes-
ebene gelést werden kann. Die gerechte Bezah-
lung von Frauen, die Uberwindung des Gender
Pay Gaps und eine gerechte Verteilung von Lohn-
und Familienarbeit wiirden wesentlich zur Verhin-
derung von Altersarmut beitragen. Deswegen ware
es gut, wenn wir ein richtiges Entgeltgleichheitsge-
setz hatten oder endlich das Ehegattensplitting ab-
schaffen wirden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Moni-
ka Schaal SPD)

Solange es aber die Garantierente nicht gibt, so-
lange der Mindestlohn und die Regelsatze nicht
angehoben und Sanktionen abgeschafft werden,
so lange kénnen wir in Hamburg nur minimale Ver-
besserungen erreichen, haufig nur Armutsfolgen
lindern. Das tun wir sehr umfangreich, aber ich
mdchte das — und das wurde auch eingefordert —
in der sachorientierten Debatte zu bedenken ge-
ben. Grundlegende Verbesserungen sind bei der
derzeitigen Bundesregierung leider nicht in dem
Male in Sicht. Aber trotzdem ist auch im Bund Be-
wegung; das wurde gerade schon angesprochen.
So werden die Leistungen im Bereich Bildung und
Teilhabe zum Sommer erhéht. Das ist, bei aller Kri-
tik am BuT, gut und wichtig.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich méchte den Bund nicht aus der Verantwortung
entlassen. Warum DIE LINKE genau diesen Pos-
ten nun noch einmal aus Landesmitteln auf-
stocken will, ist mir ein Ratsel und legt die Vermu-
tung nahe, dass es vor allem um mehr geht und
nicht darum, was wirklich helfen wirde. Wenn wir
aber auf diese Art und Weise das Geld mit der
Giel3kanne verteilen, dann fehlt es uns an anderer
Stelle, um armutsgefahrdete Menschen gezielt und
wirksam zu unterstutzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn wir schon beim Bildungs- und Teilhabepaket
sind, dann mochte ich noch einmal an ein Fachge-
sprach bei der Diakonie zum Thema Schulbedarfs-
paket erinnern. Das ist schon ein bisschen langer
her, aber da wurde eine Studie aus Niedersachsen
vorgestellt, die berechnete, dass das Schulbe-
darfspaket zu knapp bemessen sei. Deswegen
wird es jetzt auch erhdht. In der Diskussion waren
wir uns aber alle einig, dass das BuT in Hamburg
so gut umgesetzt und um eigene Leistungen er-
ganzt wird, dass die Lage in Hamburg sich nicht so
schlimm wie in anderen Kommunen darstellt. Sol-
che fachlichen Diskussionen flieRen aber leider
nicht in diesen Antrag ein. Das ist schade. In der
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Sache kommen wir so nicht weiter, sondern nur,
wenn wir konkret werden, und konkret hat Ham-
burg auch schon einiges vorzuweisen. Auf das
Schulbedarfspaket bezogen geht es zum Beispiel
um Hamburgs Lernmittelfreiheit. AulRerdem Uber-
nimmt Hamburg seit Jahren den Eigenanteil zum
Mittagessen an Schulen aus Landesmitteln. Das
fallt zum Gllck jetzt auch auf Bundesebene weg.
In dieser Legislatur haben wir eine kostenfreie Fe-
rienbetreuung eingefuhrt, im Kita-Bereich gibt es
die Gebuhrenfreiheit fur funf Stunden, und auch in
Sachen Qualitdt gehen wir voran. Wir haben die
Offene Kinder- und Jugendarbeit mit 1 Million Euro
zusatzlich ausgestattet, um die Arbeit im Quartier
besser zu unterstutzen.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Nicht nur bei der Teilhabe von Kindern und Ju-
gendlichen gehen wir voran, auch fir die Erwach-
senen setzen wir uns ein. So macht Rot-Grilin sich
fur einen Mindestlohn in H6he von 12 Euro stark
und geht bei den eigenen Beschaftigten voran. Die
Sozialkarte wurde schon angesprochen. Wir bauen
vermehrt ginstige Wohnungen und setzen auf
Konzeptausschreibungen. Die Kostenibernahme
von Verhitungsmitteln starkt nicht nur die sexuelle
Selbstbestimmung von Frauen, sondern lindert
auch ganz konkret Armut. Auch den Hausbesuch
fur Seniorinnen und Senioren werden wir auf ganz
Hamburg ausweiten; dafir braucht es den Antrag
nicht. Im Ubrigen sagen wir mit dem runden Tisch
und der Einflhrung einer Hartefallregelung auch
der Energiearmut den Kampf an.

Ich mdéchte noch einmal hervorheben, dass bei all
diesen Maflnahmen viele verschiedene Behdrden
federfiihrend tatig sind. Auf die morgige Sozialaus-
schussberatung und den Antrag der LINKEN wur-
de schon hingewiesen. Hier handelt es sich ein
kleines bisschen um Antragsrecycling; das hatten
wir heute auch schon.

Wenn DIE LINKE sich nun hier als alleinige Kadmp-
ferin gegen Armut darstellt, ist das mitnichten die
Realitét. Sie verteilt gern Wohltaten. Notwendig
sind aber eine genaue Analyse und ein fokussier-
ter Einsatz von Ressourcen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ja, Strategien gegen Armut sind wichtig, und es
gibt tatsachlich noch viel zu tun. Das wissen wir,
und seien Sie sicher, dass wir weiterhin daran ar-
beiten werden, dass diejenigen, die sie am drin-
gendsten brauchen, unsere Unterstitzung erhal-
ten. Das Leben in Hamburg muss fur alle bezahl-
bar ein; Armut gilt es daher zu bekampfen. Dafir
setzen wir uns im Bund und in Hamburg ein. —
Danke schén.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Nicolaysen flir die FDP-Fraktion.

Christel Nicolaysen FDP:* Ich versuche mal, auf
einem Bein zu stehen. — Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Eine Gesell-
schaft verrat viel Uber sich selbst, wenn man den
Umgang mit den Schwéchsten in ihr betrachtet.
Die Schwachsten sind meist Kinder, Menschen mit
starken Behinderungen oder Menschen in bitterer
Armut. Daher ist es ein edles Anliegen, gerade die-
se bittere Armut zu bekampfen.

Die Vorstellungen davon, was Armut ist, gehen
sehr weit auseinander, gerade dann, wenn man
Menschen rund um den Globus fragt, was sie unter
Armut verstehen und ob sie selbst sich als arm be-
zeichnen wiurden. Es gibt Schwellenlander, in de-
nen Menschen ohne Obdach, ohne angemessene
Kleidung und ohne ausreichende Nahrung ums
nackte Uberleben kdmpfen. Es gibt Industrienatio-
nen, in denen Menschen sich schon als arm emp-
finden, wenn sie sich nicht ganz so viel wie der
Nachbar leisten kénnen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und wie ist
das in Hamburg?)

In dem letzteren Fall wird haufig der Begriff der re-
lativen Armut bemiht. Dieser hat mit tatsachlicher
Armut aber herzlich wenig zu tun. Nach dieser De-
finition gilt jemand schon als arm, wenn er 60 Pro-
zent des Durchschnittseinkommens verdient. So
werden unterdurchschnittlich verdienende Mitbur-
ger als armutsgefahrdet hingestellt. Wer aber die
Symptome nicht mit dem Geld anderer Leute zu-
schutten will, sondern an einer effizienteren Ar-
mutsbekampfung interessiert ist, setzt auf markt-
wirtschaftliche Alternativen.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der LIN-
KEN — Sylvia Wowretzko SPD: Das ist zy-
nisch!)

— Horen Sie jetzt bitte zu, es wirde sich lohnen.

So konnten Volkswirtschaften, die weniger auf Um-
verteilung, sondern mehr auf wirtschaftlichen Auf-
schwung gesetzt haben, die Wohlfahrt in ihren
Landern in einem solchen Mal3e erhdhen, dass die
Armut bereits nach wenigen Jahren halbiert wer-
den konnte.

(Glocke)

Vizepréasidentin Antje Méoller (unterbrechend):
Frau Nicolaysen, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Christel Nicolaysen FDP (fortfahrend):* Nein, das
schafft mein linkes Bein nicht.
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Klar, auch in diesen Landern gibt es nach wie vor
arme Menschen, aber eben nicht mehr so viele
und nicht mehr auf einem so niedrigen Niveau.

Aber lassen Sie uns nun einige der Forderungen
aus dem Forderungskatalog dieses Profilierungs-
antrags kurz vor den Wahlen im Einzelnen be-
trachten. So wird hier ein Landesmindestlohn von
13 Euro mit jahrlichen Anpassungen gefordert. Das
klingt erst mal toll, bedeutet aber den Ausschluss
weiterer grélierer Gruppen Geringqualifizierter vom
Arbeitsmarkt.

(Mareike Engels GRUNE: H&?)

Diesen wird die Chance, einen Einstieg in den Ar-
beitsmarkt zu finden, weiterhin massiv erschwert,
und man verdammt sie zu einem Dauerbezug von
Transferleistungen. Wissen Sie, ich komme aus ei-
nem sozialdemokratisch gefuhrten Land,

(Jens-Peter Schwieger SPD: Das wissen wir
schon!)

und selbst dort wird mehr auf Eigenverantwortung
gesetzt. Sogar die Sozis im Norden wenden sich
zum Teil von ihrer eigenen Ideologie der letzten
Jahrzehnte ab, vielleicht nicht, weil sie das wollen,
sondern weil der Staat sich das nicht mehr leisten
kann.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Nein, weil der
Druck der Rechten so grof} ist!)

Der Staat ist nicht dazu da, Tarife und Bezahlun-
gen festzulegen, Transferleistungen nach dem
GielRkannenprinzip zu verteilen; das sind keine
Aufgaben des Staates. Aktive Hilfe zur Selbsthilfe
ist das Stichwort, jetzt und auch in der Zukunft,
nicht mehr, aber auch nicht weniger.

Des Weiteren wird eine Quote von mindestens
50 Prozent fur den offentlich geférderten Woh-
nungsbau bei den jahrlichen Neubauwohnungen
gefordert, also eine deutliche Abkehr vom Drittel-
mix. Von einer guten Durchmischung in den Quar-
tieren kann dann keine Rede mehr sein. Eine sol-
che Ubersubventionierung zugunsten einiger Aus-
erwahlter ist nicht die Aufgabe des Staates oder
Hamburgs. Auf Kosten der Allgemeinheit werden
dem Wohnungsmarkt frei verfigbare Wohnungen
entzogen. Dadurch wird zusatzlich eine kinstliche
Verknappung bewirkt, was die allgemeinen Mieten
weiter nach oben treibt. Mit Verlaub, aber das kon-
nen Sie doch nicht ernst meinen.

In den weiteren Punkten werden noch viele teure
Wahlgeschenke gefordert, die den Zielgruppen
dann kostenlos zur Verfugung gestellt werden sol-
len — Stichwort Kultur, Gesundheit, Mobilitat, Bil-
dung, Grundsicherung im Alter, Pflege und so wei-
ter. Bei allem bleibt, wer hatte es gedacht, die Fi-
nanzierungsfrage weiterhin ungeklart.

Aus den genannten und vielen weiteren Griinden
werden wir dem Antrag folglich nicht zustimmen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Kazim Abaci SPD:
Das war eine schwache Rede!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Feineis das Wort.

Harald Feineis AfD: Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Antrag der LINKEN st
ein bunter Straufl von Mdglichkeiten, die zu lesen
teilweise sehr interessant, teilweise schon obsolet
und teilweise irgendwie utopisch sind. Es wurde
schon viel von den Vorrednerinnen und Vorred-
nern gesagt; ich will mich auf das Eigentliche kon-
zentrieren. Wir als Fraktion glauben nicht, dass Ar-
mut sich nachhaltig beheben Ilasst, indem der
Staat nach dem GielRkannenprinzip vermehrt Sozi-
alleistungen ausschuttet oder immer wieder den
Mindestlohn anhebt, abgesehen davon, dass nicht
der Niedriglohnsektor Ursache von Armut ist, son-
dern mangelnde Chancen, der Armut zu entflie-
hen. Pure Sozialtransfers wirken oft nur wie
Schmerzmittel. Der Patient ist zwar kurzzeitig ge-
heilt, aber die Probleme und Schwierigkeiten sind
immer noch da.

Wir meinen, dass Armut praventiv behandelt wer-
den muss, um sie wirklich langerfristig und langfris-
tig zu minimieren. Armut zu bekampfen heif3t also
in erster Linie, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Die
eigenen Ressourcen der Betroffenen missen ge-
starkt werden, damit arme Menschen finanzielle Ei-
genstandigkeit erreichen und diese dann auch be-
wahren kdnnen. Armutsverringerung bedeutet
auch, Anreize dafiir zu geben, den beruflichen Auf-
stieg zu schaffen. Stattdessen driicken die Sozial-
beitrage derart auf die Einkommen der Geringver-
diener, sodass mancher besser dasteht, wenn er
gar nichts tut, wie vielfach gehért in der Arbeit, in
der Arbeitsagentur, im Jobcenter: Wenn ich arbei-
ten gehe, habe ich weniger als Hartz IV. Das kann
nicht die Lésung sein.

Unabhangig davon muss Bildung immer wieder
neu angeschaut und vorangetrieben werden, denn
Weiterbildung und Bildung sind der Schlussel, um
beruflich vorwartszukommen. Ich bin der Meinung,
dass unsere Stadt weiterhin viele sogenannte So-
zialfirmen bendtigt, unterstiitzt mit Transferleistun-
gen, um Langzeitarbeitslose und gering qualifizier-
te Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer einzustel-
len, aber auch tatsachlich weiterhin zu férdern und
zu qualifizieren.

Gehen wir in die Bildungsausgaben hinein. Immer
noch liegen wir in Deutschland bei den Bildungs-
ausgaben im internationalen Vergleich sehr weit
unten, im hinteren Drittel der Industrielander. An-
ders ist es bei den Sozialausgaben. Ist es nicht au-
Rerordentlich negativ, wenn wir uns die Zahlen an-
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schauen, dass der deutsche Staat noch nie so viel
Geld fur seine Birger ausgegeben hat und sie
trotzdem oftmals nicht richtig unterstitzt? Koénnte
es daran liegen, dass immer mehr Geld planlos
verteilt und falsche Prioritdten gesetzt werden?
Genau das wollen die LINKEN wieder neu mit die-
sem Antrag. Ich bin der Meinung, dass unsere So-
zialausgaben endlich einmal auf Ratio und Wir-
kung hin untersucht werden sollten. Helfen sie tat-
sachlich, und wem helfen sie? Wo erzeugen sie
nur Mitnahmeeffekte fiir diejenigen, die das Geld
gar nicht bendtigen? Wo minimieren sie Anreize,
sich einen neuen Job suchen zu missen? Wo wer-
den betroffene Menschen und wo lediglich Klientel-
gruppen bedient? Das zu evaluieren, ist aber nicht
Sache Hamburgs, das ist Sache der Bundesregie-
rung.

Menschen in Armut wollen respektiert und akzep-
tiert werden und eine Teilhabe am sozialen Leben
wie auch am Berufsleben haben. Das werden Sie
nicht erreichen, wenn standig neue Almosen — in
Anfiihrungsstrichen — wie mit einer GielRkanne
ausgeschuttet werden. Wir werden diesen Antrag
ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort erhalt
nun Frau Gugli.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich finde, das ist eine
sehr interessante Debatte. Jede Fraktion erklart
aus ihrer ideologischen Sicht, wie Armut angegan-
gen werden muss. Ich bin trotzdem der Auffas-
sung, dass jenseits des Vorwurfs, den hier alle der
LINKEN gemacht haben — ich glaube, Frau Rath
war das mit Wahlkampf —, Armut ein Thema ist,
das uns beschéaftigen muss. Ich finde, das sollte
ein Selbstganger sein, denn es ist festzustellen,
dass unheimlich viel in Bewegung gesetzt wurde.
Das kann keiner in Abrede stellen, erst recht nicht
jemand wie ich, der im Sozialausschuss sitzt. Aber
wir missen uns auch ernsthaft fragen, wie effektiv
die einzelnen MalRnahmen sind. Das sind Maf3nah-
men, die vielfach nicht ganz aufeinander abge-
stimmt sind. Wenn wir seit Jahrzehnten dartber
sprechen, welche die richtige Strategie ist, um Ar-
mut zu bekampfen, und uns gegenseitig den Vor-
wurf machen, dass man nur Symptome bekampfe
und die/der andere sagt, sie/er mdchte einen pra-
ventiven Ansatz, dann kann ich nur feststellen,
dass wir in der Auswirkung nicht wirklich viel wei-
tergekommen sind. Wenn man sich ehrlich an-
guckt, was sich wie verandert hat, dann kann man
immer noch feststellen, dass Armut weiblich ist,
dass Armut migrantisch ist. Vorhin wurden die Ar-
beitslosenzahlen sehr richtig angefuhrt. Ja, die Ar-
beitslosigkeit geht zurtick. Aber gucken Sie sich
einmal spezifische Gruppen an. Da stagniert sie

seit Jahren, und das trotz vielfaltiger MalRnahmen
und Aktionen, die wir umsetzen.

Armut ist nattrlich auch ein Thema des Alters. Wir
haben Uber Alter allgemein gesprochen. Wir haben
demografisch eine wachsende Zahl von Menschen
mit Migrationsgeschichte der ersten Einwanderer-
generation, vielfach mit sehr spezifischen Proble-
men, die fast keine Fraktion im Blick hat. Sie er-
kranken zum Beispiel an Demenz und vergessen
das Erlernte, sodass sie vielfach gar nicht mehr in
der Lage sind, ihre Bedurfnisse und Bedarfe zu
formulieren. Gucken wir uns die Versorgungsland-
schaft flir Seniorinnen und Senioren mit Migrati-
onshintergrund an — ich habe das aus eigener Er-
fahrung mit meiner demenzkranken Mutter schon
einmal hier angefihrt. Welche Einrichtungen, Ta-
gesstatten und dergleichen gibt es fir sie?

Klar, man kann immer eine ganze Menge aufzah-
len. Aber wir miissen uns viel mehr und viel spezi-
fischer mit dem Thema beschaftigen. Deswegen
finde ich es sehr bedauerlich, dass wir uns bei den
Themen Armut und Bek@mpfung von Armut nicht
wirklich ehrlich machen. Ich hatte mir gewlinscht,
dass wir darliber im Sozialausschuss differenziert
diskutieren. Das ware wirklich eine sehr ehrliche
Herangehensweise gewesen, denn — das moéchte
ich als Allerletztes auch noch sagen — Armut birgt
immer auch die Gefahr, dass sie Menschen radika-
lisiert. Das sollten wir nicht aus dem Blick verlie-
ren. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blibmeke GRUNE und Dora Heyenn SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter!
Frau Nicolaysen und Herr Feineis haben einiges
gesagt, was aus Okonomischer Sicht vermutlich
richtig ist. Noch nicht erwahnt wurde im Zusam-
menhang mit den Fehlanreizen, die systematisch
gesetzt werden, nicht die 6konomische Seite, son-
dern die personlichen Tragddien. Dass Biografien,
Personlichkeiten zugrunde gerichtet werden, in-
dem man ihnen Uber Jahrzehnte hinweg beibringt,
sie darauf konditioniert, dass sie, wenn sie Proble-
me kriegen, immer zuerst nach dem Staat, nach
der Hilfe auf Kosten der Helferinnenindustrie su-
chen mussen. Das bevormundet Leute und macht
sie auf Dauer sehr, sehr schwach, und das ist un-
menschlich. — Vielen Dank.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Das Recht des
Starkeren, oder was?)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun erhalt Frau
Boeddinghaus fir die Fraktion DIE LINKE das
Wort.
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Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben
nicht erwartet, dass unser Antrag von lhnen mit
grolRem Hallo angenommen wird. Aber dass Sie,
Herr Schwieger und Frau Engels, ihn jetzt mit so
einer reflexhaften Abwehrreaktion, mit Unterstel-
lungen, wir wirden uns mit Armut nicht strategisch
auseinandersetzen und es ware ein Schaufens-
terantrag, abbiigeln und den Antrag noch nicht ein-
mal an den Ausschuss uberweisen, damit wir dort
eine fachliche Debatte fiihren,

(Mareike Engels GRUNE: Da diskutieren wir
doch schon Uber einzelne Forderungen!)

das finde ich wirklich superarrogant und unglaub-
lich selbstgefallig.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie sich lhrer eigenen MalRhahmen so si-
cher waren und wenn Sie selbst davon Uberzeugt
waren, dass Sie auf dem richtigen Weg sind,
warum haben Sie dann nicht das Selbstbewusst-
sein, sich mit uns in diese Debatte zu begeben und
womoglich auch noch einen Erkenntnisgewinn zu
haben? Das frage ich mich wirklich.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben den Kern unseres Antrags Uberhaupt
nicht verstanden; das haben Sie mit lhren Abwehr-
reaktionen bewusst torpediert. Denn wir schreiben
in unserem Antrag, dass wir gemeinsam mit Ihnen,
mit den Sozialverbanden, mit vielen Akteurinnen
und Akteuren in der Stadt eine Strategie ent-
wickeln wollen. Es ist ein Angebot an Sie, an die
Stadt, damit wir eben nicht, Frau Engels, sagen, es
sei unser Alleinanspruch, uber Armut zu diskutie-
ren. Aber Sie bringen uns immer in die Situation,
das tun zu missen,

(Mareike Engels GRUNE: Nein, tun wir
nicht!)

weil Sie sich immer nur hier hinstellen und solche
Debatten nutzen, um sich selbst abzufeiern. Das
ist wirklich unredlich.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE und Nebahat Giiglii fraktions-
los)

Sie treffen damit doch nicht uns als Fraktion DIE
LINKE, sondern Sie treffen damit die Menschen,
die mit uns gemeinsam an diesem Antrag gearbei-
tet haben, die in die Veranstaltungen gekommen
sind, die in unsere Sprechstunden kommen; die
nehmen Sie in ihren Anliegen gar nicht ernst. Sie
versuchen uns zu bashen und uns zu unterstellen,
wir wirden die Menschen instrumentalisieren. Aber
andersherum wird ein Schuh daraus und wir laden
Sie ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich méchte noch einmal die Zahlen nennen. Wir
hatten 2015 eine Armutsgefahrdungsquote von
17,4 Prozent, 2016 18,3 Prozent, 2017 18,7 Pro-
zent. Das ist eine Steigerung aufgrund lhres Mal3-
nahmenkatalogs. Sie mussen doch einmal Stellung
dazu nehmen — wir haben diese Diskussion schon
Ofter gehabt —, dass Sie in der Armutsbekampfung
so wenig Ehrgeiz entwickeln. Wir versuchen jetzt
mit diesem Antrag aufzuzeigen, durchdekliniert
durch alle Lebensbereiche, dass auch das Land
durchaus in der Lage ist, wirksame MalRnahmen
sofort auf den Weg zu bringen. Naturlich ist dieses
BuT-Paket auf Bundesebene zu diskutieren. Nat(r-
lich brauchen wir eine Kindergrundsicherung auf
Bundesebene. Natlrlich brauchen wir viele arbeits-
marktregulatorische Dinge auch auf Bundesebene.
Aber wir missen nicht die Hande in den Schol} le-
gen, wir kdnnen hier tatig werden, und das ist un-
ser Angebot an Sie alle gemeinsam. Das schlagen
Sie aus, und das ist im Grunde ein Schlag in das
Gesicht der Menschen

(Dirk Kienscherf SPD: Nun mal ein bisschen
runterkommen!)

und nicht in die Fraktion DIE LINKE.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gligld fraktionslos)

Noch einmal ein konkretes Beispiel. Sie haben uns
vorgeworfen, wir wirden nicht auf Pravention set-
zen. Das ist aber doch gerade unser Ansatz, und
das ist auch eine Antwort auf lhre Unterstellung,
wir wirden immer Wiinsch-dir-was machen

(Dirk Kienscherf SPD: So ist das!)

und hatten keine Ahnung, was das am Ende des
Tages kostet. Gerade die Pravention ware etwas
sehr, sehr Wirksames, auch wenn man es nur 6ko-
nomisch sehen wirde. Der Bezirk Harburg hat
Uber die Fraktionen hinweg gerade deutlich ge-
sagt, dass im Jugendhilfebereich ein Defizit von
400 000 Euro klafft; das fehlt in der Pravention. Sie
werden am Sonntag lhre Quittung dafir bekom-
men, weil Sie das ignorieren

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch Blodsinn
jetzt!)

und weil Sie die Bezirke nicht angemessen aus-
statten in der sozialen Infrastruktur, in der niedrig-
schwelligen praventiven Arbeit, die nétig und wich-
tig ist. Ich kann es ehrlicherweise nicht verstehen,
und ich verstehe auch nicht, wer Sie politisch
berat. Das mussen Sie mir einmal erklaren.

(Beifall bei der LINKEN)

Am Ende mdchte ich noch etwas sagen: Fir uns
sind Armutspolitik und Armutsbekdmpfung keine
Wohlfahrtsstaatspolitik im Sinne von Samaritertum;
das machen die Wohlfahrtsverbande in der Stadt
sehr gut. Wir brauchen eine Politik, wo alle Men-
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schen wieder ihr Recht auf Teilhabe und Mitspra-
che wahrnehmen kénnen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das machen wir ja!)

Wenn wir alle gemeinsam dafiir kdmpfen, dass die
Kinderrechte ins Grundgesetz kommen, dann leitet
sich genau das daraus ab: Kinder haben ein Recht
darauf,

(Dirk Kienscherf SPD: Aber gegeniber den
Eltern!)

gesund und in Wirde und Teilhabe grof3 zu wer-
den. Das schaffen Sie als Rot-Griin bei Weitem
nicht fur alle Kinder, und das ist eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fur die SPD-Frakti-
on erhalt nun Herr Schwieger das Wort.

Jens-Peter Schwieger SPD: Frau Vorsitzende,
vielen Dank. Warum erinnert mich immer die zwei-
te Rednerin oder der zweite Redner der Links-
Fraktion an eine Situation mit einem trotzigen Kind,
das aufstampft und sagt, es habe aber trotzdem
recht? Das ist immer ein bisschen schwierig.

(Beifall bei der SPD)

Wenn es eines Zeichens bedurft hatte, dass es ein
Wahlkampfantrag ist, dann war das Ihr Auftritt ge-
rade, Frau Boeddinghaus.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Was an-
deres fallt Ihnen nicht ein!)

Sie haben es selbst gesagt, Sie haben uns die
Quittung und was sonst noch alles angedroht.

Ich fand auch die Aussage, die SPD entdecke im
Wahlkampf ihre soziale Ader, padagogisch schwie-
rig. Das ist eine Unverschamtheit, das ist eine gro-
be Unverschamtheit.

(Beifall bei der SPD)

Auch lhre Aussage, Frau Boeddinghaus — legen
Sie einmal das Handy weg, dann kénnen Sie bes-
ser zuhoren —,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ich hér
ja nichts, Herr Schwieger!)

wir wirden die Hande in den Schol} legen, finde
ich unglaublich schwierig. Wenn wir in den Ausein-
andersetzungen und in den Beratungen des Aus-
schusses — Auseinandersetzungen sind es im Aus-
schuss doch eigentlich gar nicht — und gerade im
Sozialausschuss so fleiRig sind und so haufig zu
einvernehmlichen AuRerungen kommen, dann
verstehe ich diese Konfrontation nicht.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Schwieger, lassen Sie eine Zwischenfrage
der Abgeordneten Sudmann zu?

Jens-Peter Schwieger SPD (fortfahrend): Nein
danke. Ich muss noch ein bisschen Zeit fur die
FDP haben.

(Anna-Elisabeth  von
FDP: Bravo!)

Das tut mir nun ein bisschen leid.

Treuenfels-Frowein

(Beifall bei Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein — Michael Kruse FDP: Fur eine Zwi-
schenfrage bekommen Sie zusatzliche Zeit!)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Kollege Schwieger, meine Damen und Her-
ren, dann klare ich das noch einmal auf. Bei Zwi-
schenfragen und deren Antworten wird selbstver-
standlich die Zeit gestoppt.

Jens-Peter Schwieger SPD (fortfahrend): Ent-
schuldigung, das war der falsche Ansatz. Geben
Sie mir bitte noch einmal ein bisschen Zeit, um auf
die FDP einzugehen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sagen Sie mal
was zu 18 Prozent Armutsgefahrdungsquo-
te!)

Das fand ich echt schwierig, ein Setzen auf die
Marktwirtschaft. Da haben wir doch so viele Zei-
chen in der Geschichte gehabt, dass das nicht im-
mer funktioniert, bis hin zu irgendwelchen Fallen,
dass grof3e Firmen — wie heit es so schon auf
Englisch: too big to fail — vom Staat gerettet wer-
den. Also das kann ich mir kaum vorstellen.

(Daniel Oetzel FDP: Das ist nicht Marktwirt-
schaft, wenn der Staat rettet! Sie haben
mich bewusst falsch verstanden!)

— Genau. Dann lassen wir nach FDP-Meinung die
Firmen verbluten, und Tausende von Arbeitskraf-
ten gehen fléten. Das ist FDP-Marktwirtschaft pur.
Das ist wirtschaftsradikale FDP-Politik.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Genauso die Aussagen von Frau Nicolaysen zur
Wohnungspolitik: Das solle man dem Markt Gber-
lassen und ein Drittelmix sei viel zu viel. Das finde
ich unglaublich schwierig.

(Michael Kruse FDP: Das hat sie nicht ge-
sagt!)
— Das hat sie gesagt.

Das kann doch nicht die Mehrheitsmeinung der
FDP-Fraktion sein.

Jetzt wieder zur LINKEN. Ich lasse Sie jetzt in Ru-
he, Herr Kruse, Sie brauchen sich nicht mehr wei-
ter aufzuregen. Noch einmal zu der LINKEN.
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— Ja, ich bin dabei. Sorgen Sie einmal bei der FDP
fir Ruhe, dann klappt das auch.

Ich glaube Ihnen gern. Sie schreiben in lhrer Pres-
semitteilung, dass Sie in verschiedenen Hambur-
ger Stadtteilen mit vielen Birgerinnen und Burgern
etwas gemeinsam erarbeitet haben. Das glaube
ich Ihnen gern, aber — ich habe es eingangs schon
sauber gesagt — wenn Sie so einen Prozess
moderieren, dann bleiben Sie nicht dort stehen, wo
der ganze Wiinschekatalog auf der ersten Modera-
tionstafel hangt. Dann fangt die Arbeit erst an. Da
fangt man an zu clustern, da fangt man an, The-
men zu benennen, dann werden Themenschwer-
punkte gesetzt und so weiter und so fort. Das alles
haben Sie in lhrem Antrag nicht gemacht.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Sind wir
jetzt im Schulunterricht, Herr Lehrer? — Ge-
genruf von Dirk Kienscherf SPD: lhr habt
methodische Fehler gemacht!)

— Sie sind doch auch Kollegin, vielleicht haben Sie
wie ich auch einen Moderationskursus gemacht.
Ich glaube Ihnen das. Nur, Sie haben es hier ir-
gendwie nicht gebracht. Sie haben es nicht ge-
bracht.

(Beifall bei der SPD und bei Arno Miinster
und Séren Schumacher, beide SPD — Dirk
Kienscherf SPD: Machen wir jetzt einen Bil-
dungsplan?)

— Ein Bildungsplan fiir DIE LINKE, das ist schwie-
rig.

Wir machen verninftige Politik, die dafur sorgt,
dass Menschen mit sehr geringem Einkommen am
Ende mehr Geld in der Tasche haben. Ich darf an
die Absenkung des Beitrags zur Arbeitslosenversi-
cherung erinnern. Ich darf daran erinnern, dass wir
die Paritat bei der Krankenversicherung wiederher-
gestellt haben. Ich darf daran erinnern, dass wir
das BAf6G erhdhen. Das ist Politik, mit der die
Menschen tatsachlich mehr Geld in die Tasche
kriegen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Frau Rath und Frau Engels haben schon darauf
hingewiesen, dass durch dieses Starke-Familien-
Gesetz zum 1. August 2019 sehr viel mehr Leis-
tungen bei den Menschen, die es brauchen, an-
kommen. Das lassen wir uns von der LINKEN nicht
kaputtreden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE erhalt nun Frau Sudmann das Wort.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Noch mal mit
dem Ful} aufstampfen!)

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich weil® nicht, wie
es den anderen Nichtregierungsfraktionen geht.
Ich finde es sehr bemerkenswert, wie vor allen Din-
gen die SPD hier agiert. Sie kennen den Vorwurf,
der lhnen nicht nur von uns und von der anderen
Opposition gemacht wird, dass Sie sich so verhal-
ten, als gehore die Stadt Ihnen. Gerade Sie, Herr
Schwieger, haben gerade ein Meisterbild abgelie-
fert, indem Sie sagen: Was wollt ihr eigentlich, wir
tun doch sehr viel. Sie haben nicht ein Wort dazu
gesagt, wie es sein kann, dass trotz lhrer Mal3nah-
men die Armutsgefahrdungsquote stetig ansteigt.
Sie gehen nicht auf die Probleme ein, im Gegen-
teil, die, die Ihnen diese Nachricht Gberbringen,
werden von lhnen gebasht. Das ist fir mich wirk-
lich ein Armutszeugnis, um es einmal so zu sagen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Glglii fraktionslos)

Herr Schwieger, ich weil3, dass Sie Lehrer waren.
Herr Kruse, kénnen Sie Herrn Schwieger eben mal
kurz zuhéren lassen? Er ist ja nur ein Mann, er
kann vielleicht nicht beides.

(Zurufe von der SPD und der FDP: Oh! — Mi-
chael Kruse FDP: Das ist so etwas von dis-
kriminierend, dass ich das nicht von lhnen
erwartet hatte! Sexistisch!)

Doch, er kann.
(Glocke)

Vizepréasidentin Antje Méoller (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Frau Sudmann, einen
Moment. Ich habe geklingelt. Das ist einerseits die
Aufforderung, wieder zur Sachdebatte zuriickzu-
kehren, zweitens haben Sie jetzt das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich
nehme es zurlick. Jetzt kann ich Sie loben, denn
Sie haben auf einem Ohr zugehoért. Es klappt.

Herr Schwieger, Sie haben aus meiner Sicht gera-
de versucht, das alles ein bisschen ins Lacherliche
zu ziehen, indem Sie von Moderationskursen und
anderen Sachen gesprochen haben. Frau Boed-
dinghaus hat Ihnen sehr deutlich gesagt, was fir
ein Prozess dahintersteht. Es ging nicht darum,
dass alle Menschen da ihre Wiinsche anschreiben.
Wir haben in diesen Veranstaltungen vor Ort erfah-
ren, wie sich lhre Politik auswirkt trotz |hrer Be-
teuerungen, es werde alles besser. Wir haben vor
Ort von den Leuten erfahren, dass ihnen das Feu-
er unterm Hintern brennt. Auch Sie sagen doch im-
mer, Sie seien vor Ort. Deswegen verstehe ich
nicht, warum Sie es wagen, sich hier hinzustellen
und so zu tun, als gabe es kein Problem. Sie er-
kennen doch das Problem, dass die Armut in Ham-
burg ansteigt, oder etwa nicht? Sie erkennen hof-
fentlich auch das Problem, dass die Armut bei den
alten Menschen und bei den Kindern ansteigt.
Dann reicht es nicht zu sagen: Wir tun doch alles.
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Zum Argument, Frau Engels, warum man den An-
trag Uberweisen solle, man habe doch einen klei-
nen Teilaspekt: Wir haben in diesem Antrag das
gemacht, was Sie uns sonst immer vorwerfen. Wir
haben ein Gesamtpaket geschnlrt. Wir haben
nicht nur Klein-Klein gemacht. Das kdnnen Sie mit
uns gemeinsam gern auch kritisch im Ausschuss
diskutieren. Aber sich hier hinzustellen und zu sa-
gen, die Stadt gehort uns, was wollt ihr, das geht
Uberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Das haben wir nie gesagt!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich jetzt nicht. Damit kommen wir zur
Abstimmung.

Wer also méchte nun zunachst die Drucksache
21/17131 federfuhrend an den Ausschuss fiir So-
ziales, Arbeit, Integration sowie mitberatend an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss Uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache
Uber den Antrag der Fraktion DIE LINKE aus der
genannten Drucksache.

Wer also moéchte diesem seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 57, Antrag
der FDP-Fraktion: Gewerbeflachen fir verbrau-
chernahe Handwerke bei Planungen starker be-
rucksichtigen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Gewerbeflachen fiir verbrauchernahe Handwer-
ke bei Planungen stérker beriicksichtigen

— Drs 21/17143 -]

Diese Drucksache modchten die Fraktionen der
LINKEN und AfD an den Stadtentwicklungsaus-
schuss Uberweisen. Vonseiten der FDP-Fraktion
wird die Uberweisung des Antrages an den Aus-
schuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien ge-
wulnscht.

Wird das Wort gewiinscht? — Herr Aukes, Sie be-
kommen es fur die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Der Senat muss zugeben,
dass bei der Planung neuer Wohnquartiere in
Hamburg Gewerbeflachen fiir Backer, Glaser, Kfz-
Meister und Maler nicht angemessen bericksich-
tigt werden. Die Einbindung muss schon bei der
baulichen Konzeption beginnen. Negatives Bei-
spiel: Bei der Mitte Altona sind keine Flachen fir

emittierendes Gewerbe vorgesehen. Nachtragliche
Einigungen — das wissen Sie selbst — sind schwie-
rig, langwierig und teilweise unmdglich. Da geht es
um Anwohnerproteste, um zuldssige Nutzungen im
Bebauungsplan und Weiteres. Produzierendes Ge-
werbe und Handwerk in den vergangenen Jahren
sind immer seltener in stadtischen Quartieren zu
finden.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Aukes, einen Moment bitte. Ich wiirde lhnen
gern mehr Aufmerksamkeit verschaffen. Danke. —
Fahren Sie bitte fort.

Ewald Aukes FDP (fortfahrend): Akzeptanz von
Larm, Gerlchen, Lieferverkehren und anderen
Dingen sind schwer mit der Wohnsituation zu ver-
binden. Insbesondere produzierende Betriebe wie
Schreinereien, Tischlereien, Metzgereien und das
Baugewerbe haben darunter zu leiden und kénnen
nur aulerst schwierig in Wohngebieten einen
Raum finden und sich dort ansiedeln. Wirtschaftli-
cher Strukturwandel hat die Verdrangung begins-
tigt mit der Folge, dass viele dieser Betriebe ent-
weder in Randbereiche oder gar aus Hamburg
selbst abwandern. Wir wollen mit unserem Antrag
sicherstellen, dass in Zukunft in diesen gesamten
Neubaugebieten produzierendes Gewerbe und
Dienstleistungen eingebettet und bertcksichtigt
werden.

(Beifall bei der FDP)

Vielfalt und Multifunktionalitat sind ein wesentlicher
Attraktivitatsfaktor fir urbane Innenstadte und le-
bendige Zentren. Kurze Wege zwischen Handwer-
kern und Kunden vermeiden erstens unnétige Ver-
kehre und senken zweitens natirlich auch die Kos-
ten flr die Menschen, die diese Dienstleistungen
und Handwerke in Anspruch nehmen.

Neue Quartiere sind von Anfang an durch die
Kombination von Wohnen und Arbeiten auch tags-
Uber belebt. Aber sie missen auch stadtvertragli-
che Nutzungsmischungen machen, denn das ist
letztendlich bei der Situation, wie wir sie derzeit
vorfinden, kein Selbstlaufer. Es gibt in Hamburg
— das muss man zugeben — das eine oder andere
gute Beispiel. Ich erinnere nur an das Spreehafen-
viertel; da ist es recht gut gelungen. Aber ich habe
Ihnen vorhin gesagt, dass es auch eine Reihe von
Neubauvierteln gibt, bei denen das Uberhaupt nicht
berlcksichtigt ist. Deshalb wollen wir, dass das in
Zukunft so gemacht wird.

(Beifall bei der FDP)

Hinzu kommt, dass es natlrlich auch fiir die Bezir-
ke derzeit nicht besonders attraktiv ist, Gewerbe
anzusiedeln. Sie bekommen hauptsachlich dafir
Geld, dass sie Wohnungsbau betreiben. Deshalb
wird es in den Bezirken in der Regel auch ge-
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macht. Die einseitige Férderung von Wohnungs-
bau und nur Wohnungsbau sollte aufgegeben wer-
den. Es sollten auch Anreize daflir geschaffen wer-
den, dass Gewerbe sich dort ansiedelt. Die Hand-
werkskammer hat das seit vielen Jahren immer
wieder in die Debatte gebracht. Es ist aber leider
bei lhnen derzeit noch nicht richtig angekommen.

(Beifall bei der FDP)

Ich denke, dass, wenn diese Dinge berlcksichtigt
werden, fir die Menschen die Wohnqualitat und
die Wohnsituation besser werden und es immer
mehr jingere Handwerker gibt, die sich dann mit
ihren Betrieben in stadtnaher Lage ansiedeln. Hin-
zu kommen beispielsweise auch die Einrichtung
und Durchfiihrung von Handwerkerhéfen, nicht nur
zentral an einigen Stellen, sondern gegebenenfalls
auch in den Wohngebieten.

Wir wollen also mit unserem Antrag die Attraktivitat
der Hamburger Wohngebiete erhéhen und wollen
gleichzeitig fur Handwerk und Gewerbe die Mog-
lichkeit schaffen, in diese Gebiete hineinzukom-
men, ohne dass sie das durch lastige langwierige
Genehmigungsverfahren nachtraglich erreichen
oder in vielen Fallen auch nicht erreichen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die SPD-Frakti-
on bekommt nun Herr Seeler das Wort.

Dr. Joachim Seeler SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Das Handwerk ist fur die Ham-
burger = Wirtschaft eine tragende  Saule.
100 000 Beschaftigte in rund 15 000 Betrieben
sprechen flr sich. Daruber hinaus ist das Hand-
werk Trager von Aus- und Weiterbildung und hat in
den letzten Jahren auch sozialpolitisch bei der In-
tegration von Fluchtlingen eine sehr herausragen-
de Rolle gespielt. Inzwischen sind 20 Prozent aller
Flichtlinge im Handwerk in der Ausbildung. Das
spricht fur sich. Man kann festhalten, dass das
Handwerk bei Senat und bei den Regierungsfrak-
tionen in guten Handen ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Jetzt kommt die FDP — malfigeblich steht wahr-
scheinlich Herr Kruse dahinter — mit diesem Antrag
"Gewerbeflachen fur verbrauchernahe Handwerke
bei Planungen starker berlcksichtigen". Anschei-
nend haben Sie vollig vergessen, dass das langst
Teil des Regierungshandelns ist. Das nennt sich
namlich Masterplan Handwerk, 2011 vom SPD-Se-
nat auf den Weg gebracht. In diesem ist eine de-
taillierte Zusammenarbeit mit der Handwerkskam-
mer in unterschiedlichen Bereichen vereinbart und
wird bereits umgesetzt. Es gibt sieben Fortschrei-
bungen. Zuletzt sind im Januar dieses Jahres die
Fortschreibungen 2018 bis 2020 erschienen.

Dann schauen wir uns doch einmal lhr Petitum an.
Sie fordern in Abschnitt 1, bei der Planung von
neuen Quartieren — Herr Aukes hat es ausge-
fuhrt — das Handwerk starker zu berlcksichtigen.
Kommen wir zum Masterplan Handwerk, Ab-
schnitt 2.2.4. Darin steht wortlich:

"In verschiedenen Stadtentwicklungsgebie-
ten, wie zum Beispiel dem Stadtentwick-
lungsraum 'Stromaufwarts an Bille und EI-
be — Wohnen und urbane Produktion in
Hamburg Ost' und auf den Elbinseln, erprobt
der Senat, wie im Rahmen des geltenden
Planungsrechts Losungen zur Vereinbarung
einer engen Nachbarschaft von produzieren-
dem Kleingewerbe und Wohnen mdglich ist.
Hierbei bringt die Handwerkskammer die
Belange des Handwerks mit ein."

Danach gibt es eine Reihe von Beispielen, Strom-
aufwarts an Bille und Elbe, Elbinseln, Kleiner Gras-
brook, Magistralen, alles in Zusammenarbeit mit
der Handwerkskammer, neue Stadtentwicklungs-
gebiete, wo Senat und Handwerkskammer eng zu-
sammenarbeiten.

Dann nehmen wir |hr Petitum 2.2, das Thema
Handwerkerhofe. Ganz einfach, lieber Herr Aukes,
Abschnitt 2.2.2, Gewerbehofe:

"Senat und Handwerkskammer vereinbaren,
dass mit der BWVI und den Bezirken ein
Austausch Uber modgliche Standorte fir
Handwerker- und Gewerbehofe erfolgt. Da-
fir werden innerstadtische und insbesonde-
re in zentralen Lagen geeignete Flachen ge-
sucht und hinsichtlich einer moglichen Ge-
werbehofentwicklung analysiert."

Beispiele: aktuelle Entwicklung Dulsberg 6/Krause-
stralde, Billebogen, Marschnerstralle, Stresemann-
stral3e und zuletzt Altona-Nord. Das heil’t, das Se-
natshandeln, das Sie in Punkt 2 haben wollen, ist
schon langst aufgenommen.

Als Letztes — die Zeit gibt es noch her — das The-
ma Gewerbeflachen mit den Bezirken abstimmen.
Abschnitt 2.2.1, wortlich nachzulesen — das muss
man einmal lesen, Herr Aukes —:

(Ewald Aukes FDP: Ich lese es!)

"Anhand der vereinbarten und einheitlichen
Vorgehensweise [zwischen Senat und
Handwerk] und der seitens der zustandigen
Fachbehorden zur Verfligung gestellten Fla-
cheninformationen wurden die Fortschrei-
bungen der Gewerbeflachenkonzepte in den
Bezirken Bergedorf, Harburg, Eimsbdittel
und Hamburg-Nord fertiggestellt."

Und so weiter und so fort.
(Beifall bei Karin Timmermann SPD)

Das heildt, Ihr gesamter Antrag ist durch Senats-
handeln im jahrlich fortgeschriebenen Masterplan
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Handwerk, wie von Senat und Handwerkskammer
entsprechend besprochen, verschriftet. Jahrlich
wird Uberprift, ob das Besprochene auch umge-
setzt worden ist. Deswegen ist |hr Antrag ehrlich
gesagt tunlichst Uberflissig und langst durch Se-
natshandeln ersetzt. Deswegen lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Aber ich hatte eingeleitet, dass Handwerk uns
wichtig ist. Deswegen schlagen wir in Abstimmung
mit den Obleuten, auch mit Herrn Erkalp schon
vorbesprochen, vor, in einem der nachsten Wirt-
schaftsausschisse eine Selbstbefassung zum
Thema Handwerk zu machen, denn es gibt auch
noch andere Antrdge und andere Fragestellungen
zum Thema Parken des Handwerks. |hr Thema
und andere Themen kénnen wir aufnehmen und
uns vielleicht auch mit dem Masterplan Handwerk
im Wirtschaftsausschuss beschaftigen, was wir
bisher noch nicht gemacht haben, und deswegen
im Rahmen einer Selbstbefassung im Wirtschafts-
ausschuss bei passenden Terminen in diesem
Jahr uns das Thema Handwerk noch einmal auf
die Agenda setzen. Das macht, glaube ich, mehr
Sinn, als einen Antrag zu beschlief3en, der langst
durch Senatshandeln erledigt worden ist. — Scho-
nen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die CDU-Frakti-
on bekommt nun Herr Ovens das Wort.

Carsten Ovens CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir konnen hier vortreffliche
Debatten uber innovative Technologien im Ham-
burger Handwerk fiihren, wenn die SPD denn be-
reit ware, sich dem Ganzen tatsachlich zu 6ffnen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Aber wie wir gerade von Kollege Seeler gehort ha-
ben, ist mit dem Hamburger Handwerk bei dieser
Koalition alles in besten Handen. Ich frage mich
dann immer, warum die SPD im Vergleich zur
Wahl 2015 ein Drittel ihrer Stimmen verloren hat.

(Beifall bei der CDU — Ole Thorben Busch-
hiiter SPD: Wie viele haben Sie denn verlo-
ren?)

So ganz in Ordnung kann alles dann doch nicht
sein, ob im Handwerk oder bei den vielen anderen
Themen, bei denen Sie uns immer wieder erzah-
len, alles in dieser Stadt sei in bester Ordnung.

Aber kommen wir zum Thema. Der Vorteil Ham-
burgs ist doch, dass es eine wunderschéne Stadt
ist, sowieso, aber dass es vor allem eine Stadt ist,
die die Moglichkeit der kurzen Wege bietet. Genau
darum geht es doch auch in diesem Antrag, denn
— darin sind wir uns alle einig — Wachstum und

Verdichtung bestehender Quartiere, die Schaffung
neuer Quartiere oder gar ganzer Stadtteile, wie
auch immer man dazu steht ... Aber was wir seit
Jahren in dieser Stadt sehen, ist quasi eine Blau-
pause von reinen Wohnquartieren. Das ist etwas,
wozu ich einfach nur den Kopf schitteln kann. Ob
das bei mir in Lokstedt an vielen Ecken und Enden
oder direkt hinter der Grenze Grof3 Borstel ist, da
werden einmal eben wieder mehrere Hundert
Wohneinheiten ohne eine einzige Gewerbeflache
nebeneinandergeklatscht, vollig egal, ob fir larm-
emittierendes Gewerbe, worum es hier primar geht,
oder aber fur Einzelhandelsflachen, fir ein Café,
fur ein Restaurant oder wie auch immer, Sie schaf-
fen reine Wohngettos, aber keine gewachsenen
Wohnquartiere oder Quartiere, die sich als solche
entwickeln kénnten, wie wir sie in den Stadtteilen
haben, die heute so besonders beliebt und da-
durch auch haufig besonders teuer sind, in Winter-
hude, in Eppendorf, in der Schanze, in Altona, in
Ottensen oder gern auch im Kerngebiet von Eims-
bittel. Diese Durchmischung von Wohnen und Ar-
beiten ist es doch, was die stark verdichteten
Stadtteile Hamburgs so beliebt macht. Aber das,
was Sie seit Jahren in der Wohnungsbaupolitik
machen, ist genau das Gegenteil davon, lebens-
werte Quartiere zu schaffen. Sie schaffen reine
Wohngettos.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen konnen wir uns diesem Antrag der
FDP-Fraktion, den Herr Aukes gerade vorgestellt
hat, sehr wohl anschlielen. Denn wir stehen — das
sagt auch unser Wirtschaftspapier, das Sie sicher-
lich ausfiihrlich gelesen haben, Herr Dr. Seeler —,
gerade wenn es um das Gewerbeflachenmanage-
ment dieser Stadt geht, dafiir, dass Gewerbefla-
chenmanagement gleich Stadtteilentwicklung ist.
Wenn Sie lebenswerte Stadtteile schaffen wollen
und auch in Zukunft in Hamburg noch haben wol-
len, dann brauchen Sie dort Gewerbeflachen
sowohl fir den Einzelhandel als eben auch fiir
larmemittierendes, flr produzierendes Gewerbe.

Wir als CDU-Fraktion wollen — nicht nur jetzt bei
dieser Wahl, wenn es um die Bezirke geht, son-
dern auch im nachsten Jahr bei der Blrgerschaft,
deswegen unterstitzen wir diesen Antrag sehr
gern —, dass Wohnen und Arbeiten auch in Zukunft
zusammengehoren. Wir wollen planungs- und bau-
rechtliche Restriktionen priifen und Uberarbeiten.
Wir wollen, dass das Handwerk weiterhin einen
Platz in unserer Stadt hat. Das schreiben wir nicht
nur in irgendwelche Konzepte hinein, sondern das
werden wir spatestens ab Marz nachsten Jahres
hier auch in Regierungshandeln umsetzen. Denn
es reicht mir nicht, Herr Dr. Seeler, immer nur zu
sagen, das stehe doch alles schon in Senatstex-
ten, das mache der Senat doch schon. Abgesehen
von wenigen Beispielen wie beispielsweise in Lok-
stedt, um in meinem Stadtteil zu bleiben, die Hand-
werker-Meile, die wir allerdings — ich habe gerade
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mit Kollege Westenberger gesprochen — vor vielen
Jahren schon in der Bezirksversammlung auch
wieder auf CDU-Initiative hin angesto3en haben,
passiert leider zu wenig.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Carsten Ovens CDU:* Frau Prasidentin, immer
gern.

Zwischenfrage von Dr. Joachim Seeler SPD:
Wunderbar. Kollege Ovens, Sie sprechen von ir-
gendwelchen Senatspapieren oder Konzepten.
Nur zur Verdeutlichung: Wir reden Gber den Mas-
terplan Handwerk, der seit 2011 in engster Ab-
stimmung mit Senat, Bezirken und Handwerks-
kammer und deren Institutionen vereinbart und
jahrlich Uberprift wird. Ist Ihnen vielleicht bewusst,
dass das nicht irgendein Konzept ist, sondern dass
das in engster Abstimmung mit der Handwerks-
kammer passiert?

Carsten Ovens CDU (fortfahrend):* Herr Dr. See-
ler, vielen Dank fir diese aufderst spannende Fra-
ge. Das zeigt doch wieder — ich hatte fast auf Neu-
deutsch gesagt, welchen Mismatch —, welche
Licke wir haben zwischen dem, was Sie in Papie-
re schreiben, und zwischen dem, was wir danach
tatsachlich in der Stadt sehen. Mir persénlich reicht
es nicht, dass Sie in irgendwelchen Konzepten,
egal ob Sie Masterplan dariiber schreiben oder
nicht, irgendetwas sagen, wenn ich sehe, dass
gleichzeitig in allen sieben Bezirken Hamburgs
hauptsachlich reine Wohnstadtteile entstehen. Ob
das jetzt irgendwo in Bergedorf ist, Oberbillwerder,

(Gerhard Lein SPD: Das ist doch Quatsch,
in Oberbillwerder!)

oder ob das bei mir in Lokstedt ist, wir haben tber-
all genau das Gleiche. Es entstehen reine Wohn-
quartiere ohne einen verninftigen Mix. Das ist es,
was wir seit Jahren kritisieren und weshalb wir die-
sen Antrag unterstitzen. Denn wir mdchten doch
verhindern, dass Firmen nach Norderstedt oder
sonst wohin abwandern wie vor einigen Jahren te-
sa, als Sie es nicht geschafft haben, das Unterneh-
men hier zu halten. Wir wollen, dass die Arbeits-
platze und die Wertschdpfung in unserer Stadt er-
halten bleiben. Daflir stehen wir als Union, und
deswegen unterstitzen wir diesen FDP-Antrag.

Ich freue mich sehr auf die Selbstbefassung im
Wirtschaftsausschuss. Wir kdénnen es natirlich
auch einfacher haben und diesen Antrag direkt an
den Wirtschaftsausschuss Uberweisen, aber dazu
fehlt Thnen dann leider doch der Mut. Sie wollen
lieber eine Selbstbefassung irgendwann einmal,
mal gucken. Es werden noch viele Themen kom-

men. Ich bin gespannt. Schade, dass Ihnen hier
die GroRe fehlt. Wir werden diesen Antrag gern un-
terstitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Lorenzen das Wort.

Dominik Lorenzen GRUNE:* Sehr geehrtes Prasi-
dium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe CDU,
ich weil nicht, ob es so schlau ist, wenn ausge-
rechnet Sie der SPD Ratschlage zu sinkenden
Prozentzahlen geben, wenn man selbst zu Recht
von der akuten Verzwergung in der Hansestadt
Hamburg bedroht ist. Da sollten Sie vielleicht et-
was vorsichtig sein.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich finde es auch sehr anmaflend, dass Sie von
Wohngettos sprechen. Wir verdichten behutsam
nach in der Stadt. Es wird hochwertiger Wohnraum
gebaut, es wird auch hochpreisiger Wohnraum ge-
baut. Das als Getto zu diffamieren, wenn man
Uberlegt, wo das Getto herkommt und wo es hinge-
hort, ist unangemessen und unanstandig.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Aber kommen wir zum Antrag, eine weitere Folge
aus der Serie Antrage, die sich bereits erledigt ha-
ben, und zwar in jeder Hinsicht. Selbstverstandlich
brauchen wir wohnortnahes Handwerk. Das steht
im Masterplan, wie der Kollege Seeler eben aus-
fuhrlich erklart hat. Handwerkslésungen fir Ober-
billwerder oder Mitte Altona sind doch schon in Ar-
beit. Die enge Zusammenarbeit mit der Hand-
werkskammer, die Kooperation, die Einbeziehung
der Handwerkskammer, das ist doch unser Tages-
geschaft in der Politik. Wir alle sind doch in enger
Abstimmung mit diesen Tragern.

Wie kommen Sie auf so einen unterkomplexen ein-
fachen Antrag? Glauben Sie wirklich, dass es jetzt
fir den Bezirkswahlkampf reicht, laut "Handwerk"
zu schreien und irgendwelche Fullwérter zusam-
menzuschmeifen, und dann wird ein kluger Antrag
daraus? So reicht es nicht, so geht es nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Uwe Giffei
SPD)

Sie fabulieren Uber die Belange des Handwerks
und Uber die angeblich fehlende Abstimmung mit
der Handwerkskammer. Aber wie Sie eben doch
selbst gehort haben, ist der Hamburger Senat da
so viel weiter. Das So habe ich mit vier "o" ge-
schrieben, damit Sie es verstehen.

(André Trepoll CDU: Und haben Sie Ham-
burg richtig geschrieben? — Heiterkeit bei
der CDU)
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Wir schreiben mit der Handwerkskammer jahrlich
einen Masterplan Handwerk 2020 fort. Darin haben
wir konkret das wohnortnahe Gewerbeflachenma-
nagement, die Nachwuchsférderung, die Digitali-
sierung vereinbart. Googeln Sie das einmal. Sie
werden sich wundern, wie positiv die FDP sich zu
diesem Masterplan auf3ert, und zwar bundesweit.

(Michael Kruse FDP: Auch in Hamburg?)
— Auch in Hamburg.

So ist der von der Wirtschaftsbehérde geférderte
Handwerkshof am Offakamp entstanden. So ist fir
die Nachnutzung des Gelédndes an der Holsten-
Brauerei zwingend ein Handwerkshof mit bis zu
3 000 Quadratmetern vorgesehen, auch am Diebs-
teich soll Platz fir Handwerk geschaffen werden
— beides unmittelbar am Rand der Neuen Mitte Al-
tona. Sie kdnnten auch wissen, dass wir in Ober-
billwerder gleich drei Mobility Hubs planen, sinnvoll
platziert am sidlichen Rand des Quartiers mit desi-
gnierten Handwerkshdfen in den Erdgeschosszo-
nen.

Nicht nur der Senat arbeitet Hand in Hand mit den
Handwerksbetrieben und der Handwerkskammer.
Ich bin erst seit November Mitglied in diesem scho-
nen Parlament. In dieser Zeit haben ich und ande-
re Abgeordnete uns mehrfach mit der Handwerks-
kammer getroffen. Wir waren in Oberbillwerder.
Wir haben uns verschiedene Handwerkshofe an-
geschaut, zum Beispiel den in Ottensen — ein tol-
les Beispiel, wie es gehen kann. Aber auch die
Halle 7 in den Kolbenwerken ist ein hervorragen-
des Beispiel fir Kooperationen des Bezirksamtes,
der Bezirkspolitiker, der Handwerkskammer und
auch unseres Parlaments. Dort wird wohnortnah
Handwerk mit Emissionsschutz tatsachlich gelebt.

Eine wichtige Erkenntnis daraus: Die Akteure vor
Ort kénnen die Chancen und Probleme viel genau-
er benennen. Es ist ndmlich nicht mafigeblich ein
Stadtplanungsdefizit, sondern gerade auch der
Preisdruck bei den Gewerbeflachen. Aber auch die
soziale Anstrengung, wie uns vor Ort berichtet wur-
de, sich mit den kleinen inhabergefiihrten Hand-
werksbetrieben zu einem Handwerkshof zusam-
menzuraufen, ist nicht zu unterschatzen und muss
von uns begleitet und unterstitzt werden.

Liebe FDP, so entwickelt man Wirtschaftskompe-
tenz und handwerkspolitische Weitsicht bei Stadt-
planungsvorhaben, nicht mit oberflachlichen
Schaufensterantragen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Den Wettbewerb um Platz in einer wachsenden
Stadt kdnnen sogar Sie nicht wegzaubern.

(Michael Kruse FDP: Das ist ja der Grund,
warum die Stadt das alles macht und defizi-
tar betreibt!)

— Stellen Sie dazu eine Frage. Jetzt haben Sie
mich aus dem Konzept gebracht.

Ihr Beitrag zu diesem Konflikt, zu gestalten und zu
moderieren, ist mit diesem Antrag mehr als Uber-
schaubar. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich glaube, niemand hier im Raum
wird sagen, Mischung sei schlecht. Ohne Frage
wollen wir neue Wohngebiete haben, in denen es
moglich sein muss, einzukaufen und Handwerks-
dienstleistungen in Anspruch zu nehmen.

Was aber die FDP in ihrem Antrag ein bisschen
schuldig bleibt, ist die Definition, wenn sie sagt, es
sollten dort auch stérende, stark emittierende
Handwerksbetriebe hineinkommen. Da méchte ich
schon einmal genauer wissen, was Sie wollen,
denn Sie haben das Beispiel Spreehafenviertel mit
der Gewerbegebietsausweisung genannt. Sie ha-
ben aber vielleicht auch gesehen, Herr Aukes,
dass es eine lange Anfrage der SPD gibt, in der
auf vier Seiten aufgefiihrt wird, in wie vielen Neu-
baugebieten und teilweise auch schon vorhande-
nen Baugebieten dieses sogenannte neue urbane
Gebiet ausgewiesen wird. Sie wissen vielleicht,
dass das urbane Gebiet wesentlich hdhere Larm-
grenzen hat. Ich glaube nicht, dass es gut ware,
dariber noch hinauszugehen, um vielleicht eine
Vertraglichkeit zwischen Handwerk und Wohnen
hinzubekommen. Deswegen wirde ich mir schon
wiinschen, dass Sie im Ausschuss noch einmal
vorstellen, was genau Sie da wollen.

Ich habe jetzt mitbekommen, dass es keine Aus-
schussuberweisung geben wird, was ich schade
finde, denn dariber reden missen wir auf jeden
Fall. Wenn jetzt eine Selbstbefassung stattfindet
— leider nicht im Stadtentwicklungsausschuss, der
namlich daflr auch zustandig ware, sondern im
Wirtschaftsausschuss —, kann vielleicht einmal ge-
klart werden, was Sie sich genau vorstellen und
welche Handwerksbetriebe Sie jetzt auch in den
urbanen Gebieten ansiedeln.

Insofern ist lhr Antrag nicht so tiefgangig, sage ich
einmal vorsichtig. Aber man kann vielleicht im Wirt-
schaftsausschuss ein bisschen mehr Tiefgang hin-
einbekommen. Vielleicht haben wir dann auch
noch einmal eine andere Diskussionsgrundlage. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Fur die AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht das Wort.
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Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! In rund
250 Woértern hat die FDP in ihrem vorliegenden
Antrag kurz und bundig dargestellt, weshalb es
sinnvoll ist, bei der Quartiersplanung das Hand-
werk und die Gewerbeflachen friihzeitig und aus-
reichend zu bericksichtigen, dann noch weitere
100 Worter dafiir aufgewendet zu begriinden, wes-
halb das angegangen werden sollte, weshalb man
Bezirke und Handwerkskammer in solche Gespra-
che einbinden sollte. Wir finden, dass das alles
sehr plausibel ist. Es ist schon richtig — das wurde
schon angesagt —, nur wenn irgendwo einmal et-
was steht, Herr Seeler, dann mag das gut sein. Wir
wissen aber auch, dass Papier sehr geduldig ist.
Das Entscheidende ist doch, was getan worden ist.
Da sollte keinem ein Zacken aus der Krone fallen,
und man sollte dariber vielleicht doch einmal so
eine Art Rechenschaftsbericht ablegen.

Jetzt haben Sie in sehr génnerhafter Manier eine
Selbstbefassung in Aussicht gestellt. Das ist im-
merhin schon einmal etwas, aber das kann auch in
anderer Form geschehen, indem man dann wirk-
lich im richtigen Umgang miteinander sagt: Damit
befassen wir uns einmal im Ausschuss und wir ste-
hen da Rede und Antwort. Da weif} ich wie gesagt
nicht, was Sie sich daran tun sollten.

Wie gesagt, wir halten alles, was in diesem Antrag
beantragt wurde, fir sehr plausibel und wirden
uns in diesen Ausschiussen gern einmal vom Senat
und von Rot-Grin darstellen lassen, wie denn jetzt
seit 2011 ganz konkret, nicht nur an Einzelbeispie-
len, sondern systematisch genau das praktiziert
wird, was vernlnftigerweise hier von der FDP be-
antragt wurde. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren! Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer also mdchte nun zunachst die Drucksache
21/17143 an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wer mdchte dann einer Uberweisung der Drucksa-
che an den Ausschuss fiur Wirtschaft, Innovation
und Medien folgen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch dieser Uberweisungs-
wunsch ist abgelehnt.

Wir stimmen nun Uber den FDP-Antrag aus der ge-
nannten Drucksache in der Sache ab.

Wer mochte sich diesem anschlielRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 46, Antrag

der AfD-Fraktion: "Brexit-Licke" verhindern — EU
Haushalt senken.

[Antrag der AfD-Fraktion:

"Brexit-Liicke" verhindern — EU Haushalt (MFR
2021 — 2027) senken

— Drs 21/17129 -]

Diese Drucksache mdchte die antragstellende
Fraktion an den Europaausschuss tberweisen.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Frau Oelschlager,
Sie erhalten es.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Es sind
Europawahlen und wir ergreifen die Gelegenheit,
Uber die EU zu sprechen. Uber die Sinnhaftigkeit
der einzelnen EU-Fordertépfe mochte ich hier nicht
reden, zum Beispiel, dass der Grofteil der EU-
Agrargelder die zunehmende Intensivierung der
Landwirtschaft belohnt und so das Vogel- und In-
sektensterben beschleunigt. Auch mdéchte ich mit
Ihnen nicht Gber den Brexit an sich sprechen; er
kommt oder er kommt nicht.

Wichtig ist allerdings, dass die Hamburger Impor-
teure sich nicht standig auf neue Stichtage einstel-
len missen. Wenn der Brexit allerdings kommt,
entsteht eine Brexit-Licke im EU-Haushalt von
12 bis 14 Milliarden Euro. Das Angebot des Bun-
deskanzleramtes, einen grof3en Teil dieser Llcke
auszugleichen, empfinde ich schon als Schlag ins
Gesicht des deutschen Steuerzahlers. Das ist so
viel Geld wie das gesamte Grundsteueraufkom-
men in Deutschland. Hier darf man durchaus fra-
gen, ob es nicht richtig ist einzusparen, wenn die
EU kleiner wird.

(Beifall bei der AfD)

In der Europaischen Union sind circa 60 000 Be-
dienstete beschaftigt. Das scheint gar nicht so viel
zu sein, vergleicht man es mit einer Stadt wie
Hamburg. Diesen Vergleich darf man aber nicht
ziehen. Besser ware es, die EU analog zum Bun-
destag und zur Bundesregierung zu betrachten,
denn die EU verwaltet keine Menschen, sondern
Regierungen. Das Europaische Parlament ist ge-
nauso grof3 wie das deutsche. Trotzdem kommt
der Bundestag mit 6 000 Mitarbeitern aus. Alle
Bundesministerien zusammen haben etwa
23 000 Mitarbeiter. Brissel hat also deutlich weni-
ger Aufgaben, aber doppelt so viele Kopfe. Zwar
denke ich, dass man auch in Berlin den einen oder
anderen Beamten einsparen konnte. Fur die EU
gilt dies aber allemal.

Natlrlich haben wir freudig realisiert, dass das
Pensionsalter fir EU-Beamte von 63 Jahren auf
65 Jahre erhoht wurde. Ich habe auch registriert,
dass im Jahr 2013 die wochentliche Arbeitszeit von
37,5 Stunden auf 40 Stunden hochgesetzt wurde.
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Der beschlossene Stellenabbau wurde dann aber
leider nicht durchgefihrt.

Die Brexit-Gesprache haben noch ein weiteres
Problem sichtbar gemacht, denn auch die Pensi-
onslasten der EU schieflen durch die Decke. Ich
rede nicht davon, dass ein einzelner pensionierter
Beamter des Rechnungshofs Uber 10 000 Euro
Pension im Monat erhalt, sondern ich rede Uber
63,8 Milliarden Euro Verbindlichkeiten per 31. De-
zember 2015 fur Pensionsverpflichtungen insge-
samt.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Wir beantragen also, dass Deutschland fir die EU
nicht mehr bezahlt als vorher. Eigentlich fanden wir
es sogar sehr schick, wenn eine kleinere EU auch
zu geringeren Ausgaben flihren wiirde. Ich mochte
den Beitrag Deutschlands zugunsten der Hambur-
ger Steuerzahler verringern. Auch Hamburger sind
EU-Birger und haben ein Anrecht auf Angleichung
der Lebensverhaltnisse. An der Eigentumsquote in
Hamburg sieht man diese Ungleichheit besonders
stark. Liegt die Eigentumsquote in Hamburg bei
nicht einmal 25 Prozent, betragt die Eigentums-
quote zum Beispiel in Griechenland 74 Prozent.

Eine Verbesserung der Eigentumsquote in
Deutschland ist geboten. Das hat auch der CSU-
Spitzenkandidat Weber schon erkannt. Sein Vor-
schlag war, jungen Familien iber die Europaische
Investitionsbank Darlehen fiir den Wohnungsbau
oder den Wohnungserwerb zu gewahren. Damit
gaben deutsche Steuerzahler ihr Geld erst nach
Brissel ab, um es dann zurlckzuleihen. Und dann
gibt es noch einen Vorschlag des Spitzenkandida-
ten der Sozialdemokraten, Timmermans. Er will
den Kommunen fir sozialen Wohnungsbau EU-
Fordergelder zur Verfigung stellen — eine Forde-
rung, die auf regionaler oder nationaler Ebene bes-
ser vollzogen werden kann.

Eine angemessene Reduzierung des deutschen
EU-Beitrags ware der sinnvollere Vorschlag. So
koénnten die Abgabenlasten in Deutschland sinken.
Der Grundfreibetrag soll im nachsten Jahr auf
9 408 Euro steigen. Um in Hamburg Miete zu zah-
len und zu leben, ist das immer noch zu wenig. Ei-
ne weitere Erhdhung des Grundfreibetrags ware
also sinnvoll und kdme allen Steuerpflichtigen zu-
gute.

(Beifall bei der AfD)

Stimmen Sie also unserem Antrag zu, den deut-
schen EU-Beitrag nicht zu erhéhen, sondern, wenn
moglich, zu senken und eine Reduzierung des EU-
Haushalts anzustreben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Herr llkhanipour, bitte,
Sie haben nun das Wort fiir die SPD-Fraktion.

Danial llkhanipour SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kollegen
der AfD, Sie bringen mich in die Verlegenheit, mich
bei Ihnen entschuldigen zu mussen. Das zeigt,
man ist selbst nicht vor Vorurteilen gefeit. So habe
ich Sie bisher flr ein One-Trick Pony gehalten und
dachte, Sie kdnnten nur ein Thema so schoén po-
pulistisch verpacken. Aber anscheinend sind Sie
breiter aufgestellt und schaffen unseridése Politik
auf den verschiedensten Feldern.

(Beifall und vereinzelt Heiterkeit bei der
SPD)

Nur damit ich Sie richtig verstehe: Sie fordern uns
also mit dem Antrag auf, den Senat aufzufordern,
dass dieser die Bundesregierung auffordert, dass
diese sich nach der EU-Wahl fur eine Haushalts-
kiirzung im EU-Haushalt einsetzt. Ich frage mich
manchmal, ob lhre Leute eigentlich wissen, was
Sie fUr Antrage stellen, zumal Ihre Bundestagsfrak-
tion diesen Antrag hatte stellen kénnen, wenn er
ihr selbst nicht so unangenehm ware, wahrschein-
lich weil er schon fachlich unterirdisch ist und ledig-
lich Rechtschreibfehler das hatten toppen kénnen.

Aber immerhin, er ist politisch spannend, da er so
entlarvend ist. So zeigt sich doch exemplarisch,
dass lhr rechter Zusammenschluss nicht funktio-
niert. Irgendein Land first, wir gegen die, hat eben
Konsequenzen. Und wahrend Sie den Brexit und
den vermeintlichen Erfolg Ihrer Parteifreunde feier-
ten, stellen Sie nun ernlichtert fest, dass dies Kon-
sequenzen hat, und zwar auch finanzielle; willkom-
men in der Realpolitik, verehrte Kollegen. Daher
fordern Sie, pragmatisch, wie Sie sind, kurzerhand
den Haushalt zu senken. Bedenkt man allerdings
die stetig wachsende Bedeutung der EU, vor allem
angesichts der zahlreichen neuen Herausforderun-
gen wie zum Beispiel Migration und Sicherheit,
Themen, die Sie sonst auch so gern anfiihren, ist
es doch unerldsslich, die EU finanziell angemes-
sen auszustatten. Auch hier zeigt sich im Ubrigen
Ihre bestenfalls widerspriichliche, wohl aber eher
scheinheilige Politik, Defizite bei den obigen The-
men anzuprangern und bei erstbester Gelegenheit
der EU die notwendigen Mittel zur Lésung dieser
zu entziehen. Aber keine Sorge, auch das wird
durchschaut. Zudem erwahnt lhr Antrag mit keiner
Silbe die weiteren Themen, die in Angriff genom-
men werden mussen, zum Beispiel Energie, Klima-
politik oder Digitalisierung. Auch das kostet. Und
Sie vergessen scheinbar, dass gleichzeitig die tra-
ditionellen Aufgaben der EU wie gemeinsame
Agrarpolitik, Kohasionspolitik sowie die Foérderung
von Forschung und Innovationen nicht vernachlas-
sigt werden durfen. Sie begreifen also, Ihr Antrag
geht fehl an dieser Stelle. Zudem ignorieren Sie
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komplett, dass aufgrund der Tatsache, dass auch
kiinftig alle Regionen der EU férderungsfahig sind,
auch Hamburg davon sehr stark profitiert — Ubri-
gens Fakten, die auch die Brexiteers ihren Lands-
leuten regelmafig verschwiegen haben, also ahnli-
che Methoden. Und auch die anderen Petita lhres
Antrages machen politisch nur wenig Sinn.

Ich versuche es einmal zu erklaren. Ziel der Koha-
sionspolitik der EU ist es, Konvergenz voranzutrei-
ben, wirtschaftliche, soziale und regionale Unter-
schiede in den Mitgliedsstaaten in Europa zu ver-
ringern. Das macht auch Sinn, denn gerade im
Hinblick auf die laufenden Wirtschaftsreformen in
den Mitgliedsstaaten zu unterstiitzen, spielt dies ei-
ne wichtige Rolle.

(Beifall bei Martin Dolzer DIE LINKE)
— Vielen Dank.

Wenn man jetzt also schauen will, welche Mit-
gliedsstaaten und Regionen wirtschaftlich und
strukturell zuriickliegen, um diese beim Aufschlie-
Ren an den Rest der EU zu unterstiitzen, bleibt
das relative Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt das
wichtigste Kriterium. Fir die Mittelvergabe werden
kanftig jedoch weitere Faktoren wie Arbeitslosig-
keit, Jugendarbeitslosigkeit, Klimawandel und die
Aufnahme von Flichtlingen und Integration dieser
berlcksichtigt werden. Die Wohneigentumsquote,
wie Sie fordern, als MaRstab einzubeziehen, ist al-
lerdings aufgrund des nicht ansatzweise vergleich-
baren Umgangs mit Wohnungseigentum kein ge-
eigneter Maldstab, denn nationalspezifische sowie
historische und auch kulturelle Faktoren beeinflus-
sen diesen und lassen vor allem keine Ruckschlis-
se auf die strukturelle Entwicklung einer Region
zu — koénnten und missten Sie eigentlich wissen.
Tun Sie wahrscheinlich auch; das ist ja das
Schlimme.

(Beifall bei Michael Westenberger CDU)

Kurzum, lhr Antrag ist ein reiner Stammtischan-
trag, der zudem fachlich unsinnig ist und teilweise
Ihrer eigenen Programmatik widerspricht. Er ist ab-
zulehnen. — Ich danke lhnen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr llkhanipour. — Fir die CDU-Fraktion er-
teile ich nun Herrn Westenberger das Wort.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Oelschlager, aus meinem Respekt vor Ihnen als
Abgeordnete werde ich mich jetzt daran halten,
nicht alles, was Sie gesagt haben, zu wirdigen.
Aber hier zu sagen, dass das Bundeskanzleramt
bereits 14 Milliarden Euro in Aussicht gestellt ha-
be — das werden Sie nie belegen kénnen. Das ha-

ben Sie sich entweder ausgedacht oder Sie trat-
schen etwas weiter, was Sie gehért haben; das ist
auf jeden Fall eine politische Lige.

Bevor ich weiter auf das eingehe, was Sie gesagt
haben, wiirde ich gern den verfassungsrechtlichen
Ausflug des Kollegen llkhanipour fortsetzen. Wir
sollen also in die Haushaltsautonomie des Bundes-
tags eingreifen, und zwar Uber das Mittel Bundes-
rat. Sie haben Juristen in lhren Reihen, die hatten
Sie fragen koénnen, und davon gehe ich auch aus;
der Fraktionsvorsitzende wird den Antrag ja ge-
zeichnet haben. In Artikel 109 Absatz 1 Grundge-
setz — das ist gar nicht so schwer zu lesen — steht:

"Bund und Lander sind in ihrer Haushalts-
wirtschaft selbststdndig und voneinander un-
abhangig."

Und dann gibt es diesen alten Satz der juristischen
Ausbildung: Wenn ich nicht weiter weil3, lese ich
einfach weiter.

(Heiterkeit bei Michael Kruse FDP und Ger-
hard Lein SPD)

Nach Artikel 110, das ist eine Norm weiter, wird
der Haushaltsplan der Bundesregierung auch dem
Bundesrat Gbermittelt. So weit sind Sie noch reali-
tatsnah. Und jetzt kommt es dicke: Der Bundesrat
hat namlich nur ein Einspruchsrecht und kein eige-
nes Initiativrecht. Ist auch logisch, denn die Koé-
nigsdisziplin, das Haushaltsrecht des Bundestags,
kann natirlich schwerlich von dieser Landesregie-
rung, moge sie auch noch so schwach besetzt sein
im derzeitigen Falle,

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP — Heiterkeit bei den GRU-
NEN)

betroffen werden.

Kurzum: Wenn Sie das jetzt erst erkannt haben,
sind Sie sichtlich und peinlich berGhrt. Das sehe
ich. Aber ich gehe davon aus, dass zumindest eini-
ge in lhren Reihen genau wissen, welches Spiel
Sie hier betreiben. Sie wollen doch nur eins, die
vermeintlichen Altparteien — mogen sie altklug
sein, aber auch ein gewisses Wissen beherbergen
durch ihre langjahrige Erfahrung — vorfiihren mit
der Argumentation: Wir, die Retter des Hamburger
Steuerzahlers, haben es nicht geschafft, die Alt-
parteien davon abzuhalten, in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung des Bundes die Interessen der Ham-
burger Steuerzahler zu sichern. Das mag auf den
ersten Blick unglaublich erfolgreich sein, dabei ist
es, bitte genehmigen Sie mir das Wort, damlich,
politisch so unglaublich damlich, weil es so un-
glaublich leicht zu durchschauen ist.

Was ich allerdings geschmacklos finde, ist, dass
Sie zum zweiten Mal in diesem Haus die Birger-
schaft daflr instrumentalisieren wollen, um nach
aufden hin zu zeigen: Seht ihr, liebe Bevolkerung,
die grollen Parteien — oder die vermeintlich
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grolRen — in diesem Haus, die hier schon langer sit-
zen, sind grundsatzlich gegen die Interessen Ham-
burgs. Sie haben das vor zwei Wochen probiert mit
Ihrem auch handwerklich ausgesprochen unferti-
gen Antrag zu der Stadtepartnerschaft mit Israel;
da haben Sie ebenfalls versucht, das Haus vorzu-
fuhren. Ich finde das unschicklich, unsittlich und ei-
gentlich auch mit der Wirde dieses Hauses unver-
einbar. — Ich bedanke mich, dass Sie mir zugehort
haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Herr
Westenberger, auch wenn Sie mit den Augen
zwinkern, sollten Sie sich gleichwohl an den parla-
mentarischen Sprachgebrauch halten.

Herr Miiller, Sie haben nun das Wort fir die GRU-
NE Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist schon ein bisschen et-
was dazu gesagt worden, warum wir uns in der
Hamburger Blrgerschaft um das Haushaltsrecht
des Bundestags kimmern sollten. Dartiber kann
man lange diskutieren. Ich habe das Geflhl, Sie
haben hier sehr bewusst ein paar Tage vor der
Europawahl diesen Antrag vorgelegt, um einfach
noch einmal das Thema "Deutschland first" aufzu-
machen. Und ich sage lhnen ganz offen, ich finde,
in diesem Punkt handelt die Bundesregierung rich-
tig. Sie sagt: Wir kdnnen uns vorstellen, einen Teil
der Licke, die der Brexit reiRen wird, zu schlielen.
Das machen wir als Angebot, geben es einmal hin-
ein in die Gemeinschaft. Aber sie hat auch sehr
deutlich gesagt, dass natirlich aufgabenkritische
Kldrzungen im Raum stehen und Uberhaupt nicht
im Raum steht, dass wir alles kompensieren. Und
was ich am besten finde — und das finden Sie ge-
rade nicht so gut —, ist, dass sie mdgliche Zuwach-
se bei der deutschen Zahlung nach Brissel davon
abhangig macht, ob wir die Rechtsstaatlichkeit in
Polen und in Ungarn und in Rumanien ... Und da
werden ja vielleicht noch ein paar andere Dinge
sein. Davon machen wir es abhangig, ob ein Cent
mehr gezahlt wird und dorthin fliet. Denn das wa-
re dann tatsachlich nicht mehr nachvollziehbar:
dass wir in Deutschland etwas ausgleichen, damit
die Zahlungen an die Empfangerlander stabil blei-
ben, sich gleichzeitig aber an die anderen Regeln,
was die Solidaritat betrifft, dann nicht gehalten
wird. In diesem Punkt unterstitze ich die Bundes-
regierung, dass dieser Kurs weitergefahren wird.

Und dazu gehdrt auch die Solidaritat bei der Ge-
flichtetenpolitik in Europa. Wir wissen, dass es die
gleichen Lander sind, die sehr gern bei der Solida-
ritdt — dem Agrarfonds, der Kohadsion und was
auch immer — die Hand aufhalten, aber wenn es
dann zu anderen Themen kommt, sagen: Nein

danke, lieber nicht. Da gehdren sie dann nicht
mehr zu Europa. Das finden wir nicht gut, und wir
finden es richtig, dass wir das mit dem EU-Haus-
halt in Zukunft verbinden. Und das geht nur poli-
tisch, wenn man sagt: Wir haben da auch etwas zu
verteilen, und wer davon etwas haben und profitie-
ren will, muss sich in Zukunft an die Regeln halten.
So. — Es kann auch einmal geklatscht werden; ja.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir GRUNE sind starke Freunde davon und haben
es durchaus in den Raum gestellt, angesichts der
Herausforderungen, vor denen Europa steht, zu
Uberlegen, ob Europa nicht auch eigene Steuern
erheben sollte. Wir haben das Stichwort Digital-
steuer gehabt. Wir haben seit Jahren das Stichwort
Finanztransaktionssteuer, wo wir auch nicht voran-
kommen. Und ich sage Ihnen: Wir missen nicht
immer nur Uber mehr und Kirzungen reden. Wir
mussen auch einmal darlber reden, dass wir nicht
unterschiedliche Unternehmenssteuern in Europa
haben. Dass wir nicht die Situation haben, dass
Apple keine Steuern in Dublin zahlt und Dublin, ob-
wohl der EuGH gesagt hat, diese 13 Milliarden
Euro mussen jetzt bezahlt werden, sagt, nein, wir
wollen die gar nicht haben, aber gleichzeitig sagt,
wir haben aber auch nichts gegen Geld aus dem
EU-Haushalt. Also ich finde, das geht so nicht
mehr. Das ist den Blrgerinnen und Birgern auf
diesem Kontinent nicht langer zu erklaren.

Das ist der Punkt, wo wir gesagt haben: Wir wollen
das neue Europa bauen. Wir missen die
Schwachstellen, die wir haben — weil wir eben
noch nicht fertig sind, aber auf dem Weg sicherlich
zu dem Besten, das wir hier hatten in Europa —,
angehen, damit wir weiter glaubwiirdig bleiben bei
den Freundinnen und Freunden, die Europa hat.
Da mussen wir ran und diese Baustellen richtig an-
gehen und versuchen, sie mit mdglichst vielen in
Europa zu lI6sen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank Herr Miller. — Herr Dolzer, Sie haben nun
das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. — Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Die-
ser Antrag der AfD zeigt, dass ihre Losungsideen
fur die in der EU zum Teil existierenden Probleme
populistisch und gefahrlich sind. Faktisch mdchte
die AfD offensichtlich die Zerstérung der EU durch
eine immer starkere Orientierung auf nationalstaat-
liche Egoismen vorantreiben. Wenn wir uns nam-
lich gerade die Haushaltsverhandlungen der EU
2021/2027 anhoéren, da wurde es thematisiert, was
fir ein Problem das ist, dass durch den Brexit
Haushaltsmittel wegfallen. Und wenn man sieht,
dass die EU in einer Krise ist, in der gerade schwa-
che Regionen abgehangt werden, dann noch zu
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sagen, dass die Haupteinzahler, und darunter
eben auch die Bundesrepublik, weniger einzahlen
sollen,

(Dirk Nockemann AfD: Wir miissen doch alle
sparen!)

wo darum gerungen wird, was Uberhaupt aus den
zu wenigen Mitteln gemacht wird, ist zynisch und
zulasten aller Menschen in der Bundesrepublik und
in der EU. So darf nicht Politik gemacht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist doch genau der Kohasionsfonds, es ist doch
der Europaische Sozialfonds, der Landwirtschafts-
fonds ELER, der Strukturfonds EFRE, durch die
die schwacheren Volkswirtschaften Gberhaupt ge-
stutzt werden und wir die EU zusammenhalten
kénnen. Wenn wir die jetzt noch an weitere Kriteri-
en knupfen, weil wir den Haushalt insgesamt kuir-
zen, weil wir denken, Germany first ... Das ist der
vollige Unfug und volkswirtschaftlich der Bankrott
der EU. Sie wollen die EU so in den Ruin treiben.
Das darf so nicht passieren.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN - Dr. Alexander Wolf AfD: So
ein Unsinn!)

Da kdénnte ich mich wirklich argern, was fir ein
volkswirtschaftlicher Unfug das ist, den Sie da ma-
chen. Es wurde schon gesagt, die Haushaltshoheit
liegt beim Bundestag. Die Logik, die dahinter ist, ist
volliger Unfug.

Und dann noch zu sagen, Deutschland solle jetzt
weniger einzahlen. Deutschland ist momentan ei-
ner der Hauptprofiteure der Europaischen Union.
Wir haben Exportlberschiisse, weil wir durch De-
regulierung und Agenda 2010 Lohnkosten und
Produktionskosten dricken konnten, und viele
Lander im Siden haben Importliberschiisse, aus
diesem Grund. Deutschland profitiert. Das wissen
wir. Deshalb ist die EU in Deutschland auch akzep-
tierter als anderswo. Und die Bevolkerungen rea-
gieren unterschiedlich darauf. In Italien zum Bei-
spiel damit, dass in der Krise Rechtspopulisten ge-
wahlt worden sind. Und Sie wollen genau das wei-
ter beférdern, damit Sie immer weiter sagen koén-
nen:

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Oh, die EU ist schuld und wir missen die national-
staatlichen Egoismen starken. Das ist der vdllig
falsche Weg. Das ist der Weg, der in die Richtung
geht, dass die EU auseinanderbricht und Sie dann,
was Sie vorhin noch abgelehnt haben, sagen: Na
ja, wir wollen ja eigentlich gar nicht aus der EU
austreten, nur als letzter Schritt.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Nein, Ihre Konzepte zielen ganz klar darauf ab, die
EU so zu schwachen und zu zerstdren, dass Sie
sagen kénnen: Na ja, sie funktioniert ja nicht, die

bdsen Volkswirtschaften im Siden Europas be-
kommen es nicht auf die Reihe und wir als
Deutschland kdénnen es nicht kitten. Nein, das ist
unsolidarisch. Das ist respektlos gegeniber denje-
nigen, die die EU auch als Wertegemeinschaft se-
hen und als wirtschaftliche Gemeinschaft, in der
die Starken die Schwacheren mit fordern, sodass
wir ein stabiles Gebilde haben. In diese Richtung
missen wir gehen. lhr Antrag ist zerstoérerisch und
wir lehnen ihn ab.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dolzer. — Frau Dutschke, Sie haben
nun fir die FDP-Fraktion das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Der vorliegen-
de Antrag der AfD ist nichts weiter als ein reiner
Schaufensterantrag zur Europawahl; ich denke,
das ist deutlich geworden.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei André Trepoll CDU)

Der Bundesrat hat im Ubrigen bereits im letzten
Jahr Stellung genommen zur mittelfristigen Finanz-
planung der EU, aber das nur am Rande.

Selbst wenn es zum erwarteten Austritt des Ver-
einten Kodnigreichs kommt: Legen Sie, werte AfD,
doch lhre diffusen Einspar- und Umschichtungs-
vorschlage einmal konkret vor, damit wir nicht im
luftleeren Raum diskutieren missen, wie mit dem
mutmallichen Ausscheiden des Nettozahlers
Grol3britannien haushalterisch umgegangen wer-
den soll. Sie haben ein paar Schlaglichter in lhrer
Rede angesprochen, Frau Oelschlager, in |hrem
Petitum steht das aber alles nicht.

Viel wichtiger ist es aus unserer Sicht, die derzeiti-
ge Zasur der EU-Geschichte, ob mit oder ohne
Brexit, zu einer grundsatzlichen Aufgabenkritik zu
nutzen. Dazu tragt dieser Antrag aber mitnichten
etwas bei. Wichtig ware, sich zu Gberlegen, welche
Aufgaben die EU kinftig zuriickfahrt, welche ver-
starkt werden und auf EU-Ebene organisiert wer-
den sollen und wo Nationalstaaten auch entlastet
werden konnen. Die gemeinsame Auf}en- und Si-
cherheitspolitik ware so ein Thema, denn da brau-
chen wir nicht weniger, sondern mehr Europa.

(Beifall bei der FDP und bei Michael Wes-
tenberger CDU)

Last, but not least: Die Verquickung der niedrigen
Wohneigentumsquote in Deutschland mit dem EU-
Beitrag Deutschlands ist ein ebenso perfider wie
abstruser Winkelzug der AfD. Sie suggeriert, die
EU sei schuld, dass sich in Deutschland relativ we-
nig Menschen ein Eigenheim leisten kénnen oder
wollen, und das ist schlichtweg falsch.
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(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei Michael Westenberger CDU)

Die GroKo in Berlin und die Landesregierungen
mussen und kénnen auch unabhangig vom deut-
schen EU-Beitrag die Wohneigentumsquote in
Deutschland erhéhen.

(Dirk Kienscherf SPD: Mussen wir nicht!)

Wir haben dazu immer wieder Vorschlage unter-
breitet, beispielsweise die Schaffung eines Freibe-
trags fir selbstgenutzte Wohnimmobilien bei der
Grunderwerbsteuer oder eine Vereinfachung des
Baurechts, um das Bauen wieder billiger zu ma-
chen. So geht konstruktiv kritische Opposition,
meine Damen und Herren von der AfD. Was Sie
uns hier vorlegen wollen, ist substanzlose Schau-
fensterpolitik, um zur Europawahl noch einmal ein
bisschen Prasenz zu erlangen. Das ist traurig und
wir gehen da nicht mit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dutschke. — Herr Dr. Wolf, Sie haben
nun fur die AfD-Fraktion das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Ich mdchte nur
zwei Punkte kurz richtigstellen; es gabe einige
mehr.

Der eine ist: An den haufig unsachlichen Ausfih-
rungen der anderen Fraktionsvertreter zeigt sich
einmal mehr, es wird Kritik an bestimmten Einzel-
punkten bewusst missverstanden als Kritik an
Europa. Nichts ist falscher als das. Wenn man aus
Sicht der Steuerzahler kritisiert, Ausgaben haben
ndchtern gerechnet zu werden, und wenn der
Raum der EU kleiner wird, wenn ein Volk von fast
60 Millionen ausscheidet, sollte der Etat dann auch
entsprechend verringert und nicht einfach weiter
wie bisher gehalten oder gar erhdéht werden, dann
ist das eine nuchterne Analyse und hat Uberhaupt
nichts mit Europafeindschaft zu tun. Also lassen
Sie diesen Quark, sachliche Kritik an Europa im-
mer als Europafeindschaft darzustellen.

Und der andere Punkt: Wenn ein Herr Oettinger,
EU-Haushaltskommissar aus Deutschland, trotz
des Brexits einen Etatentwurf vorlegt, der einen
deutlichen Anstieg der Ausgaben vorsieht, und da-
bei noch aulert, dass auf Deutschland pro Jahr
Mehrausgaben in der Groftenordnung von 11 oder
12 Milliarden Euro zukommen wirden, dann ist
das ein Punkt, den man sehr wohl kritisieren kann
und sollte.

Und jetzt mache ich mir einmal den Spalf3, mich
hier bewusst auf den oOsterreichischen Bundes-
kanzler Kurz zu beziehen, der gerade das kritisier-
te und festhielt, die EU nach dem Brexit solle

schlanker, sparsamer und effizienter werden. Ge-
nau das bezwecken wir mit unserem Antrag. Das
ist der Kern der Sache. Darlber sollten wir spre-
chen und nicht Uber all die Scheinargumente, die
Sie vorgeschoben haben, nur um sich mit diesen
sachlich-inhaltlichen Punkten nicht auseinander-
setzen zu mussen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Wolf. — Ich verstehe den Pfiff, der
eben ertdnte, nicht als Wortmeldung, sehe auch
keine weiteren Wortmeldungen, sodass wir zur Ab-
stimmung kommen kénnen.

Wer also mochte zunachst die Drucksache
21/17129 an den Europaausschuss Uberweisen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung mit grolker Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung in der Sache.

Wer den AfD-Antrag aus der Drucksache 21/17129
annehmen mdochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist der Antrag auch in der Sache abgelehnt.

Ich rufe den Punkt 20 auf, Bericht des Europaaus-
schusses: Arbeitsprogramm 2019 der Europai-
schen Kommission und Vereinbarung zwischen
der Birgerschaft und dem Senat Gber die Konsul-
tation der Birgerschaft im Rahmen der Subsidiari-
tatsprufung nach Artikel 6 des Protokolls Uber die
Anwendung der Grundsatze der Subsidiaritat und
der Verhaltnismafigkeit.

[Bericht des Europaausschusses zum Thema
"Arbeitsprogramm 2019 der Europaischen
Kommission" (Selbstbefassungsangelegen-
heit)

und uber die Drucksache 21/15592: Vereinba-
rung zwischen der Biirgerschaft der Freien und
Hansestadt Hamburg und dem Senat der Freien
und Hansestadt Hamburg liber die Konsultati-
on der Biirgerschaft im Rahmen der Subsidiari-
tatspriifung nach Artikel 6 des Protokolls liber
die Anwendung der Grundsatze der Subsidiari-
tat und der VerhiéltnismaRigkeit (Drs. 19/8560
und 20/3243) — Auswertung des Arbeitspro-
gramms der Europdischen Kommission 2019 —
(Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft)

— Drs 21/16958 -]

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr llkhani-
pour, Sie haben es fir die SPD-Fraktion.

Danial llkhanipour SPD: Alles im Zeichen Euro-
pas heute. — Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
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ten Damen und Herren! Am 26. Mai, also in vier
Tagen, wahlen wir das Europaparlament.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Hort, hort!)

Und wahrend bei den vergangenen Europawahlen
diese Wahl — auch damals schon zu Unrecht — ein
Schattendasein fristete, schauen dieses Mal alle
auf Europa.

Wie wichtig diese anstehende Wahl und eine star-
ke EU sind, wurde einmal mehr im Rahmen der
Selbstbefassung des Europaausschusses mit dem
Arbeitsprogramm der Europadischen Kommission
deutlich. So sind die Herausforderungen, denen
wir uns stellen mussen, schon seit Langem nicht
mehr auf der Nationalstaatsebene zu I6sen.

Herausforderungen wie der Klimawandel. Seit Mo-
naten gehen vor allem junge Menschen auf die
Stral’e, um im wahrsten Sinne flr lhre Zukunft auf
dieser Welt zu kdmpfen. Forscher sagen, dass wir
nur noch ein kleines Zeitfenster haben, um den Kii-
mawandel in den Griff zu bekommen. Doch das
schaffen wir nur gemeinsam. Wir brauchen also ei-
ne europaische Klimapolitik.

(Beifall bei S6ren Schumacher SPD)

Herausforderungen wie die Migration, die wir nur
gemeinsam l6sen kénnen, damit diese unertragli-
che Situation endlich ein Ende hat, die allen unse-
ren humanistischen Werten widerspricht.

Herausforderungen der Digitalisierung, die auch
vor den Nationalgrenzen nicht haltmacht.

Aber auch wirtschaftspolitisch blast uns ein schar-
fer Wind entgegen, nicht zuletzt von Verbiindeten
und Partnern. Um mit China und den USA auf Au-
genhohe und unter Wahrung unserer Werte ver-
handeln zu kénnen, missen wir gemeinsam agie-
ren. Denn ja, wir befinden uns auch im Wettkampf
der Wertesysteme, das wird nur allzu oft verdrangt.
Umso bedauerlicher ist es, wenn man bedenkt, wie
viel Kraft im Rahmen des Brexits verschwendet
worden ist und wird, von den Folgen ganz zu
schweigen.

Und angesichts der gefuhrten Debatte in der Aktu-
ellen Stunde missen wir uns auch hier ehrlich ma-
chen: Ja, Europa hat Feinde von aul3en — vor al-
lem aber welche von innen.

(Dirk Nockemann AfD: Die EU, nicht Euro-
pal)

Diejenigen, die die Errungenschaften der letzten
Jahrzehnte zurtickdrehen wollen, um in Kleinstaa-
terei zu verfallen — Sie fuhlen sich gleich angespro-
chen, ich merke es schon —, diejenigen, die Un-
wahrheiten verbreiten, um sich auf dem Riicken
anderer zu profilieren, aber auch diejenigen, die
auf Probleme und bestehende Schwachen hinwei-
sen, ohne jedoch konstruktiv an Lésungen mitar-
beiten zu wollen.

Ja, Europa steckt auch in der Krise. Doch wahrend
die einen nur destruktiv agieren wollen, nehmen
wir die Herausforderungen an. Denn trotz aller Er-
rungenschaften, meine Damen und Herren: Wir
mussen besser werden. Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten kampfen fir ein soziales
Europa, ein Europa fiir alle Generationen, in dem
jede Frau und jeder Mann das Recht hat, in Wirde
zu leben und alt zu werden. Hierzu gehdren be-
zahlbarer Wohnraum, gute Pflege, Gesundheits-
vorsorge, gute Offentliche Infrastruktur und lebens-
lange Bildung.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge
GRUNE)

Ein Europa ohne Kinderarmut, ein Europa mit fai-
ren Mindestlohnen, die nicht in Armut flihren; ein
faires Europa. Wir sind zutiefst davon Uberzeugt,
dass wir fir einen langfristigen inneren Frieden
Europas ein soziales und gerechtes Europa schaf-
fen missen und werden, denn so und nur so wer-
den wir den aktuellen Herausforderungen trotzen
und unsere vergangenen Erfolge eine Zukunft ha-
ben.

Apropos Frieden, meine Damen und Herren: Gera-
de in einer Zeit, in der die Weltordnung, wie wir sie
kennen, infrage gestellt wird, ist Europa die Ant-
wort. Als Friedensprojekt innerhalb der europai-
schen Staaten erfolgreich, erwachst die Verantwor-
tung, sich international starker fir den Frieden ein-
zusetzen und die diplomatischen Fahigkeiten zu
nutzen, die wir in den letzten Jahren ausgebaut
haben. Aber auch in der Aufienpolitik sollten wir
uns nicht mit dem Status quo zufriedengeben.
Stellen Sie sich doch flr einen Moment ein Europa
mit einer gemeinsamen AufRen- und Sicherheitspo-
litik vor. Wie viel kdnnten wir bewegen, wie viel
mehr Gewicht hatten wir auf internationaler Ebene,
wenn wir fir ein geschlossenes und einiges Euro-
pa mit einer Stimme sprechen wirden. Meine Da-
men und Herren, wir wollen mehr Europa wagen.
Seien Sie dabei.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr llkhanipour. — Herr Westenberger, Sie
haben nun das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielleicht
noch einmal zur politischen Richtigstellung dessen,
was der Kollege Dr. Wolf von der AfD gerade ge-
sagt hat. Ich méchte dazu einen Satz zitieren von
Herrn Gauland auf dem Bundesparteitag in Riesa.
Er bezeichnete die EU als "korrupten, aufgeblah-
ten, undemokratischen und latent totalitaren Appa-
rat", er gehore ... Den Rest mdchte ich jetzt nicht
weiter vorlesen. Wenn Sie sich also hinstellen und
sagen, dass Sie eine hdchst freundschaftliche, ja
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schon fast erotische Beziehung zu Europa hatten,
dann nehme ich Ihnen das nicht mehr ab, und ich
bin einmal gespannt, wie Sie den Rest des Tages
hier politisch Uberleben wollen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der LINKEN und der
FDP)

Wer die Drucksache gelesen hat — und das tun wir
ja hin und wieder einmal, auch wenn das schon
massiv viel ist, was wir als Halbtagspolitiker auf
den Tisch bekommen —, sieht, dass die EU-Rats-
prasidentschaft von Rumanien sich besonders mit
dem Thema der informationellen Selbstverwaltung
und Selbstbestimmung durch die einzelne Biirge-
rin, den einzelnen Blrger unseres Europas in Ver-
bindung gesetzt hat. Und wer mir vorhin zugehért
hat, wei®, dass wir auch aufgrund der Europai-
schen Menschenrechtskonvention bereits das
Recht der informationellen Selbstbestimmung als
Grundrecht in der Europaischen Menschenrechts-
konvention haben. Wir scheitern jedoch regelma-
Rig an der Umsetzung 6ffentlichen Rechts, daran,
dass wir selbst kaum Herrscher der Umsetzung
des offentlichen Rechts sein kdénnen. Server ste-
hen in den Vereinigten Staaten oder an anderen
Orten, und hin und wieder héren wir auch als Mit-
glieder des Eingabenausschusses: Ab jetzt endet
die Mdoglichkeit einer hamburgischen Verwaltung.
Umso mehr ist es doch sinnvoll, dass wir uns auf
europaischer Ebene ... Und es geht doch nur ge-
meinsam. Oder will etwa ein einzelnes Land den
Versuch unternehmen, sich mit den Vereinigten
Staaten von Amerika oder der Republik China in
Verbindung zu setzen, um dort wirtschaftliche, pri-
vate und politische Macht an eine Kette zu setzen?
Wir sind doch eigentlich, um die Interessen unse-
rer einzelnen Birgerinnen und Birger auch gerade
in einer sich immer weiter digitalisierenden Welt zu
vertreten, angehalten als Européer, uns uber Frei-
handelsabkommen und Uber Vertrage, auch zwi-
schen den einzelnen Wirtschafts- und politischen
R&umen, miteinander zu verbinden.

Deswegen kann ich nur an die beiden Fraktionen
appellieren, die sich in diesem Haus bislang sehr,
sehr schwergetan haben mit der intellektuellen ...
ja, sagen wir einmal so: Uber die Klippe zu sprin-
gen und sich dem Thema Freihandel Uberhaupt
ein bisschen freundschaftlich anzunahern. Ich
glaube, Herr Trump zeigt uns jetzt, wie sinnvoll es
gewesen ware, mit der Regierung Obama zumin-
dest noch in ein Vorvertragsverhaltnis einzutreten.
Damit hatten wir uns viele, viele Twitter-Zeilen er-
spart, viel Aufregung, und er hatte den Wirt-
schaftsprozess zwischen den Vereinigten Staaten
von Amerika und Europa nicht auf dieses Mal} ge-
bracht, auf dem wir jetzt sind.

(Beifall bei Gert Kekstadt und Hansjérg
Schmidt, beide SPD)

— Das ist wirklich sehr, sehr reizend.

Also, wir brauchen ein gemeinschaftliches Europa,
um eben auch dort Marktmacht in Leitplanken zu
setzen, wenn wir es auf unserem deutschen und
europaischen Boden nicht mehr hinbekommen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Westenberger. — Herr Gozay, Sie er-
halten nun das Wort fir die GRUNE Fraktion.

Murat Gézay GRUNE:* Frau Préasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegen!
Bevor ich einige Punkte zum Arbeitsprogramm sa-
gen — es wurde von meinen beiden Vorrednern
schon einiges erwahnt —, méchte ich die Gelegen-
heit nutzen, mich bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Senatskanzlei, aber auch bei den Mit-
wirkenden und Organisatoren der gerade vergan-
genen Europawoche zu bedanken, die sich in den
Veranstaltungen der letzten Woche engagiert und
sich flr Europa eingesetzt haben. Unter dem Motto
"Mein Europa" hat die Freie und Hansestadt Ham-
burg ihre traditionelle Europawoche letzten Sonn-
tag offiziell beendet. Es gab spannende Gespra-
che und es wird wahrscheinlich auch noch viele
weitere geben, aber wichtig ist, dass wir Uber die
neuen Aspekte von Europa diskutiert haben.

In diesem Jahr fiel erstmals die Fastenzeit Rama-
dan mit der Europawoche zusammen, und im Fas-
tenbrechen wurden auch sehr viele europaische
Themen diskutiert: mit Christen, mit Juden, mit
Moslems, Buddhisten, mit anderen Glaubensrich-
tungen. Jetzt fragt sich naturlich der eine oder an-
dere: Was hat der Ramadan mit der Europawoche
zu tun? Er hat viel damit zu tun, namlich insoweit,
dass in Deutschland, im Zentrum Europas, Religi-
onsfreiheit und Kultur in Frieden, Toleranz, Re-
spekt und im Dialog miteinander ausgelebt werden
kénnen. Das ist mein Verstandnis von meinem
Europa, und darauf bin ich stolz.

(Beifall bei der SPD)

Auch die "Lange Nacht der Konsulate", die morgen
stattfindet — das wurde hier noch nicht erwahnt —,
bietet unseren Hamburgerinnen und Hamburgern
die Gelegenheit, mit den Diplomaten in ein offenes
Gesprach zu gehen. Ich nenne Polen als Beispiel.
Das polnische Generalkonsulat, zu dem viele Men-
schen gehen werden, bietet die Gelegenheit, kri-
tisch Uber einige Punkte, die meine Kollegen ge-
nannt haben, zu diskutieren. Das sind Themen, die
wir in der "Langen Nacht der Konsulate" aufgreifen
kénnen; eine Besonderheit in Hamburg.

Kommen wir aber zu der Europawahl und der Be-
zirkswahl in der nachsten Woche. Ich habe in den
vergangenen Jahren noch nie — und ich glaube,
das koénnen Sie bestatigen — so viele junge Men-
schen gesehen, die sich fir Europa und fir den
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Klimaschutz interessieren. Es geht um die Solidari-
tat Europas. Ich glaube, dass diese jungen Men-
schen mit den Initiativen "Pulse of Europe" und "Fri-
days for Future" ihre Politikverdrossenheit endlich
einmal unter Beweis gestellt haben. Sie zeigen,
dass Europa fir sie wichtig ist und sie sich flur
Europa einsetzen kdnnen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Im Arbeitsprogramm der Europaischen Kommissi-
on "Versprechen einlésen und unsere Zukunft ge-
stalten" gibt es zahlreiche Themen, die wichtig flr
Hamburg sind und die wir, so glaube ich, in den
kommenden Jahren in den Ausschissen und in
der Burgerschaft debattiert werden. Die inhaltli-
chen Schwerpunkte liegen dabei im Bereich der
grinen Kompetenz: Nachhaltigkeit, Energie, Klima
und Umwelt. Es gibt natlrlich weitere Programme,
die auch wichtig sind, aber das sind eben die
Punkte, die gerade im Mittelpunkt stehen. Und das
sind auch die Themen, fiir die wir GRUNE uns in
den nachsten Jahren hier in Hamburg und in Euro-
pa einsetzen wollen.

Was bedeutet das in der Praxis? Fir Europa: Wir
wollen bis 2050 die erste CO»-neutrale Wirtschafts-
zone werden. Wir wollen, dass 2050 mehr Fische
im Meer schwimmen als Plastik. Wir wollen, dass
bis 2050 Klimaneutralitat erreicht wird und wir dazu
beitragen, die Erderwarmung unter 2 Grad zu hal-
ten.

Fir Hamburg: Wir mochten ab 2030 keine Kohle-
warme mehr in Hamburgs Fernwarmeleitung; Initi-
ative "Tschiss Kohle". AuRerdem wollen wir im
Containerterminal Altenwerder bis 2020 alle Die-
selfahrzeuge mit Batterien und Elektromotoren
ausstatten, 18 Stromtankstellen fiir die Fahrzeuge
installieren und Strom aus Sonne und Wind gewin-
nen. Das bedeutet mehr saubere Luft fir die Ham-
burgerinnen und Hamburger, flr die Tiere, aber
auch fur die Umwelt.

Das sind nur einige Beispiele, die wir fliir Hamburg
und Europa in den nachsten Jahren einlésen wer-
den. In diesem Sinne: Hamburg ist Europa und
Europa ist die Zukunft Hamburgs. — Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gozay. — Ich erteile jetzt das Wort an
Herrn Dolzer flr die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. — Wer ein vereintes und solidarisches
Europa anstrebt, in dem die Menschen respektvoll
zusammenleben und respektvoll miteinander um-
gehen, muss rechte Stimmungsmache bekampfen
und die Grundlagen fiir sozial gleiche Rechte so-
wie den Ausgleich der Unterschiede zwischen den

Regionen legen. Nur wenn wir zulassen und auch
gefordert wird, dass sich die Volkswirtschaften zum
Beispiel in Griechenland, Spanien, Portugal und
Italien und in weiteren Landern wirklich entwickeln,
wird die EU aus der Krise kommen. Die Austeri-
tatspolitik der EU, das wurde in dem Gesprach mit
Herrn Kuhnel und der Diskussion um das Arbeits-
programm der Europaischen Kommission deutlich,
und die Konzentration der Macht in Kommission
und Rat fuhren in die Sackgasse. Es ist wichtig,
dass das Parlament wesentlich mehr Impuls- und
Kontrollrechte bekommt, denn das Parlament sorgt
daflir, dass Europa und die EU fir die Menschen
gestaltet werden kann. Kommission und Rat ver-
hindern das immer wieder zugunsten der Durch-
setzung von Interessen der grof’en Konzerne.
Deshalb miussen wir das Parlament starken, wenn
wir die EU starken und erhalten wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

AuRBerdem muss sich einiges an der politischen
Ausrichtung der EU andern. Eine friedliche AuRen-
politik ist essenziell, um die EU nicht in Konkurrenz
zu weiteren Akteuren zu treiben, sondern wirklich
als Friedenskraft zu starken. Dazu muss erstens
eine andere Aulienpolitik betrieben und nicht wei-
ter aufgeristet werden. Nicht zu gucken, dass man
eine gemeinsame Verteidigungsunion erreicht,
sondern dass man eine gemeinsame Friedensuni-
on hinbekommt, ist unser Ziel.

(Beifall bei der LINKEN)

Und dazu missen Ristungsexporte gestoppt wer-
den und andere Malregeln gesetzt werden, als es
momentan getan wird.

In dem Gesprach mit Herrn Kiihnel wurde zudem
klar, dass die EU-Kommission in keinem Punkt ei-
ne Politik gegenlber diktatorischen Regimen, zum
Beispiel der Regierung Erdogan, auch nur an-
denkt. Sie denkt nicht nur nicht dartiber nach, dass
es vielleicht notwendig waére, gezielt politischen
Druck auf eine Regierung auszuiben, die Men-
schenrechte mit FiiRen tritt, in deren Gefangnissen
gefoltert wird, die volkerrechtswidrig in Afrin ein-
marschiert, gemeinsam mit islamistischen Kraf-
ten — Herr Kihnel hat es gesagt: Die EU-Kommis-
sion sieht es nicht als notwendig an, da mehr
Druck aufzubauen. So kann das nicht weitergehen.
Da muss sich die EU ebenfalls andern.

Die Europaische Union ist momentan in einer
schweren Krise, das sehen wir am Brexit, das se-
hen wir an den Entwicklungen in Italien. Da mis-
sen wir einfach umdenken. Wir wollen ein soziales
Europa. Wir wollen ein Europa, in dem Klima eine
Rolle spielt, Frieden eine Rolle spielt und die Rech-
te der Menschen und nicht die Rechte der Konzer-
ne im Mittelpunkt stehen. Deshalb ist viel Arbeit zu
tun. Das mussen wir immer wieder diskutieren und
das werden wir auch in Zukunft in den Diskussio-
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nen mit den Vertretern der Kommission und des
Arbeitsprogramms der Kommission tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dolzer. — Das Wort erhalt nun fir die
FDP-Fraktion Frau Nicolaysen.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir haben
uns im Ausschuss intensiv mit dem Arbeitspro-
gramm der Europdischen Kommission auseinan-
dergesetzt. Viele Punkte wurden bereits angespro-
chen. Ich mdchte an dieser Stelle noch einmal auf
die Errungenschaften fiir den Frieden in Europa
hinweisen. Das ist ein Verdienst der Europaischen
Union.

Europa ist eine Gemeinschaft der Werte und des
Rechts. Trotzdem gibt es noch sehr viel zu verbes-
sern. Daran muissen wir gemeinsam auf allen Ebe-
nen arbeiten.

(Beifall bei der FDP)

Klar ist, dass auch die bilateralen Beziehungen der
Europaischen Union, zum Beispiel zu Japan und
Kanada, eine zunehmende Bedeutung haben, das
wurde nicht nur im Gesprach mit den Vertretern
der Europaischen Kommission deutlich. Nicht zu-
letzt Hamburg als Handels- und Hafenmetropole
profitiert davon, insgesamt ist es flr Europa sehr
wichtig, sich mit Partnern zu verbinden, die diesel-
ben Werte wie Menschenrechte und eine pluralisti-
sche Demokratie verfolgen. Das hat Herr Kiihnel
von der Europaischen Kommission im Europai-
schen Haus am 21. Marz dieses Jahres in Berlin
sehr gut hervorgehoben.

Meine Damen und Herren! Im Zuge der bevorste-
henden Europawahl sollten wir nicht vergessen,
dass Presse- und Meinungsfreiheit unverzichtbare
Voraussetzungen fir Demokratie, Freiheit und
Rechtsstaatlichkeit in Europa sind.

(Beifall bei der FDP)

Aktuell erleben wir beides in einigen Landern der
Europaischen Union als bedroht, zum Beispiel in
Polen und in Ungarn. Wir Freie Demokraten sehen
diese Freiheiten als wesentlich an fir das Zusam-
menleben und die Gemeinschaft der Europaischen
Union und fir die Gestaltung der Zukunft fir die
junge Generation. Dafiir lohnt es sich, auch auf
Landesebene fir Europa zu kampfen. Meine Da-
men und Herren, gehen wir die notwendigen Pro-
jekte gemeinsam mit den Institutionen weiter an,
auch fir die jungen Menschen. Das betrifft den
Breitbandausbau, 5G-Funktechnologie und die
Forderung der Zusammenarbeit von Universitaten
in verschiedenen europaischen Landern. Dafir
setzen wir Freie Demokraten uns ein.

Und zum Brexit: Wir missen alles Notwendige tun,
um den hier lebenden Biirgern des Vereinigten Ko6-
nigreichs eine positive Bleibeperspektive zu er-
moglichen, egal wie der Ausgang dann sein wird.
Voraussetzung ist: Hamburg muss weiter auf alle
Varianten des Austritts vorbereitet sein. Dazu ge-
hort auch, die Auslédnderbehdrden in den Bezirken
auf einen ungeregelten Austritt vorzubereiten. Wir
brauchen eine klare Strategie in enger Ab-
stimmung mit dem Bund und der Europaischen
Union.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns Europas
Chancen nutzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Nicolaysen. — Das Wort erhalt nun fur
die AfD Herr Dr. Wolf.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Da wir heute
schon mehrfach Giber das Thema Européaische Uni-
on und bevorstehende Wahlen gesprochen haben,
fasse ich mich kurz, beschranke mich auf drei
Punkte.

Erstens zum Thema Brexit. Kurze Erinnerung: Die
Briten stimmten nicht etwa fir einen Austritt aus
der Europaischen Union, weil sie Sorge hatten vor
einem angeblich steigenden Nationalismus, einem
Rechtsruck oder Populismus in Europa, sondern
sie sahen, wohin eine unkontrollierte und oftmals il-
legale Einwanderung ins Land fuhrt. Deswegen fiel
die Entscheidung so aus, wie sie ausfiel. Punkt
eins.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Das ist aber
reichlich verkdrzt!)

Zwei Punkte zu dem Aktionsplan der Europaischen
Union und der Anhdrung von Herrn Kihnel, dem
Vertreter der Europaischen Kommission in
Deutschland.

Erstens ist anzusprechen der Aktionsplan der EU-
Kommission, um auf die sogenannten Desinformati-
onskampagnen aufmerksam zu machen. Mit Face-
book und Co. sei ein freiwilliger Verhaltenskodex

vereinbart worden, hiel} es im Europaausschuss.

Hier schrillen bei mir alle Alarmglocken, denn da ist
potenziell die Freiheit der Rede und der Informati-
on bedroht.

Dritter Punkt: Anders als Herr Kihnel ausflhrte,
bin ich nicht fur eine Ausweitung der Mehrstimmig-
keitsentscheidungen im Europdischen Rat; er
sprach ausdricklich die Bereiche Steuern, Sozial-
und Auenpolitik an. Das ist natlrlich verstandlich
aus der Binnensicht der EU-Kommission. Ich bin
vielmehr der Meinung mit meiner Partei, dass die-
se Punkte so essenziell sind, dass es dort beim
Einstimmigkeitsprinzip bleiben sollte, denn sonst
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steigt nicht die Akzeptanz der Europaischen Union,
sondern sie wird vermindert und droht Schaden zu
nehmen.

Und ganz zum Schluss noch ein kurzes Wort zu
Herrn Westenberger. Sie sprachen dort von mir
und einem mdoglicherweise erotischen Verhaltnis
zur Europaischen Kommission oder zu Europa.

(Dennis Gladiator CDU: Keine Bilder!)

Ich habe kein erotisches Verhaltnis zu irgendeiner
Institution und versuche das rein sachlich zu neh-
men; ich wirde diesen Begriff des erotischen Ver-
haltnisses auf Personen ausschlielllich begren-
zen. — Vielen Dank.

(Beifall bei Andrea Oelschléger AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Wolf. — Das Wort erhalt nun der
fraktionslose Abgeordnete Herr Dr. Flocken. Herr
Dr. Flocken, ich weise Sie darauf hin, dass Sie
noch eine Redezeit von 4 Minuten und 4 Sekun-
den haben.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Drei
Punkte. Ich hatte schon in der Aktuellen Stunde
darauf hingewiesen, dass es unklar ist, warum Sie
hier stdndig Europa und EU durcheinanderbringen.
Ist das ein Trick? Ist das Bdswilligkeit? Oder ist es
einfach Naivitat? Ist es Unkenntnis dessen, was ei-
gentlich Europa ist? Ich will lhnen nicht unrecht tun
und erst einmal Letzteres annehmen.

Europa, das ist der Kontinent, der seit 700 Jahren
und schon zuvor in der Antike die Welt beeinflusst
hat in einer Weise, wie es der Rest der Welt umge-
kehrt Uberhaupt nicht gemacht hat, der einen un-
glaublichen Reichtum an Kultur, an Wissenschaft
und vor allen Dingen in der Aufklarung den Gedan-
ken von Freiheit und Unabhangigkeit des Men-
schen hervorgebracht hat. Das hat es so nur in
Europa gegeben. Und das, was Sie immer damit
durcheinanderwerfen, die EU, ist eben das, was in
dem Zitat von Dr. Gauland zur Sprache gekommen
ist. Mit einer Impertinenz, die mich wirklich frappiert
— am deutlichsten wurde es bei Herrn Westenber-
ger —, werden diese Begriffe immer durcheinander-
gebracht.

Zweiter Punkt. Die Verdienste der EU werden stan-
dig gepriesen: der Frieden, die Wirtschaft, die Rei-
sefreiheit, sowohl fir Touristen als auch fir Ar-
beitssuchende.

(René Gégge GRUNE: Haben Sie es jetzt
verstanden?)

Nichts davon ist wahr. Den Frieden haben die NA-
TO und die EG, vorher die EWG, Uber 40 Jahre
gesichert in Europa, der ist nicht durch die EU ent-
standen. Ebenso das Wirtschaftswachstum, das
natirlich durch die Marktwirtschaft gekommen ist.

Und die Reisefreiheit hatten wir vorher auch. Viel-
leicht nicht ganz so bequem, aber ich habe vor
Grindung der EU sieben Jahre im europaischen
Ausland, zum Teil auRerhalb der EG, gearbeitet
und nie ein Problem gehabt — au3er mit den Ge-
bieten, die von der SED beherrscht waren. Da ha-
be ich es nicht geschafft, hinzukommen und zu ar-
beiten.

Dritter Punkt, und ich bin Herrn Mdiller dankbar,
weil ich nicht gedacht hatte, dass das jemand so
deutlich hier aussprechen wirde. Ich versuche es
noch einmal zu paraphrasieren. Herr Muller hat
doch letztlich gesagt: Wir oder die EU brauchen
viel, viel, viel Geld, um mit diesem Geld Lander,
die andere Vorstellungen von Freiheit und Unab-
hangigkeit und Menschlichkeit haben als wir, zu er-
pressen.

(Farid Miiller GRUNE: Werteunion!)

Lander, in denen die Unabhangigkeit der Justiz
und der Presse auf keinen Fall starker bedroht sind
als in diesem Land. Dafir bin ich lhnen sehr dank-
bar, dass Sie das in der Deutlichkeit gesagt haben,
Herr Muller. — Vielen Dank.

(Farid Miiller GRUNE: Gern!)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Wenn
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, und ich
sehe keine, stelle ich fest, dass die Biirgerschaft
den Bericht des Europaausschusses aus Drucksa-
che 21/16958 zur Kenntnis genommen hat.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 37,
Bericht des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2019/2020, Einzelplan 7, Nachbewilligung nach
Paragraf 35 LHO: Verlangerung der U-Bahn-Linie
U4 auf die Horner Geest.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/16649:

Haushaltsplan 2019/2020 — Einzelplan 7 Behor-
de fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
Nachbewilligung nach §35 Landeshaushalts-
ordnung

Verlangerung der U-Bahn-Linie U4 auf die Hor-
ner Geest (Senatsantrag)

— Drs 21/17122 -]

Wer wiinscht das Wort? — Herr Schmidt, Sie haben
es fur die SPD-Fraktion.

Hansjorg Schmidt SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der heutige Tag
ist ein Auftakt, der Auftakt fur den gréf3ten Schnell-
bahnausbau in der verdichteten Stadt, wie wir ihn
seit langer, langer Zeit in Hamburg erlebt haben.
Es ist ein Signal, dass wir es ernst meinen mit
dem, was wir seit mehreren Jahren erzahlt haben:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17122
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dass wir in dieser Stadt den Schnellbahnverkehr
ausbauen wollen. In der gesamten Stadt. Und in
Horn machen wir damit den Anfang.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen ist es wichtig, dass wir den Menschen
in Steilshoop, in Osdorf und entlang der U5 sagen:
Schaut hin, wie der Ausbau bisher 1auft. Wir haben
in Oldenfelde angefangen, eine neue U-Bahn-Sta-
tion in das bestehende Gleis hineinzusetzen, was
wunderbar funktioniert hat, und wir werden jetzt in
der Horner Geest mit der U4 eine bestehende Linie
verlangern. Und das, wie gesagt, ist auch ein Sig-
nal an den Rest der Stadt.

Wir werden heute Uber 400 Millionen Euro be-
schlieBen. Das ist verdammt viel Geld, gar keine
Frage, aber es ist auch verdammt gut investiertes
Geld in einen Stadtteil, der es allemal wert ist, dass
dort viel passiert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und es ist gut angelegtes Geld in den OPNV und
natirlich auch in die Umwelt. Denn wir alle haben
hier immer wieder in den letzten Jahren diskutiert,
wie wir saubere Luft in unserer Stadt hinbekom-
men: naturlich nur, wenn wir den schienengebun-
denen OPNV ausbauen und damit noch mehr
Menschen vom Individualverkehr auf ein Massen-
transportmittel bewegen.

Fur Horn ist das ein grof3er Schritt. Sie haben je-
manden vor sich, der mehr als die Halfte seines
Lebens auf der Horner Geest gelebt hat. Ich bin im
Spliedtring gro® geworden, einer Seitenstralle der
Dannerallee, wo die U4 zunachst ihr Ende finden
wird. Ich weil’, was es bedeutet, die Manshardt-
stral’e in einem Bus entlangzufahren, der haufig
Uberfllt ist, sodass man mit einem Kinderwagen
oder einem Rollator nicht hineinkommt; er ist
manchmal so extrem voll, dass das wirklich Proble-
me gibt. Das ist flr den Stadtteil ein Riesengewinn.
Es werden damit unmittelbar 13 000 Menschen an
die U-Bahn angebunden und dariber hinaus noch
weitere Kreise gezogen, weil die bestehenden
Buslinien dann natirlich auch Zulieferer fir diese
neue U-Bahn-Strecke sein werden. Insofern wer-
den von diesem Projekt viele, viele Menschen im
Hamburger Osten profitieren, und deswegen ist
das ein grof3er Schritt, den wir heute gehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Selbstverstandlich gibt es eine Diskussion im
Stadtteil: Wie wollt ihr das denn eigentlich ma-
chen? Das ist ein hochverdichteter Stadtteil, und
es ist kein einfaches Unterfangen, dort eine
U-Bahn in die bestehende Struktur hineinzusetzen.
Wir diskutieren seit Langem im Stadtteil die Fra-
gen: Wie geht es mit der Baumfallung und den
Grinausgleichen? Das ist in den Ausschissen dis-
kutiert worden und man sieht es in der Drucksa-
che, dass die Baume selbstverstandlich ausgegli-

chen werden, und zwar mehr als die, die jetzt dort
sind.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wo haben Sie
das denn her?)

Es gibt natirlich auch die Fragen: Wie macht ihr
das mit dem Baustellenverkehr? Wie werden die
Menschen rechts und links der Wegstrecke ange-
bunden werden? Ich habe den letzten grofl3en
U-Bahn-Ausbau noch miterlebt, den wir im Ham-
burger Osten hatten, namlich die Verlangerung der
U3 zur Steinfurther Alle und nach Mimmelmanns-
berg. Auch das erfolgte in eine bestehende Struk-
tur hinein. Die Bauzeit war sehr lang, aber die un-
mittelbare Betroffenheit der Anwohnerinnen und
Anwohner dann doch ein (berschaubarer Zeit-
raum. Denn wenn erst einmal der Deckel auf der
U-Bahn-Trasse drauf ist, geht das, was sehr lange
dauert, eigentlich erst richtig los, namlich der In-
nenausbau. Insofern wird man das auch hier hin-
bekommen. Ich bin mir sicher, so wie die Hoch-
bahn in den letzten Jahren die 6ffentliche Birger-
beteiligung sehr, sehr ernst genommen hat, sehr,
sehr gut moderiert hat und sehr, sehr stark auf die
individuellen Fragen der Menschen im Stadtteil
eingegangen ist, dass sie das auch jetzt wahrend
der Bauzeit hinbekommt. Mein Dank deswegen an
dieser Stelle an Hanna Waeselmann, die heute
hier ist, und ihr Team von der Hamburger Hoch-
bahn. Was die Hochbahn dort bisher geleistet hat,
ist vorbildlich fir den weiteren Ausbau in dieser
Stadt, und deswegen denke ich auch, dass wir das
gut hinbekommen.

Selbstverstandlich ist eine sechsjahrige Bauzeit
kein Zuckerschlecken flir den Stadtteil. Aber noch
einmal: Wenn Sie sich anschauen, wie es jetzt
ausschaut in der Steinfurther Allee oder in Mum-
melmannsberg, und das ist in unmittelbarer Umge-
bung, dann fragt dort keiner mehr, wie das eigent-
lich damals mit der Baustelle war, sondern dann
sagen alle: Wir sind heilfroh, dass diese U-Bahn
jetzt hier ist, denn sie steigert unsere Lebensquali-
tat. Und genau das Gleiche werden wir auch in der
Horner Geest erleben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Schmidt. — Das Wort erhalt nun Herr
Thering fiir die CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr
Schmidt, eigentlich wollte ich Sie jetzt loben fur die
Erweiterung der U4. Aber wenn Sie sich hier hin-
stellen und sagen, es lauft alles so gut, es war
noch nie so gut in Sachen Bahnausbau wie jetzt,
von diesem Senat in Angriff genommen,

(Dorothee Martin SPD: Dann ist das richtig!)
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dann muassen wir nur einmal gucken. Mit der S4
kommen Sie nicht voran, da stoppt es extrem. Bei
der U5 wissen wir bis heute nicht, ob sie Uberhaupt
irgendwann einmal fahrt, weil Sie mit der Finanzie-
rung nicht hinterherkommen. Im Hamburger Wes-
ten glauben die Leute schon Iangst nicht mehr dar-
an, dass irgendetwas passiert, und auch im Osten
sind die Menschen extrem skeptisch bei den Ver-
sprechungen der SPD, die schon seit den Siebzi-
gerjahren dort die U5 versprochen hat.

(Dirk Kienscherf SPD: Jetzt kommt er wieder
mit den Siebzigerjahren!)

Und auch bei der U4 sind Sie sehr zdgerlich. Der
Sprung Uber die Elbe Richtung Wilhelmsburg/Har-
burg will lhnen nicht gelingen, wollen Sie nicht in
Angriff nehmen. Sich jetzt hier hinzustellen und zu
sagen, wir machen so viel fir den schienengebun-
denen Verkehr,

(Dirk Kienscherf SPD: Machen wir auch! Bei
euch ist da gar nichts gelaufen!)

meine Damen und Herren, das ist wirklich wenig
glaubhaft.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Dirk Kien-
scherf SPD)

Und jetzt kommen wir zu dem heute vorliegenden
Antrag. Wir mussen uns Uberhaupt nichts vorma-
chen: Die Taktverdopplung, Herr Kienscherf, war
ein Vorschlag von uns. Den haben Sie Ubernom-
men. Das ist gut; es ist auch richtig, dass Sie gute
Ideen der CDU Ubernehmen.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Dirk Kien-
scherf SPD)

Aber je lauter Sie herumschreien ... Da merkt man,
dass Sie sehr dinnhautig sind, weil Sie im Ver-
kehrsbereich wieder einmal nichts auf die Schiene
bekommen, so wie in all den anderen Bereichen
auch. Wir werden weiterhin den Finger in die Wun-
de legen, Herr Kienscherf, da brauchen Sie sich
keine Sorgen machen.

(Beifall bei der CDU)

Aber jetzt lassen Sie mich einmal zu dem Lob der
U4 zur Horner Geest kommen, so viel Zeit muss
sein. Wir haben immer gesagt, dass fur uns als
CDU Busse und Bahnen das Rickgrat der Mobili-
tat sind, und deshalb begrifien wir es, wenn dieser
Senat sich Gedanken macht, wie wir dieses Ruck-
grat mit neuen Stationen, mit neuen Anbindungen
weiterhin starken kdnnen. Deshalb werden Sie von
uns auch eine absolute Zustimmung, wie im Aus-
schuss auch, fir die Verlangerung der U4 bis hin
zur Horner Geest bekommen.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir hindern Sie nicht
daran!)

Das ist eine verniinftige MaRnahme, die wir unter-
stlitzen, und wir hoffen, dass Sie das nicht ahnlich
dilettantisch wie bei der U5 angehen,

(Dirk Kienscherf SPD: Immer |hre negative
Haltung!)

sondern dass Sie hier von Anfang an verninftig
planen, das Ganze vernlnftig durchfinanzieren,
damit am Ende des Tages die Menschen auch da
nicht wieder 30, 40 Jahre auf eine Anbindung war-
ten, sondern zeitnah in den Genuss der U-Bahn
kommen.

Aber, und das muss man auch sagen, bei der Pla-
nung gibt es nicht nur Licht, sondern auch ziemlich
viel Schatten, und das betrifft die Umfeldplanung.
Wie so haufig ist uns als CDU natiirlich die Umfeld-
planung extrem wichtig. Das ist das A und O bei
der ...

(Heiterkeit bei der SPD)

— Ja, oder sehen Sie das anders? Die Leute mus-
sen ja auch irgendwie zu der Station Horner Geest
kommen, egal ob mit dem Bus, der Bahn oder dem
Fahrrad.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie das nicht mitplanen, dann haben Sie
zwar eine schone neue U-Bahn-Station, aber am
Ende kommt keiner hin, weil das Umfeld nicht ver-
ninftig mitgeplant wurde. Wenn wir uns das an-
gucken: Es wurde nichts gesagt zu Parkplatzen, zu
Fahrradstellplatzen, zu Bussen, zu Velorouten, zu
Taxenplatzen, zu switchh-Punkten. All das findet in
Ihrer Planung nicht statt. Da wird immer darauf ver-
wiesen, es sei noch so lange hin, da hatten wir
noch genug Zeit. Nein. Bevor Sie hier weiterpla-
nen, muss das Umfeld verniinftig mitgeplant wer-
den. Darauf werden wir auch weiterhin Wert legen,
weiter darauf gucken, dass das vernuinftig passiert;
da werden wir Sie nicht aus der Verantwortung las-
sen. Wenn Sie eine neue Station planen, missen
Sie auch das Umfeld verniinftig mitplanen, ansons-
ten macht die Sache in Ganze keinen Sinn, dann
wird es kein Erfolg werden. Wir werden weiterhin
darauf drangen, weil die Mallnahme an sich ver-
ninftig ist. Dabei haben Sie auch unsere Unter-
stlitzung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Herr Bill, Sie haben nun fir
die GRUNE Fraktion das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Nachdem Herr The-
ring den Bogen gréRer gezogen hat, will ich ihn
vielleicht auch noch einmal etwas gréf3er spannen.
Als ich angefangen habe, Verkehrspolitik zu betrei-
ben, haben wir in Hamburg dartber diskutiert, ob
der HVV eigentlich eine Zukunft habe oder es nicht
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andere Formen der Mobilitat gebe, insbesondere
solche mit Kraftfahrzeugen, die zukunftweisender
seien.

(Vizeprasident Dr. Kurt Duwe uUbernimmt
den Vorsitz. — Heike Sudmann DIE LINKE:
So alt sind Sie nicht!)

— Frau Sudmann, das ist vielleicht auch ein Zei-
chen dafur, wie schwierig die Diskussion der Ver-
kehrspolitik damals war. Denn in der Tat ware da-
mals schon der Zeitpunkt gewesen zu sagen: Das
war falsch und wir miissen den HVV starken.

(André Trepoll CDU: Wann war das denn,
vor vier Wochen oder was?)

Deswegen freue ich mich, dass wir jetzt endlich
einen Konsens haben in Hamburg, dass wir den
OPNV, dass wir den HVV ausbauen wollen und
dass wir ihn ausbauen missen, um die Verkehrs-
wende in Hamburg zu erreichen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir haben dann alle sehr lange und leidenschaft-
lich diskutiert. Es gibt viele Planungen und ordner-
weise Unterlagen, in welche Richtung der OPNV-
Ausbau gehen kann. Wir sind mittlerweile an ei-
nem Punkt, an dem wir sagen missen, wir haben
extrem lange diskutiert und wir missen auch end-
lich einmal in die Bauphase gelangen. Denn kein
Fahrgast kann fahren auf einer Bahn, die nur auf
dem Papier existiert, sondern wir missen dazu
kommen, dass wir den HVV ausbauen, weil wir die
Verkehrsprobleme haben, die wir jeden Tag sehen,
und weil wir immer mehr Leute auf den HVV brin-
gen wollen. Deswegen ist jetzt der Zeitpunkt, an
dem wir sagen, die Planungen sind extrem weit
fortgeschritten, die Planungen sind gut, weil wir
erstmals ganze Gebiete mit dem HVV erschlie3en.
Deswegen ist heute ein guter Tag, um zu sagen,
endlich geht es voran, wir erweitern den HVV, wir
erweitern die U-Bahn, und es sollte erst der Anfang
sein. Ich finde, da sollte man dann einmal dieses
Positive, dieses Gemeinsame in den Vordergrund
stellen und nicht immer noch versuchen, ein Haar
in der Suppe zu finden, nur, weil es jetzt SPD und
GRUNE sind, die vorangehen, und nicht die CDU.

(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf von Den-
nis Thering CDU)

Ich finde, wir haben so viele wichtige Projekte im
HVV-Bereich, dass wir doch einmal gemeinsam
schauen mussen, wie kriegen wir diese Projekte
dann auch wirklich gestemmt,

(Dennis Thering CDU: Das machen wir
doch!)

weil wir natlrlich auf die Bundesebene angewiesen
sind, weil wir natlrlich die Bundesregierung, bei
der Sie einen wesentlichen Teil stellen, brauchen
werden, um die Sachen zu finanzieren, Ubrigens
auch bei der U4, die wir gerade planen. Es ist doch

im Interesse Hamburgs, da jetzt nicht Gber die Me-
dien irgendwelchen Sand in die Augen zu streuen
und zu sagen, wir planen falsch, sondern einfach
gemeinsam zu gucken, wie kriegen wir es hin,
moglichst viel Geld aus Berlin fir unsere wichtigen
Projekte nach Hamburg zu holen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Sie sind aber auch
nicht aus der Verantwortung!)

Wir haben jetzt noch eine Diskussion in Horn und
auf der Horner Geest, ob denn diese U-Bahn wirk-
lich notwendig ist. Ich finde, sie ist notwendig, wir
haben lange darliber diskutiert. Es ist gut, dass wir
jetzt anfangen mit dem Bauen. Ich weil}, dass es
wehtut, auch mir tut es weh, wenn Baume gefallt
werden, doch es ist in einer Stadt, die viele Baume
hat, nun einmal immer so, dass, wenn wir Veran-
derungen haben, dann auch einmal Baume gefallt
werden mussen.

(J6rg Hamann CDU: Gute Argumentation!
Ist das im Protokoll?)

— Na ja, hier wird doch alles wortlich aufgenommen
und aufgeschrieben.

Aber es gibt keine Veranderung in einer Stadt, die
voll mit Baumen ist. Wir sind doch froh, dass wir
die Baume haben, aber es gibt keine Veranderung,
ohne dass wir Baume fallen. Aber klar ist doch
auch, sie werden ersetzt, sie werden sogar uber-
kompensiert, und das ist doch der wichtige Punkt
bei dieser Frage.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich prophezeie uns, wenn die U-Bahn fahrt, wird
sie mehr Fahrgaste anziehen, als wir heute pro-
gnostizieren, und alle, die jetzt noch daruber disku-
tieren und skeptisch sind, werden am Ende sagen,
es ist gut, dass wir diese U-Bahn haben, es ist gut,
dass wir mit der U-Bahn schnell in die Innenstadt
und zu anderen Zielen im HVV kommen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Sudmann flir die Fraktion
DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Waren Sie auch erstaunt, dass hier
Herr Schmidt gesprochen hat? Bisher ist er mir
nicht im Verkehrsausschuss aufgefallen.

(Dirk Kienscherf SPD: Er ist der 6rtliche Ab-
geordnete!)

— Ich habe verstanden, er kommt aus dem Wahl-
kreis, genau, deswegen hatte ich ihn auch im Ver-
kehrsausschuss erwartet, weil er als ortlicher Ab-
geordneter vielleicht Fragen dazu stellt.
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(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Das ist einfach dieses Oberlehrerhafte
bei Ihnen! Und die Arroganz!)

— Ich merke also, ich habe einen wunden Punkt
getroffen, bleiben Sie ruhig. Darf ich weiterreden,
hoéren Sie mir zu?

(Glocke)
Danke, Herr Vorsitzender.

Noch einmal, das hat nichts mit Arroganz und
Oberlehrerhaftigkeit zu tun, ich gehe zu meinen
Themen in allen Ausschissen, wo meine Themen
behandelt werden, weil ich natirlich mitsprechen
will. Aber ich merke, es ist ein wunder Punkt, und
Sie wollen natrlich flir den Bezirkswahlkampf et-
was machen.

Niemand hier im Raum wird sagen, ich bin gegen
den Ausbau des offentlichen Personennahver-
kehrs. Was Sie aber machen missen — und da ist
die SPD sehr, sehr hartleibig bisher, vielleicht wird
sie gerade ein bisschen weicher —: Wir missen da-
riber reden, woflir wir das Geld ausgeben. Ich ha-
be auch im Verkehrsausschuss noch einmal darauf
hingewiesen, dass Sie hier fur 2,6 Kilometer
U-Bahn-Bau sehr viel Geld ausgeben, pro Kilome-
ter knapp 180 Millionen Euro, und dass Sie nicht
bereit sind zu Uberlegen, kénnen wir fiir das Geld
— was namlich heif3t, vom Bund gibt es 170 Millio-
nen Euro, 300 Millionen Euro muss Hamburg be-
zahlen — nicht wesentlich mehr Stralkenbahnen
und Stadtbahnen schaffen? Die kosten nur 20 Mil-
lionen Euro pro Kilometer.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Nicht schon wieder diese Diskussion!)

— Genau, schon wieder die Diskussion, Herr Kien-
scherf, denn Sie haben den Finanzsenator, und
Sie erzahlen uns jetzt, wir missen bald den Giirtel
enger schnallen. Sie Uberlegen nicht, was das flr
Ihre ganzen U-Bahn-Bauplane bedeutet.

(Dirk Kienscherf SPD: Horn ist uns das wert,
liebe Kollegin! Und nicht Flottbek!)

— Herr Kienscherf, gehen Sie zur Frage einmal ans
Mikro. Ich kann nicht vernunftig reden, wenn Sie
nicht ans Mikro gehen und da lhre Frage stellen.
Sie bloken immer dazwischen, das ist echt an-
strengend.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dennis The-
ring CDU — Zurufe)

— Aber ich sitze nicht in der ersten Reihe und ich
bloke nicht so wie er.

So, weiter im Text. Wir machen jetzt einmal weiter
mit der Stadtbahn.

(Karl-Heinz  Warnholz
schon!)

CDU: Das ware

Das will ich lhnen nicht ersparen. Es gab kirzlich
in Berlin einen Strallenbahnkongress, zu dem die
grine Verkehrssenatorin eingeladen hatte. Berlin
will 90 Kilometer neue Strecken bauen, und die ha-
ben auch einen Vertreter der Hochbahn eingela-
den, der da sagte, in Hamburg ticken die Uhren
anders, das war im Marz 2019. Er sagte — das
muss jetzt die CDU erfreuen und die GRUNEN
vielleicht nicht ganz so sehr —, ware die schwarz-
grine Koalition in Hamburg 2011 nicht vor Ende
der Legislaturperiode zerbrochen, hatte auch Ham-
burg inzwischen wieder eine Stadtbahn. — Das Zi-
tat kommt jetzt:

"Wir waren sehr schnell in der Planung, drei-
einhalb Jahre nach dem Auftrag des Senats
waren wir schon in der Planfeststellung.
Doch dann wurde der heutige Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz Erster Blrgermeister
und stoppte das Projekt."

Was ich lhnen sagen will: Es ware mdglich. Wir
wirden auch schnell etwas hinbekommen. Da-
riber haben Sie nicht gesprochen.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt komme ich einmal zu |hrer Mar mit den Bau-
men. Zu Recht sind |hre Mitbewohnerinnen und
Mitbewohner, |hre Hammer Leute, echt sauer,
denn es werden ber 760 Baume gefalit.

(Dirk Kienscherf SPD: Hamm ist bei mir!
Horn ist bei Schmidt!)

— Horn, Entschuldigung, Hamm waren Sie, genau.
Entschuldigung, Herr Schmidt, ich meinte Horn,
Herr Kienscherf hat mich hier schon so irritiert.

Also, in Horn werden fir die U-Bahn 769 Baume
zu féallen sein. Mein Kollege Stephan Jersch hat ei-
ne Anfrage gestellt und da wurde ihm geantwortet,
ja, wir mussten, um das zu ersetzen, Uber
2 200 Baume neu schaffen. Und Sie schaffen ge-
rade 600 Badume neu. 1 600 Bdume werden mone-
tar ersetzt. Das kdnnen Sie in der Drucksache, lie-
ber Herr Schmidt — Sie schitteln gerade den
Kopf —, nachlesen. Sie hatten es auch héren kon-
nen vom Senat in der Ausschussberatung. Das ist
Augenwischerei, wenn Sie und auch Herr Bill sich
hier hinstellen und sagen, es wird Uberkompen-
siert. Damit tun Sie den Bewohnerinnen und Be-
wohnern wirklich gar keinen Gefallen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das andere ist: Es kdnnten ja sogar noch viele
Baume gerettet werden, wenn Sie sagen, okay, wir
mussen in dieser Stadt auch schauen, was brau-
chen wir eigentlich an Klimaschutz, was brauchen
wir an Baumen. Der Senat sagte uns, es wirde
eben teurer werden, wenn die Baume nicht fir den
Aushub — es geht um den Aushub — abgesagt wur-
den. Da haben Sie gesagt, das lohnt sich nicht.
Aber ich glaube, Sie haben auch da keine Folge-
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rechnung gemacht. — Ich nehme gern Herrn
Schmidt dran, ich freue mich.
(Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Ich méchte einmal fragen, ob Sie das gewahren.
Okay. — Dann hat Herr Schmidt das Wort.

Zwischenfrage von Hansjorg Schmidt SPD:* Ich
war zwar nicht im Verkehrsausschuss, aber meine
Frage ist: Waren Sie einmal in Horn? Wenn lhre
Alternative flir Horn eine Strallenbahn oder die
Stadtbahn ware, wo sollte die denn dann langfah-
ren?

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Lieber
Herr Schmidt, Herr Jersch und ich waren beide in
Horn. Sie wissen vielleicht, dass man eine Stadt-
bahn auch auf Strallen bauen kann. Sie wissen
vielleicht, dass man daflr nicht in den Untergrund
gehen muss. Das wollen Sie naturlich nicht héren,
weil Sie immer ein Problem haben, sich mit der Au-
tolobby anzulegen. Insofern ware auch das még-
lich.

(Beifall bei der LINKEN — André Trepoll
CDU: Sie legen sich jeden Tag mit der Auto-
industrie an!)

Ich bekomme jetzt gerade noch einmal eine neue
Redezeit, das freut mich sehr, danke. Okay, es war
gerade ein Problem.

(Ekkehard Wysocki SPD: Wo? Wo soll die
Stadtbahn fahren?)

Dann komme ich jetzt leider doch zum Schluss. Ich
sage es noch einmal, 6ffentlicher Personennahver-
kehr ist wichtig, er ist auch fur Horn wichtig, aber
Sie missen schon gucken, was Sie insgesamt er-
reichen wollen. Fir den Stummel von 2,6 Kilome-
tern konnten wir wesentlich mehr erreichen, wenn
Sie endlich einmal die Blockadehaltung aufgeben
wirden.

(Zuruf von Ole Thorben Buschhiiter SPD)

— Herr Buschhdter, jetzt rufen Sie gerade am lau-
testen. Wo waren Sie denn mit lhrer Lautstarke,
als Olaf Scholz véllig vernagelt gesagt hat, keine
Stadtbahn? Da waren Sie alle nicht zu horen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Aukes fir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Mein Vortrag wird vielleicht
nicht so lustig wie der von Frau Sudmann, aber
465 Millionen Euro sind fir die Verlangerung der
U4 in der Horner Geest eingeplant, damit sind wir

einverstanden. Die Renovierung der Haltestelle
Horner Rennbahn ist auch vorgesehen, das freut
uns. 300 Millionen Euro sollen in Stationen und
Gleise flieRen, das ist langst Uberfallig, aber okay.
Der Bund wird sich mit etwa 170 Millionen Euro be-
teiligen, das ist sehr gut. Das heif’t also, wir unter-
stiitzen die MaRnahme, die der Senat in dieser An-
gelegenheit durchfihrt, und finden sie im Grunde
genommen richtig. Wir miissen aber, das ist sicher
ein sehr wichtiger Punkt, deshalb habe ich die Zah-
len genannt, auch sehen, dass der Kostenrahmen
eingehalten wird. Sie wissen, wie schwierig die Si-
tuation ist. Ich war heute Mittag bei einer Veran-
staltung des Bundes der Steuerzahler, und da kur-
sierten zum Beispiel fiir die U5 Zahlen von 8 bis
10 Milliarden Euro, die es in der Zwischenzeit kos-
ten soll. Wenn das der Fall ist, dann wiinsche ich
Ihnen viel Spal dabei, wie Sie das den Menschen
erzahlen wollen.

(Dirk Kienscherf SPD: Aber jetzt sind wir ja
bei der U4!)

Also halten Sie die Kosten im Rahmen, dann ist
das eine gute und richtige MafRnahme und wir ge-
ben Ihnen die besten Winsche fir die Verlange-
rung der U4. Wo wir allerdings auch schon einmal
bei dem Thema U4 sind, mdchte ich Ihnen gleich-
zeitig noch einmal ans Herz legen und Sie drin-
gend bitten, die Verlangerung der U4 bis nach Har-
burg auch ins Auge zu fassen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Peter
Lorkowski AfD)

Wir haben im Verkehrsausschuss mehrmals da-
riber gesprochen und die Koalition hat sich in die-
ser Frage — sehr interessant fir mich — sehr be-
deckt gehalten beziehungsweise Uberhaupt keine
Aussage gemacht. Der Sprung Uber die Elbe ist,
glaube ich, fast noch wichtiger als das, was Sie
jetzt mit der U4 in der Verlangerung in Horn ma-
chen. Deshalb appelliere ich an Sie, vergessen Sie
nicht, die U4 auch auf der anderen Seite zu erwei-
tern. Denken Sie daran, was uns an Verkehrspro-
blemen in den nachsten Jahren entgegenkommt,
die Bruckensanierungen und die Tatsache, dass
wir nur ein schienengebundenes Verkehrssystem
dort haben.

Also, die Machbarkeitsstudie sollten Sie moglichst
schnell in die Wege leiten. Sie haben das bei der
Verlangerung der U4 zur Horner Geest gemacht,
da haben Sie relativ schnell gearbeitet. Die lag
dann im Jahr 2017 vor, und 2019 haben dann die
bauvorbereitenden Arbeiten begonnen. So kénnte
ich mir das auch auf der anderen Seite der U4 gut
vorstellen.

Deshalb ist im Grunde genommen die MalRnahme,
die wir beschlossen haben, und so haben wir es
auch im Verkehrsausschuss vonseiten der FDP
gesehen, richtig, aber vergessen Sie bitte nicht,
dass die U4 nicht nur auf dieser Seite der Elbe
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weitergebaut wird, sondern bauen Sie mdglichst
schnell auch in die andere Richtung und halten Sie
ebenso da die Kosten ein. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Oelschlager flr die AfD-Frak-
tion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! U-Bahnen
zu bauen ist teuer, sehr teuer. Knapp 200 Millionen
Euro pro Kilometer oder 511 Millionen Euro fir
2,6 Kilometer. Schon regt sich auch der erste Wi-
derstand gegen die Abholzung von 770 Platanen.
Die Anwohner befuirchten Baustellenlarm, die Ver-
stopfung von Stralten und das Vergramen von Vo-
geln und Fledermausen. Wie wirde denn die Alter-
native aussehen? Hybridbusse und jede Menge
Autoverkehr? Busse, die ab 21 Uhr ihren Verkehr
einstellen, und das nicht nur fiir die nachsten sie-
ben Jahre, sondern bis in alle Ewigkeit? Ich kann
die Proteste der Anwohner zwar verstehen, halte
sie aber fir falsch.

Hamburg braucht einen attraktiven Nahverkehr, die
U-Bahn ist die beste, schnellste, sicherste und un-
ter Umweltgesichtspunkten die sauberste Art der
Fortbewegung in Hamburg. Attraktive Angebote
sorgen dafir, dass Autofahrer ihr Auto zu Hause
lassen, schienengebundene Verkehrsmittel bis in
den Randbereich und Uber die Stadtgrenzen hi-
naus sind eine Zukunftsperspektive fur Hamburg.
Nur dann gibt es eine echte Wahlfreiheit, welche
Form der Fortbewegung ich mdéchte und nutzen
will. Hamburg hat ein starkes Bevdlkerungswachs-
tum, viele Menschen wollen in Hamburg dauerhaft
wohnen und arbeiten. Dass sich diese Tendenz
umkehrt, gegebenenfalls auch in schlechterer wirt-
schaftlicher Entwicklung, das ist im Moment nicht
wahrscheinlich. Nur mit guten U- und S-Bahn-Ver-
bindungen koénnen wir den Verkehr in Hamburg
dauerhaft verkraften und eben Staus verhindern.
Baume konnen nachgepflanzt werden, heutzutage
sogar in fast allen GréRen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und die wach-
sen auch total schnelll)

Dann kommen auch Voégel und Fledermause zu-
rick. Hamburg weiterzuentwickeln ist die Aufgabe
dieses Hauses. Die Kosten sind gewaltig. Aus die-
sem Grund sollte nochmals Uberlegt werden, ob
ein Uberirdischer Gleisabschnitt moglich und mach-
bar ist. Eine Stadtbahn, wie sie von der Fraktion
DIE LINKE ins Spiel gebracht wurde, halte ich we-
gen der Umsteigebahnhofe fiir nicht realistisch. Die
U-Bahn ist doch unter anderem deshalb so gut,
weil lange Umsteigewege entfallen oder der Rei-
sende gleich ans Ziel kommt. Ich bin zuversicht-
lich, dass nach dem Neubau der U4 auch die Initia-

tive in Horn eine U-Bahn einem Bus vorziehen
wird. Dass wir diesem Projekt zustimmen, brauche
ich, glaube ich, kaum noch zu erwahnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun fir den Senat Senator Dr. Dressel.

(Dennis Thering CDU: Sagt der was zur Fi-
nanzierung der U57?)

Senator Dr. Andreas Dressel: Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glau-
be, das ist heute schon eine sehr wichtige Stunde,
da wir namlich mit dieser Drucksache und dem Be-
schluss Uber diese Drucksache heute einen wichti-
gen Schritt dazu leisten, dass die Dekade des
Schnellbahnausbaus in Hamburg beginnen kann,
ich glaube, das ist eine gute Nachricht fur die
Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Senat arbeitet sehr kontinuierlich am Ausbau
des S- und U-Bahn-Netzes und, Herr Thering, Sie
haben dann am Schluss noch einmal ein bisschen
die Kurve bekommen dazu zu sagen, dass dieses
Projekt doch eine gute Sache sei. Am Anfang ha-
ben Sie erst einmal gesagt, U5, alles schwierig, S4
schwierig, auch das stimmt einfach nicht. Die S4
ist so weit wie noch nie, jetzt auch vorangetrieben
im grofen Einvernehmen mit Schleswig-Holstein.
Wir sind dabei, die Finanzierungentscheidungen
mit vorzubereiten, und da wirken Sie in Berlin auch
Gott sei Dank gut mit, dass wir da in diesem Jahr
zu einer positiven Entscheidung kommen kénnen.
Bei der U5 laufen die Vorplanungen mit der Br-
gerbeteiligung, die, glaube ich, Malistabe setzt fur
Burgerbeteiligung bei Nahverkehrsprojekten. Also
auch da kann man sagen, wir kommen voran.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Eingangs noch einmal der Hinweis zur Stadtbahn.
Ich glaube, es ist richtig, dass man bestimmte
Schlachten nicht immer wieder fiihrt, sondern sich
dann irgendwann einmal entscheidet und das dann
auch macht.

(Michael Kruse FDP: st das jetzt an den Ko-
alitionspartner gerichtet oder an DIE LIN-
KE?)

— Nein, ich glaube, aus der Ecke habe ich den Hin-
weis nicht gehdrt, sondern es kam, glaube ich, jetzt
aus zwei Richtungen.

(Michael Kruse FDP: Das haben doch auch
die GRUNEN in ihrem Wahlprogramm!)

Ich glaube, eingestellt hat diese Planung ...
(Glocke)
Ja, gern.
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Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sie dirfen.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Der Fraktionsvorsitzende der SPD hat im Interview
gesagt, man koénne in 15 Jahren Uber die Stadt-
bahn nachdenken. Sie klingen jetzt ein bisschen
so, als wenn Sie nie dariiber nachdenken wollen.
Meine Frage ist nicht nur, ob Sie nachdenken, son-
dern, ob Sie nicht auch glauben wie in anderen
Stadten, dass man durchaus beides haben kann,
U-Bahn und Stadtbahn, gerade auch als Ergan-
zung fur die Querverbindungen? Machen Sie jetzt
eine dauerhafte Absage an die Stadtbahn oder sa-
gen Sie als Finanzsenator, das ist glnstig, das
sollten wir auch nutzen fir Querbindungen?

Senator Dr. Andreas Dressel (fortfahrend): Also
erst einmal missen wir sagen, mit welchem Be-
fund mussen wir uns auseinandersetzen. 2010
hatte ein gewisser Blrgermeister Ahlhaus die Sa-
che beendet, dann hat es eine Volksinitiative gege-
ben, die sich mit den Planungen kritisch auseinan-
dergesetzt hatte, nicht nur am Winterhuder Markt.
Blrgermeister Scholz hat dann mit dem Regie-
rungsantritt 2011 gesagt, das machen wir nicht,
sondern wir gehen einen anderen Weg. Wir mus-
sen einmal sehen jenseits dieser Grundsatzfrage,
wie denn die Debatte weitergegangen ist. Schauen
Sie sich doch die Fahrgastzahlen ...

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das war nicht
meine Frage!)

— Doch, ich mochte das einmal ausfilhren, und
dann komme ich dazu.

Wie sind denn die Fahrgastzahlen seitdem weiter-
gegangen? Wir mussen doch sehen, dass wir heu-
te etwas planen, das in 50, 60, 70, 80, 100 Jahren
auch noch die Fahrgaststrome bewaltigen kann,
die wir im Moment haben im 6ffentlichen Nahver-
kehr. Mit diesen Wachstumszahlen brauchen wir
etwas mit Kapazitatsreserve, und da sind die
U-Bahn und auch die S-Bahn dem meilenweit
Uberlegen, deshalb gehen wir jetzt den richtigen
Weg.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Sehr schoén war eingangs noch einmal der Hinweis
von der FDP, da haben wir uns doch ein bisschen
amdusiert auf der Senatsbank, als Sie gesagt ha-
ben, behalten Sie bitte die Kosten im Blick — guter
Hinweis, finde ich als Finanzsenator immer richtig.
Dann im nachsten Schritt sagen Sie gleich, dann
hatten wir Gbrigens noch die und die Linienvor-
schlage. Da bitten wir schon ein bisschen darum,
dass wir, und das habe ich gestern auch in der
Diskussion zur Steuerschatzung gesagt, uns ge-
meinsam auf die Themen konzentrieren missen,
die wir jetzt planerisch vorbereiten, und die Schritte

jetzt gehen. Natlrlich muss man auch Uber Per-
spektiven nachdenken, aber wir sollten uns in den
Planungen,

(Ewald Aukes FDP: Sie missen mal anfan-
gen mit der Planung!)

die uns jetzt noch viel abverlangen werden, auch
finanziell dieser Stadt viel abverlangen werden,

(Michael Kruse FDP: Sagen Sie mal eine
Zahl!)

darauf konzentrieren, die Planungen, die wir jetzt
machen, in die Tat umzusetzen, und das werden
wir mit ganzer Kraft tun.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Es ist zur U4, Verlangerung in die Horner Geest,
schon viel gesagt worden. Ich will noch einmal den
Hinweis geben, dass es sich hier um ein Stadtent-
wicklungsgebiet mit den Planungen auch fir den
Stadtraum Horner Geest, wo jetzt dieses Zukunfts-
bild entstanden ist, handelt, und es sich jetzt her-
vorragend einfigt in die Uberlegungen, auch
Nachverdichtungspotenziale zu erschlieRen. Wir
wollen auf dem Weg einen Rahmen schaffen da-
fur, etwa 3 100 Neubauwohnungen, Wohnungen,
die Hamburg dringend braucht, ebenso in dem Be-
reich mit bauen zu kénnen und damit dem gleich
eine hervorragende Anbindung zu gewahrleisten.

Es wird natirlich Ausstrahlungswirkung entfalten in
weite Bereiche von Billstedt, von Jenfeld und Mari-
enthal, auch durch eine verniinftige Anpassung der
Bussysteme. Naturlich ist das schon mitgedacht,
das gehort alles zum Gesamtprogramm dazu. Das
heil3t, die ErschlieBungswirkung geht eindeutig
Uber die 13 000 Menschen hinaus, die wir im un-
mittelbaren Bereich mit zu berlcksichtigen haben.
Auch deshalb ist es eine gute Nachricht fur die
Blrgerinnen und Birger nicht nur an der Horner
Geest, sondern genauso darum herum.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Hochbahn hat das im Auftrag des Senats sehr
gut vorbereitet, die Entwurfsplanung fertiggestellt,
den Erorterungstermin zur Planfeststellung erfolg-
reich absolviert und eine detaillierte Kostenberech-
nung vorgelegt. Wir wollen natirlich wahrend der
Bauzeit das Quartier gut erreichbar halten, auch
daflr hat es eine gute Blrgerbeteiligung gegeben,
die sehr gut angenommen wurde im Stadtteil.

Zu den Kosten, das ist noch einmal ein wichtiger
Punkt. In der Tat sind es 470 Millionen Euro,
445 Millionen Euro werden wir jetzt mit dieser
Drucksache finanzieren, und wir werden natirlich
Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz beantragen. Der Abschluss des Planfest-
stellungsverfahrens mit dem Planfeststellungsbe-
schluss wird bei planmaRigem Verlauf in der zwei-
ten Jahreshalfte 2019 angestrebt, und die Inbe-
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triebnahme der Gesamtmalnahme ist fur Ende
2026 vorgesehen. Ich glaube, wir haben mit der
Dekade des Schnellbahnausbaus jetzt eine sehr,
sehr gute Grundlage gelegt, mit einer sehr, sehr
wichtigen MalRnahme jetzt zu beginnen. Bei allem,
was hier noch so an Seitenbemerkungen kam,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Es fehlt noch
die Antwort!)

ein bisschen Stadtbahn hier, ein bisschen U4-Ver-
langerung in den Bereich des Hamburger Siidens
auf der anderen Seite, glaube ich doch, dass wir,
wenn wir heute mit einer so groRen Mehrheit, die
es auch in den Ausschiissen schon gegeben hat,
hier jetzt einen Startschuss setzen, das eine gute
Nachricht ist. Ich glaube, die Burgerinnen und Bur-
ger in der Stadt erwarten, dass wir mit einer breiten
Mehrheit den Ausbau des Schnellbahnsystems in
Hamburg, der sehr erfolgreich ist, angehen. Ich
freue mich sehr, dass wir heute hier gemeinsam
den Startschuss geben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Schmidt fir die SPD-Frakti-
on.

Hansjorg Schmidt SPD:* Herr Prasident! Frau
Sudmann, ich habe mich noch einmal gemeldet,
weil Sie keinen wunden Punkt getroffen haben,
sondern weil mich das wirklich an einer Stelle ge-
argert hat. Ich habe Ihnen eine sehr konkrete Fra-
ge gestellt, die haben Sie nicht beantwortet, gleich-
zeitig werfen Sie Herrn Dressel vor, er hatte Ihre
Frage nicht beantwortet. Sie haben sich aber da-
rum herum gedriickt. Das, was wir heute hier erle-
ben, ist etwas, was wir bei der Links-Partei immer
wieder erleben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Sie sagen an der einen Stelle, dieser Senat muss
mehr machen, mehr Wohnungen bauen, mehr fir
den Verkehr machen, mehr fir den Umweltschutz
und, und, und. Wenn dann einmal eine MalRnahme
konkret passiert, so wie jetzt, namlich die Schnell-
bahnanbindung eines Stadtteils, wo unmittelbar,
wenn die U-Bahn erdffnet wird, 13 000 Menschen
die Mdglichkeit haben, direkt die U-Bahn zu benut-
zen und dann, das wurde hier eben schon gesagt,
Uber Buszubringer noch vieles, vieles mehr, dann
ist das etwas, was diesen OPNV in Hamburg nach
vorn bringt. Sie stellen sich hin und fangen dann
an herumzumakeln und erzdhlen den Menschen
vor Ort — und das ist genau das, was Sie ma-
chen —, Ihre Losung wirde all die Probleme I6sen,
weswegen die Menschen dort auf die Stral’e ge-
hen und auch ihre Beflirchtungen auf3ern, mit lhrer
Lésung wirden diese Probleme nicht kommen. Da
sage ich Ihnen, das ist komplett unehrlich, Sie wis-

sen gar nicht, worliber wir hier reden, tun aber so,
als wenn Sie so viel Ahnung hatten.

Eine Stadtbahn, wir konnen dieses Bild einmal
durcharbeiten. Die Stadtbahn wirde auch durch
die ManshardtstralRe laufen. Das bedeutet, wir hat-
ten dort eine Bauzeit von mehreren Jahren. Eine
Stadtbahn, da mache ich nicht einmal eben so und
dann liegt sie, sondern das ist auch ein grof3er Ein-
griff in den StralBenverkehr, und die Bdume rechts
und links mlssten wegen der Baustelle und wegen
der Betriebssicherheit der Stadtbahn garantiert
auch wegfallen. Bei einer U-Bahn ist es anders.
Bei einer U-Bahn mache ich hinterher einen
Deckel drauf, mache den Strallenbelag drauf,
dann kann ich eine verninftige Veloroute machen,
ich kann etwas fur die FuRganger tun.

(Farid Miiller GRUNE: Und fir Fahrrader!)

— Das habe ich doch gesagt, ich kann eine Velo-
route machen und ich kann rechts und links wieder
Baume pflanzen.

Das kann ich bei der Stadtbahn aber nicht. Das
heil3t, das, was Sie den Menschen vor Ort als lhre
Lésung verkaufen, ist Uberhaupt keine L&sung,
sondern das ist das Ubliche Trugbild, das die
Links-Partei hier zeichnet, das ist Populismus pur.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das sage ich lhnen, ich kenne die Menschen in
Horn sehr gut, und auf diese Taschenspielertricks,
die Sie fabrizieren, fallen die Menschen vor Ort
nicht herein.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE — Zurufe von der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Sudmann flr die Fraktion
DIE LINKE, und das Wort hat nur die Abgeordnete
Sudmann.

(Dirk Kienscherf SPD: Einmal nicht das letz-
te Wort haben!)

Heike Sudmann DIE LINKE:* Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Allem Anschein nach hat Herr
Schmidt die Zeit, in der er nicht im Verkehrsaus-
schuss war, sehr intensiv genutzt. Denn im Gegen-
satz zu allen anderen hier wissen Sie also sehr ge-
nau, es ist absolut nicht méglich, eine Stadtbahn
zu bauen auf der Manshardtstrale, ohne genauso
viele Baume zu fallen. Sie wissen also wesentlich
mehr. Ich habe lhnen als Antwort sehr klar gesagt,
und das war eine Antwort, die lhnen vielleicht nicht
gefallt, natirlich kénnen Sie auf der Stralle eine
Stadtbahn bauen. Ich habe nicht behauptet, dass
daflr kein Baum fallen muss. Aber ich habe Ilhnen
vorgerechnet, und darauf sind Sie nicht eingegan-
gen, dass Ihnen wegen der Gelder, die Sie jetzt
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ausgeben fir die U-Bahn, dann spater auch das
Geld fehlt, noch einmal mehr Strecken zu bauen.

(Dorothee Martin SPD: Darum geht es doch
gar nicht!)

Der Finanzsenator hat auch nicht auf meine Frage
geantwortet trotz seiner vielen Worte. Sie haben
nicht gesagt, ob Sie definitiv eine Stadtbahn aus-
schlielfen, ob Sie sagen, wir brauchen das als Er-
ganzung. Ich kann noch einmal feststellen, es
scheint Sie tief getroffen zu haben, dass Sie jetzt
meinen, Sie missen so tief in Ihre Uble Tasche
greifen und noch einmal sagen, das sei Populis-
mus. Was ist denn das, was Sie machen? Sie stel-
len sich hin, Sie lassen nicht prifen. Ich habe auch
im Ausschuss gesagt, das haben Sie vielleicht
nicht mitbekommen und nicht nachgelesen, dass
es keine Alternativprifungen gab, namlich zum
Beispiel, wie kann die Stadtbahn dort verlaufen
und wie teuer ware sie. Das habe ich alles ange-
sprochen. Wenn Sie sich dann hier hinstellen und
sagen, DIE LINKE sei populistisch, dann das ist
echt erbarmlich und unter Niveau.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von der
SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn es keine
weiteren Wortmeldungen gibt — das ist der Fall —,
kommen wir nun zu der Empfehlung des Haus-
haltsausschusses aus Drucksache 21/17122.

Wer mochte sich dieser anschlieRen? Dann bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist dies angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? Den sehe ich nicht.

Dann kommen wir zur zweiten Abstimmung.

Wer mochte also diese Drucksache annehmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? —

(Zurufe von der SPD — Glocke)

Dann ist damit auch in zweiter Lesung diese
Drucksache beschlossen.

(Zurufe von der LINKEN — Glocke)

Ich bitte um Ruhe, wir wollen doch, dass wir dieses
Programm vor Mitternacht beenden. Deshalb den-
ke ich einmal an unsere Gesundheit und mdchte
gern zum néchsten Tagesordnungspunkt Uberlei-
ten.

(Glocke)

Die Abgeordnete Sudmann von der Fraktion DIE
LINKE mdéchte gern eine personliche Erklarung ab-
geben.

Heike Sudmann DIE LINKE (personliche Bemer-
kung geman § 45 GO):* Denn ich mdchte es nicht
so stehen lassen, wie Sie mich gerade angegan-
gen sind. Ich habe zu Anfang klipp und klar ge-
sagt, dass wir alle fir den Ausbau des 6ffentlichen
Personennahverkehrs sind und dass Sie die Alter-
nativen nicht gepruft haben. Deswegen bleibt mir
gar nichts anderes Uibrig, wenn ich mehr Bus und
Bahn haben will, dem zuzustimmen. Und das jetzt
auch noch zu geifdeln bleibt immer noch erbar-
mungswadrdig.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Dann kommen wir
endglltig zu Tagesordnungspunkt 24, Bericht des
Gesundheitsausschusses: Entwurf fur ein Hambur-
gisches Gesetz zum Schutz vor gesundheitlichen
Gefahren durch Kohlenstoffmonoxid in Shisha-Ein-
richtungen.

[Bericht des Gesundheitsausschusses lber die
Drucksache 21/16175:

Entwurf fir ein Hamburgisches Gesetz zum
Schutz vor gesundheitlichen Gefahren durch
Kohlenstoffmonoxid in Shisha-Einrichtungen
(Shisha-Kohlenstoffmonoxid-Gesetz — HmbS-
hKG) (Senatsantrag)

— Drs 21/17012 -]

Dieser Tagesordnungspunkt ist nun vonseiten der
SPD als Kurzdebatte angemeldet worden.

(Glocke)

Ich kdénnte langsamer reden, um zu verstehen, was
Sie mir jetzt so sagen wollen durch lhre Gespra-
che. Okay, dann kénnen wir weitermachen.

Diese Debatte ist als Kurzdebatte angemeldet wor-
den, sodass wiederum eine Redezeit von zwei Mi-
nuten pro Debattenbeitrag gilt. Wird das Wort ge-
wiinscht? — Ja, da ist er schon, Herr Rosenfeldt hat
es fur die SPD-Fraktion. Saf irgendwie etwas lin-
ker, ja, ist okay, kein Problem.

Jenspeter Rosenfeldt SPD:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Shisha-Rauchen ist auch in
Hamburg immer mehr zur Mode geworden, und
dabei werden die erheblichen Gefahren, die durch
das geruchlose Gas Kohlenstoffmonoxid gerade in
geschlossenen Raumen auftreten kénnen, oftmals
Ubersehen. Aber die Zahl der Vorfalle, die wir auch
in Hamburg, aber nicht nur hier gehabt haben,
macht das deutlich. Mit diesem Gesetz wird Ham-
burg Vorreiter fiir das gesamte Bundesgebiet und
das ist gut, weil es klare Regeln fur alle schafft.
Gesundheit geht vor. Wir wollen die Beschaftigten
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und die Kundinnen und Kunden in den Shisha-
Bars schitzen.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt fur dieses Gesetz straffe Ubergangsregeln.
Das ist sehr gut dabei. Drei Monate fiir die Anzei-
gepflicht, damit wir auch wissen, wie viele Shisha-
Bars es Ubrigens gibt, das ist ein Nebeneffekt. Wir
haben fur Rauchabziige sechs Monate und bis zu
zwolf Monate, um raumlufttechnische Anlagen zu
schaffen, damit die Sicherheit bei Uberschreitung
der klar gesetzten Grenzwerte dann auch sofort
angezeigt wird und man entsprechend durch die
Warnanlagen und durch die raumlufttechnischen
Anlagen sofort reagieren kann beziehungsweise
Uberhaupt dieses Problem einer Grenzliberschrei-
tung nicht auftreten kann.

Die Sanktionen dabei sind genauso deutlich wie
die Richtwerte. Das halte ich fur gut, denn alle Shi-
sha-Bar-Besitzer wissen seit einem Jahr, um wel-
che Regeln es geht. Die sind damals verdffentlicht
worden, also jeder konnte sich lange genug darauf
einstellen und sich auch als verantwortungsvoller
Shisha-Bar-Besitzer um den Gesundheitsschutz
seiner Kundinnen und Kunden kiimmern.

Ich glaube, das ist ein gutes Gesetz, und es ist gut,
dass wir das jetzt auf die Reihe bringen, dass wir
schnell handeln, dass wir in straffer, kurzer Zeit die
Regeln umsetzen und damit den Gesundheits-
schutz fur die Nutzerinnen und Nutzer, fir die Kun-
dinnen und Kunden und die Beschaftigten sehr
schnell regeln und sichern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Stover flir die CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU:* Vielen Dank, Herr Prasident.
Meine Damen und Herren! Das Kohlenmonoxid,
welches beim Shisha-Rauchen freigesetzt wird, ist
unsichtbar, geruchslos, geschmacklos, aber hoch-
giftig und damit ein Gesundheitsrisiko in den soge-
nannten Shisha-Bars. In den vergangenen Jahren
hat es in Hamburg fiinf schwere Vergiftungsfalle in
Shisha-Bars gegeben, hinzu kommen zahlreiche
Vorfélle, bei denen Verletzte mit einer Kohlenmon-
oxidvergiftung im Krankenhaus behandelt werden
mussten. Arzte schlagen langst Alarm. So ist es al-
so richtig und langst Uberfallig, ein Gesetz zum
Schutz vor den gesundheitlichen Gefahren in Shi-
sha-Bars aufzusetzen.

Dennoch zweifle ich ein wenig an der Entfaltungs-
kraft des Papiers, denn ein Gesetz aufzusetzen ist
das eine, es aber umzusetzen das andere, gerade
wenn die Gesundheitsbehdérde noch nicht einmal
die Zahl der Shisha-Bars kennt. Der Gesetzestext
ist hier etwas lapidar. In Hamburg werben aktuell
70 Shisha-Bars im Internet um Gaste. Berlin hat
Uber 300 Shisha-Bars. Es gilt aulterdem, auch

noch Diskotheken, die ihr Angebot um das Shisha-
Rauchen erweitert haben, zu bericksichtigen. Oh-
ne Kontrollen, Frau Senatorin, und nahere Kennt-
nisse der Shisha-Bar-Vielfalt in Hamburg droht je-
denfalls eines sehr schnell zu verpuffen, namlich
die Wirksamkeit und die Sinnhaftigkeit des Ge-
setzes.

Und noch etwas mdchte ich zu bedenken geben.
Laut einer Studie der Bundeszentrale fir gesund-
heitliche Aufklarung raucht jeder zehnte Jugendli-
che regelmafig Shisha, mehr als jeder dritte Teen-
ager hat schon einmal an der Wasserpfeife gezo-
gen, obwohl dieses gesetzlich erst ab 18 Jahren
erlaubt ist. Faktisch gesehen ist das Rauchen von
Shishas eine Verharmlosung aller Arten des Rau-
chens, egal welcher Stoff konsumiert wird. Die In-
stallation von Kohlenmonoxid-Meldern in Bars mit
Wasserpfeifen kann also nur ein Aspekt sein. Ge-
nauso wichtig, mindestens genauso wichtig, wie
die Betreiber in die Pflicht zu nehmen, ist aber
auch Pravention und damit die Aufgabe, insbeson-
dere junge Menschen Uber die Risiken des Kon-
sums aufzuklaren. Jugendschutz muss gelebt und
kontrolliert werden. — Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Bloémeke fir die GRUNEN
Fraktion.

Christiane Blomeke GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Genau, Frau Stoéver,
ein Gesetz ist ein Baustein, und die Aufklarung von
Jugendlichen der andere. Wir haben es im Ge-
sundheitsausschuss besprochen, dass das auch
fester Bestandteil in den Schulen ist bei dem Pro-
gramm, auch ahnlich wie Be Smart — Don't Start.
Ich hatte gern mehr Zeit gehabt, ich hatte gern von
lhnen einmal erfahren, wer denn schon einmal Shi-
sha-Pfeife geraucht hat. Eine freiwillige Meldung —
ich kann Ihnen das als Gesundheitspolitikerin gar
nicht empfehlen, nicht nur die Pfeife als solches, in
der auch zusehends Tabak enthalten ist, obwohl
das eigentlich gar nicht sein darf. Die WHO sagte,
dass eine Inhalation einer Wasserpfeifensitzung
bei Tabak 100 Zigaretten gleichkommt. Das muss
man sich einmal klar machen, was da passiert,
wenn man Shisha raucht. Normalerweise soll kein
Tabak darin sein. Und trotzdem ist die Shisha-Pfei-
fe natdrlich mit hohen Gefahren verbunden, das
haben die Kolleginnen und Kollegen gesagt, nam-
lich durch den Verbrennungsprozess und das Ent-
stehen von Kohlenmonoxid.

Ich bin sehr froh, dass wir uns im Ausschuss einig
waren, dass da Handlungsbedarf besteht. Und ich
bin noch froher, dass wir hier eine Vorreiterrolle in
Hamburg eingenommen haben und als erstes Bun-
desland jetzt ein Gesetz erlassen haben, das die
Shisha-Betreiber in die Pflicht nimmt. Das ist drin-
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gend notwendig. Wenn es nach mir gehen wiirde,
brauchen wir diese Shisha-Bars nicht. Ich kann
auch, wie gesagt, nur anraten, das nicht zu rau-
chen. Aber wir haben sie nun einmal. Und deswe-
gen missen wir daflir Sorge tragen, dass es nicht
mehr langer zu Vorfallen von Kohlenmonoxidver-
giftungen kommt. Dafir ist dieses Gesetz da. Es
werden klare Grenzwerte fiir die Kohlenmonoxid-
konzentration festgelegt. Wenn die Uberschritten
werden, dann gibt es ein schrilles Signal, ahnlich
wie beim Rauchmelder. Das bedeutet, alle schnell
raus hier. Und wenn die Betreiber das nicht re-
spektieren, dann ist das ein Strafverstol}.

Naturlich, Frau Stover, wird das kontrolliert. Da ar-
beiten Bezirksamter und die Gesundheitsbehérde
Hand in Hand. Die personelle Ausstattung wird da-
fur auch extra angepasst und nach zwei Jahren
evaluiert. Ich denke, das ist ein grof3er Schritt fur
Hamburg und vor allen Dingen fir die Gesundheit
der Menschen und auch fiir die Menschen, die dort
arbeiten, das wollen wir nicht vergessen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Celik fir die Fraktion DIE
LINKE.

(Michael Kruse FDP: Auch schon mal Shi-
sha geraucht?)

Deniz Celik DIE LINKE:* Ich bin auch Gesund-
heitspolitiker und habe Shisha geraucht, das
stimmt. Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Das Shisha-Kohlenstoffmon-
oxid-Gesetz ist insgesamt ein Schritt in eine richti-
ge Richtung, das mehr Schutz der Menschen vor
Kohlenmonoxidvergiftungen bieten soll. Daher wer-
den wir dem Gesetz zustimmen. Aber, Frau Stéver
hat es gesagt, wir sehen das ebenso, dass fur
einen effektiven Gesundheitsschutz entsprechend
die Umsetzung kontrolliert werden muss. In der
Ausschussberatung haben wir vom Senat gehort,
dass die Bezirke flir die Kontrollen zustandig sind
und dass der Bedarf pro Bezirk 0,1 Stellen betragt.
Da haben wir unsere Zweifel, ob das wirklich die
Bedarfe abdeckt, weil die Personaldecke in den
Bezirken sowieso schon sehr dinn ist. Und wir ha-
ben es auch in der Vergangenheit gesehen, es
werden immer mehr Aufgaben an die Bezirke Uber-
tragen, zum Beispiel beim Passivraucherschutzge-
setz. Da sehen wir, dass die Kontrolldichte sehr
gering ist. Es gibt Bezirke, die da kaum kontrollie-
ren.

Auch, was die Lebensmitteliberwachung angeht,
stellen die Kollegen von der CDU immer wieder
Anfragen. Oder auch, was die Wohnpflegeaufsicht
anbelangt, ist es so, dass sie aufgrund der Unter-
besetzung in den Bezirken nicht immer ihren Kon-
trollbefugnissen nachkommen. Und wer immer

mehr Aufgaben an die Bezirke Ubertragt, der muss
entsprechend dafiir sorgen, dass das Personal
aufgestockt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweiter Punkt ist die Einhaltung des Gesundheits-
schutzes, die Konsumenten muissen natirlich vor
Kohlenstoffmonoxidvergiftungen geschitzt wer-
den. Aber wir hatten uns auch einen ganzheitliche-
ren Ansatz gewilnscht. Das Thema Hygiene wird
gar nicht in den Fokus genommen, wie auch die
Senatorin berichtet hat, oder der Infektionsschutz.
Hier besteht eine Regelungsliicke, die hatten hier
schon einen ganzheitlichen Ansatz fahren kénnen,
weil es viele Aspekte gibt, die unserer Meinung
nach nicht so stark beleuchtet wurden. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Dutschke fir die FDP-Frakti-
on.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Es ist richtig und
wichtig, dass die Besucher von Shisha-Bars vor
Kohlenmonoxidvergiftungen geschitzt werden. Im
Unterschied zu den Landern, in denen traditionell
Shisha geraucht wird, findet der Konsum bei uns
vorwiegend in geschlossenen Raumen statt, wo-
durch das Vergiftungsrisiko zunimmt, wenn die ent-
sprechenden technischen Einrichtungen fehlen.
Auch wenn wir uns als Liberale mit immer weiter-
gehenden Regulierungen in der Regel schwertun,
sehen wir an dieser Stelle den Handlungsbedarf
nicht zuletzt, weil das Ausmaf} an Kohlenmonoxid-
vergiftungen in den letzten Jahren zugenommen
hat. In Schleswig-Holstein reichte auch der Erlass
eines Ministers und es musste nicht extra ein neu-
es Gesetz her. Wir hatten eine solche Lésung fa-
vorisiert.

(Beifall bei der FDP)

Dennoch werden wir dem Gesetz zustimmen, da
der Schutz der Shisha-Bar-Raucher oder Shisha-
Bar-Besucher insbesondere hier im Vordergrund
stehen muss. Fir uns steht, ebenso wie die Kolle-
gin Stéver das schon angesprochen hat, noch in-
frage, wie der Senat die Umsetzung des Gesetzes
kontrollieren will, da er zumindest in der Sitzung
des Gesundheitsausschusses nicht darlegen konn-
te, wie viele Shisha-Bars es in Hamburg eigentlich
gibt und wie viele damit dann in Zukunft zu kontrol-
lieren sind.

Angesichts der zum Teil erheblichen Investitionen
seitens der Betreiber erwarten wir einen angemes-
senen Ubergangszeitraum, ausreichend Kulanz,
insbesondere bei den Fristen fiir Nachbesserun-
gen in den Einrichtungen. Denn die Rede von Frau
Blémeke hat genau das angekiindigt, was zu be-
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firchten war, als Nachstes geht es in den Kampf
von Rot-Griin oder zumindest von den GRUNEN
gegen die Shisha-Bars. Den Kampf gehen wir nicht
mit. So viel Freiheit muss man dem Einzelnen
dann auch selbst Giberlassen zu entscheiden, ob er
rauchen will oder ob er nicht rauchen will.

(Beifall bei der FDP)

Aufkldrung muss sein. Gesundheitsaufklarung
muss sein, keine Frage, aber Bevormundung
nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Ewald Aukes FDP:
Bravo!)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Feineis fir die AfD-Fraktion.

Harald Feineis AfD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es war im Frihjahr 2018, da
hatten wir als Fraktion einen Antrag eingereicht,
um Shisha-Besucher zu schitzen vor eben diesen
Vergiftungen, und dieser Antrag wurde abgelehnt.
Darum finden wir es sehr toll, dass wir jetzt ein Ge-
setz haben in Hamburg und Vorreiter sind, dass
Shisha-Besucher geschutzt werden.

Wir haben natirlich auch unsere Anfragen, ob die
Bezirksamter ausreichend personell ausgestattet
sind. Aber die zweite Frage, die noch wichtiger und
dringender ist: Auf welcher Grundlage kann das
kinftige Gesetz in zwei oder in drei Jahren auf
Zielerreichung evaluiert werden? Denn in den Aus-
schussgesprachen war sehr deutlich, dass die Ist-
Zahl, die Fallzahl Gberhaupt nicht bekannt ist. Wir
erlassen also ein Gesetz, bei dem wir nicht wissen,
wie viele Leute betroffen sind oder wie viele Leute
noch betroffen sein werden. Hier gibt es Probleme.
Hier muss nachgebessert werden. Und dennoch
werden wir dem Gesetz zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun fur den Senat die Senatorin Priifer-Storcks.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Es ist schon ge-
sagt worden, Kohlenmonoxidvergiftungen sind ei-
ne sehr tlckische Angelegenheit. Man riecht es
nicht, man schmeckt es nicht, man kann es nicht
sehen, aber es kann tédlich sein. Angesichts der
Tatsache, dass es sogar Gber 20 Prozent der jun-
gen Erwachsenen sind, die mindestens einmal im
Moment Shisha rauchen, ist, glaube ich, der Hand-
lungsbedarf sehr offenbar. Und da wir auf Gesund-
heitsschutz grolRen Wert legen, haben wir uns be-
eilt und damit, auch das ist schon gesagt worden,
als erstes Bundesland ein Gesetz gemacht, das
diesen Gefahren begegnet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir werden sicherlich nicht allein bleiben. Und ich
wirde mich nicht wundern, wenn Sie dieses ham-
burgische Gesetz demnachst auch in anderen
Bundeslandern sehen wirden. Wir werden uns in
gut zwei Wochen auf der Gesundheitsministerkon-
ferenz mit diesem Thema befassen. Die anderen
Lander sehen mit Interesse nach Hamburg, haben
sich mit Interesse diesen Gesetzentwurf angese-
hen und ich denke, sie werden sich auch an unse-
ren Regelungen orientieren.

Mit dem Gesetzentwurf kann man zum ersten Mal
grundlegend auf die Gefahren des Shisha-Rau-
chens reagieren. Wer Kunden Shisha-Rauchen an-
bietet und keine technischen Vorkehrungen trifft,
um sie vor einer Kohlenmonoxidvergiftung zu be-
wahren, dessen Betrieb kann geschlossen werden
und der kann in einem schweren Fall auch mit ei-
ner Gefangnisstrafe bis zu zwei Jahren bedroht
werden. Und wie man das per Erlass regeln will,
das miuissten Sie mir noch einmal rechtstechnisch
erklaren.

Wir haben uns orientiert am Grenzwert, der an ei-
nem Arbeitsplatz gilt, an dem sich Arbeitnehmer
acht Stunden am Tag aufhalten. Wir haben den
Grenzwert genommen, der fir diese Dauer keine
Gesundheitsgefahr darstellt. Und von daher bin ich
sicher, dass wir mit unserem Grenzwert auf der si-
cheren Seite sind.

Naturlich kénnen wir heute die Zahl der Shisha-
Einrichtungen nicht verbindlich sagen, weil wir erst
mit dem Gesetz die Grundlage bekommen, dass
wir sie entsprechend registrieren und all diesen
Fragen nachgehen konnen, die jetzt im Gesetz
enthalten sind.

Und natirlich werden wir den Vollzugsaufwand
evaluieren und werden die Bezirke entsprechend
unterstitzen. Aber ich will auch darauf hinweisen,
dass wir die Regelungen so gestaltet haben, dass
der Vollzugsaufwand in erster Linie nicht bei den
Mitarbeitern der Bezirke, sondern bei den Einrich-
tungen, also bei den Verursachern dieser Gefahr
liegt. Genauso wie Autofahrer durch eine TUV-Pla-
kette nachweisen missen, dass sie ein fahrtiichti-
ges Auto haben, so miissen die Betreiber von Shi-
sha-Einrichtungen in Zukunft nachweisen, dass sie
Uber eine durch Fachleute gepruifte technische An-
lage verfligen, die die Raucher von Shisha-Gera-
ten in dieser Einrichtung vor Kohlenmonoxidvergif-
tungen schitzen.

Es ist auch nicht die Polizei, die die Autos auf
Fahrtlichtigkeit Uberprift, aber die Polizei Uber-
zeugt sich, dass die Plakette vorhanden ist. Und
genauso wird es bei den Shisha-Einrichtungen
sein.

(Dennis Gladiator CDU: Wer macht die Kon-
trollen?)

Es freut mich, dass der Gesundheitsausschuss
einstimmig diesem Gesetzentwurf zugestimmt hat,
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auch wenn jetzt noch die eine oder andere Kritik
geaulert wird, aber ich bin sicher, wir haben eine
schnelle Regelung geschaffen. Wir haben eine wir-
kungsvolle Regelung geschaffen, und die werden
wir auch entsprechend evaluieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken fir
maximal 41 Sekunden.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Herr Prasident,
sehr verehrte Volksvertreter! Die Debatte heute ist
vollig sachlich verlaufen und véllig anders als vor
einem Jahr, als Herr Feineis diesen Antrag einge-
bracht hat. Damals wurde der AfD vorgeworfen,
nicht irgendwie aus gesundheitspolitischen Griin-
den und Verbraucherschutzgriinden zu agieren,
sondern aus kulturchauvinistischen Grinden. Und
Herr Feineis, lhnen sage ich aber, es ware viel-
leicht nicht so schlimm verlaufen damals, wenn Sie
sich nicht hingestellt und gesagt hatten, Sie wollen
diese Kultur, die hierhergekommen ist, schutzen.
Ja, das hat man lhnen Ubelgenommen und das hat
man lhnen nicht abgenommen. Und deshalb hat-
ten Sie vielleicht genauso einfach reden sollen, wie
heute alle Redner geredet haben. — Vielen Dank.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Gut. Wenn es kei-
ne weiteren Wortmeldungen gibt, da muss man im-
mer noch einmal nachfragen, man weil} das nie,
dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer also der Empfehlung des Gesundheitsaus-
schusses folgen und das Hamburgische Gesetz
zum Schutz vor gesundheitlichen Gefahren durch
Kohlenstoffmonoxid in Shisha-Einrichtungen aus
Drucksache 21/16175 beschliefen mochte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? Den sehe ich nicht.

Dann kommen wir zur zweiten Abstimmung. Wer
also diesem Gesetz auch in zweiter Lesung zu-
stimmen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
dieses Mal auch einstimmig.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 60,
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Gesundes Hamburg: Schlisselfahigkeit Gesund-
heitskompetenz auf breiter Basis starken.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Gesundes Hamburg: Schliisselfahigkeit Ge-
sundheitskompetenz auf breiter Basis starken
— Drs 21/17146 -]

Hier sind die Fraktionen Gbereingekommen, auf die
Debatte zu verzichten. Damit kommen wir gleich
zu den Abstimmungen.

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Gesundheitsausschuss Uberweisen.

Wer mécehte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist diesem Uberweisungsbegeh-
ren nicht gefolgt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache
uber den gemeinsamen Antrag von SPD und
GRUNEN aus Drucksache 21/17146.

Wer moéchte hier seine Zustimmung geben? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag auch angenommen.

Jetzt kommen wir zum Tagesordnungspunkt 38,
gemeinsamer Bericht des Ausschusses fiur Wirt-
schaft, Innovation und Medien und des Ausschus-
ses fur Umwelt und Energie: Hamburgisches Fi-
scherei- und Angelgesetz sowie Verordnung zur
Durchfiihrung des Hamburgischen Fischerei- und
Angelgesetzes.

[Gemeinsamer Bericht des Ausschusses fiir
Wirtschaft, Innovation und Medien und des
Ausschusses fiir Umwelt und Energie iiber die
Drucksache 21/16498:

Hamburgisches Fischerei- und Angelgesetz
(HmbFANG) sowie Verordnung zur Durchfiih-
rung des Hamburgischen Fischerei- und Angel-
gesetzes (HmMbFANG-DVO) (Senatsantrag)

— Drs 21/17075 -]

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist als Kurzde-
batte angemeldet, sodass jeder Redner oder jede
Rednerin maximal zwei Minuten in der Debatte hat.

Wer also wiinscht das Wort? — Herr Kekstadt fiir
die SPD-Fraktion hat das Wort fiir zwei Minuten.

Gert Kekstadt SPD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! In der letz-
ten Burgerschaftssitzung habe ich einleitend
dargelegt, dass eine nachhaltige Veranderung in
Richtung Tier- und Naturschutz in den Kdpfen der
Menschen stattfinden muss im Gegensatz zur 6ko-
nomischen Veranderung, die haufig einen techni-
schen Ausgangspunkt hat.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17146
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17075
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Die vorliegende Drucksache zur Aktualisierung des
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes und
die dazugehorigen Durchfiihrungsverordnungen
kénnte man als technische, der Zeit entsprechen-
de Anpassungen betrachten. Da dieses Gesetz
aufgrund eines umfangreichen Abstimmungsver-
fahrens seitens der Wirtschaftsbehdrde gut ge-
macht worden ist, ware das Thema eigentlich erle-
digt und eine Debatte ware aus meiner Sicht hier
im Hause nicht nétig. Aber die vorliegende Druck-
sache betrifft auch 130 000 Freizeitangler sowie
16 000 bis 18 000 Angler und Anglerinnen, die in
Vereinen organisiert sind und die sich nun ver-
starkt mit Tier- und Naturschutz beschaftigen mas-
sen. Dazu gehoren unter anderem Stiitzung und
Erhalt von Fischbestanden, von Artenvielfalt, Ge-
wasserschutz, moderne Hegeinstrumente und An-
passungen der Schonzeiten. Nicht zu vergessen,
dass unter Paragraf 11, Angelprifung, geregelt
wird, ob die Bewerber und Bewerberinnen unter
anderem ausreichend Kenntnisstand tUber die Vor-
schriften in der Fischerei, im Tierschutz und Natur-
schutz besitzen. Meine Gesprache haben ergeben,
dass der Hamburger Angelsportverein und seine
Vereine in der Ausbildung ein grofies Gewicht auf
diese Regelungen legen werden. Hier ist ein Um-
denken bereits erfolgt.

Selbstverstandlich existieren auch immer noch
ewig Gestrige, das konnte man in der "Bild"-Zei-
tung heute lesen. Liebe politische Mitstreiter und
Mitstreiterinnen, wir verpflichten rund 150 000 An-
gelfreunde und -freundinnen mit diesem Gesetz,
sich kunftig noch starker mit dem Natur- und Tier-
schutz auseinanderzusetzen.

Aufgrund unserer Vorbildfunktion wiederhole ich
daher meinen Appell noch einmal, bitte verzichten
Sie im nachsten Wahlkampf so weit wie mdglich
auf Plastik und Gummi. Die Natur und die Tiere
werden daflr dankbar sein. — Vielen Dank fir lhre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kekstadt. — Es hat das Wort als Nachster Herr
Thering fur die CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der Angelsport er-
freut sich immer grofRerer Beliebtheit in unserer
Stadt. Das ist gut, denn das Angeln ist ein guter
Sport, er wird drauf’en betrieben, an der frischen
Luft, und von daher ist es richtig und wichtig, dass
wir uns Gedanken machen, wie wir den Angelsport
in unserer Stadt férdern kdnnen. Das alte Angelge-
setz war langst Uberholt, es bedarf einer Frischzel-
lenkur, und deshalb ist es auch richtig, dass wir
uns Gedanken machen, wie das Ganze besser
werden kann.

Aber zu Ihren Vorschlagen, liebe Kolleginnen und
Kollegen von SPD und GRUNEN - Herr Kekstadt
hat gerade die Behoérde dafir gelobt, dass Sie so
eine tolle Arbeit gemacht hat —: Hatte die Behorde
einmal mit den Angelvereinen gesprochen, mit den
Anglern, mit den Freizeitanglern, hatte sie ge-
wusst, dass sie hier ziemlichen Murks verbreitet
hat. Und das flhrt natiirlich bei den Anglern am
Ende des Tages auch zu grolkem Widerstand, wie
heute in der "Bild"-Zeitung eindrucksvoll zu lesen
war. Da herrscht absolut grofer Unmut. Und das
verwundert wenig, wenn man sich das Ganze an-
sieht.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Da ist zum Beispiel das sogenannte Entnahme-
fenster, die Wirksamkeit ist mit keinerlei Studien
belegt worden. Das scheint eine Luftnummer der
Behorde zu sein. Und mit diesem Entnahmefenster
bringen Sie die Anglerinnen und Angler permanent
in juristische Verlegenheit. Denn, wenn Sie den
Fisch, der auRerhalb des Entnahmefensters ist,
einfach mit nach Hause nehmen und téten, weil er
vielleicht beim Angeln, beim Herausholen verletzt
war, dann verstoRen Sie gegen das Angelgesetz.
Gleichzeitig verstoRen die Angler aber auch gegen
das Tierschutzgesetz, wenn sie den verletzten
Fisch wieder hineinsetzen. Und dariiber haben Sie
sich offensichtlich Gberhaupt keine Gedanken ge-
macht. Das zeigt, dass es dringend geboten ist,
sich noch einmal Uber dieses Angelgesetz auszu-
tauschen und dann vielleicht zur Abwechslung ein-
mal mit den Betroffenen zu reden, und dann wiirde
am Ende des Tages auch etwas Gutes dabei her-
auskommen.

(Beifall bei der CDU)

Darliber hinaus werden die kommerziellen Angel-
Guides deutlich bevorzugt, was die Fischereiabga-
be angeht. Die normalen — in Anflhrungsstrichen —
Freizeitangler werden deutlich starker belastet.
Das ist ein Ungleichgewicht, das wir als CDU ab-
lehnen. Und von daher werden wir das Angelge-
setz in dieser vorliegenden Form ablehnen

(Glocke)

und wirden Sie bitten, kiinftig da ein bisschen
nachzuscharfen, dass das Ganze im Sinne der
Anglerinnen und Angler ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Thering. — Als Nachste erhalt dann das Wort
fir die SPD-Fraktion Frau Sparr. Nein, die GRU-
NEN, Frau Sparr, jetzt habe ich es richtig.

Ulrike Sparr GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Das neue Fischerei- und Angler-
gesetz nimmt die heutigen Gegebenheiten in den
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Blick und reagiert darauf, dass wir, gerade auch
beim Angeln, verstarkt auf Naturschutz und Tier-
schutz achten muissen. Wir haben kaum noch Be-
rufsfischer in Hamburg, nur drei bis vier, aber die
erstaunliche Zahl von 120 000 Freizeitanglern. Das
Gesetz unterscheidet auch deutlich zwischen Be-
rufs- und Hobbyfischerei, und es geht darauf ein,
dass wir in Hamburg iberwiegend freie Gewasser
haben, die nicht verpachtet sind. Darum nimmt die
Stadt dann eine jahrliche Gebuihr von jetzt 10 Euro
von den Anglern. Das finde ich sehr maf3voll.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Es werden Schon- und Sperrgebiete festgelegt
und es wird eben auch dieses Entnahmefenster
als ein neues Instrument eingeflhrt. Das bedeutet,
dass nicht nur zu kleine Fische wieder zuriickgege-
ben werden missen, sondern auch Fische, die
sehr grof sind und die deshalb also besonders
vermehrungsfahig sind, wie sich das durchaus wis-
senschaftlich in letzter Zeit erwiesen hat. Und soll-
te es passiert sein, dass so ein Fisch zu stark ver-
letzt ist, Herr Thering, selbstverstandlich darf und
sollte man ihn dann téten.

(Dennis Thering CDU: Wer kontrolliert das
denn? Das ist sehr theoretisch, wie Sie da
rangehen!)

Und das steht da und das weild ein Angler auch,
der seine Prifung ordentlich gemacht hat, und er
macht das naturlich nicht zu Hause, sondern gleich
vor Ort, auch das steht sogar im Gesetz.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Ich finde es richtig, dass der Professionalisierung
bei den Angel-Guides Rechnung getragen wird
und dass es vor allen Dingen jetzt auch prazisere
Regelungen fir den Angelschein gibt. Die Prufung
ist verpflichtend, man muss jetzt ein bisschen dafir
lernen. Und wer in Hamburg lebt, sollte auch hier
den Angelschein machen, denn in anderen Bun-
deslandern gibt es da haufig sehr viele nachlassi-
gere Regelungen.

Alles in allem ist es gut, dass wir da jetzt genauer
hinschauen. Wir haben gerade heute die Meldung
gehabt, dass da jemand offenbar nicht genau auf-
gepasst hat, seine Angelschnur liegengelassen, es
ist ein Storch da hineingeraten und verendet. So
etwas muss nicht sein und das wollen wir verhin-
dern. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf: Mit Inrem Angelgesetz!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Sparr. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Das alte Angelgesetz ist

Uber 30 Jahre alt, heute auf den Tag 33 Jahre alt.
Es ist dringend reformbedurftig und insofern ein
guter Ansatz. Ich meine, es ist so alt, damals hatte
die SPD noch 51,3 Prozent in der Burgerschaft.

(Dennis Thering CDU: Gott sei Dank sind
die Zeiten vorbeil)

Es hat sich in der Zeit vieles geandert, im Fischen,
auch im Umfeld des Fischens. Und das betrifft den
Tier- und den Bestandsschutz, das betrifft den Ge-
wasserschutz, der Kollege Kekstadt hat es schon
gesagt, und es betrifft auch die Struktur der Fi-
scherei. Mit drei Berufsfischern, hauptberuflichen
Fischern, bekommt man gerade noch einmal eine
Skatrunde hin, da sollte man natirlich in der Tat
das Gesetz entsprechend anpassen.

120 000 Hobbyanglerinnen und Hobbyangler sind
auch erwahnt worden. Wir haben natiirlich den An-
geltourismus mit mehreren Tausenden Anglerin-
nen und Anglern, die jetzt in die Fischereiabgabe
mit einbezogen werden. Das ist fur mich an diesem
Punkt ein sehr wichtiger Faktor, um das zu regulie-
ren. Und genau das betrifft auch die Angel-Guides,
eine Institution, die so bisher noch nicht vorgese-
hen war. Das ist ein guter Ansatz im Gesetz und er
ist, wie ich finde — im Gegensatz zum Kollege The-
ring —, dort hervorragend ausformuliert.

Ich habe auch mit den Verbanden gesprochen; die
Verbandsbeteiligung war eine eigentlich ganz her-
vorragende. Wenn man sich die Begriindungen
ansieht, dann kann ich an dieser Stelle nicht infra-
ge stellen, dass hier nach Comply or Explain vor-
gegangen worden ist. Ich finde das hervorragend
nachvollziehbar; daraus lasst sich schon eine hal-
be Dokumentation dieser Anderung herleiten.

Ich denke, mit diesem Gesetz werden die Anglerin-
nen und Angler und das gesamte Umfeld Sicher-
heit in den nachsten Jahren haben.

(Glocke)
Wir werden dem zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jersch. — Es erhalt als Nachster das Wort
Herr Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir sehen dieses
Gesetz nicht so kritisch wie die CDU, werden uns
bei dieser Abstimmung aber enthalten, weil es
doch einige Punkte gibt, die man vielleicht noch
verbessern kénnte. Ich nenne einmal das Stichwort
Angel-Guides und Lizenzvergabe; das scheint mir
noch ein bisschen amateurhaft zu sein. Trotzdem
finden wir gut, dass endlich ein neues Gesetz ge-
schaffen worden ist.
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Ich mdchte an dieser Stelle, weil ich nur zwei Minu-
ten maximal habe, mich einmal bedanken bei den
Uber 100 000 Anglern in Hamburg fir ihren Anteil
am Naturschutz, der nicht genug gewurdigt werden
kann. Ich méchte auf jeden Fall darauf hinweisen,
dass diese Leute teilweise mehr fur Naturschutz
tun und teilweise mehr Ahnung von Naturschutz
haben als mancher Umweltpolitiker, auch in die-
sem Hause. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Alexander Wolf AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Duwe. — Dann erhalt als Nachste das
Wort Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Hamburg
ist die Hauptstadt des Angelsports. Insofern ist es
folgerichtig, dass das Fischereigesetz von 1986
den Bedurfnissen des 21. Jahrhunderts angepasst
wurde. Auch der Entstehungsprozess dieses Ge-
setzes ist vorbildlich. Der Entwurf wurde sowohl
bei den Anglern, Fischern, Kammern als auch bei
den Umweltverbanden begutachtet und diskutiert.
Anderungsvorschlage waren der Behorde willkom-
men. Herausgekommen ist ein Gesetz, mit dem es
nur Gewinner gibt, so die Behdrdenvertreter in der
gemeinsamen Sitzung der Ausschisse fur Umwelt
und Wirtschaft.

Dass es jetzt plotzlich Proteste gibt, ist ein
bisschen erstaunlich; entweder hat da jemand
nicht mitbekommen, dass ein neues Gesetz in Ar-
beit ist, oder es ist tatsdchlich so, dass vielleicht
noch einmal nachgearbeitet werden muss. Aber
das wird sich zeigen. Es ist fir uns kein Grund,
nicht zuzustimmen. Im Gegenteil, ich erkenne
neidlos an, dass das wirklich gut gemacht worden
ist, so wie es ausgearbeitet worden ist. Und natir-
lich sind auch die Anderungen des Paragrafen 12
Absatz 4 sinnvoll und wir akzeptieren sie. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschlager. — Gibt es weitere Wortmeldun-
gen zu diesem Tagesordnungspunkt? Dem ist
nicht so. Dann kommen wir zur Abstimmung tber
den Ausschussbericht aus Drucksache 21/17075.

Hierzu stelle ich fest, dass die in Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung erbetene Kenntnisnahme er-
folgt ist.

Wer mochte dann Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lung folgen und das Hamburgische Fischerei- und
Angelgesetz aus Drucksache 21/16498 mit der
vom Ausschuss empfohlenen Anderung beschlie-
Ren? — Wer mdchte das nicht? — Wer enthalt
sich? — Dann ist das angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den hére ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschlielen? — Wer
mochte dies nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist
es auch in zweiter Lesung angenommen und damit
endgliltig beschlossen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5, Druck-
sache 21/16921: Bericht des Eingabenausschus-
ses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/16921 —]

Wer méchte sich hier zunachst den Empfehlungen
zu den Eingaben 858/19 und 859/19 anschlie-
Ren? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist dies
mit Mehrheit angenommen.

Wer mdchte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 773/19 und 869/19 folgen? — Wer mdchte
dies nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist auch
dies angenommen.

Wer schlie3t sich dartber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist dies sogar einstimmig
angenommen worden.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Biirgerschaft
die unter A aufgefiihrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Wer tut dies nicht? — Und wer enthalt sich? —
Das ist einstimmig.

Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann
ist auch dies einstimmig erfolgt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, Druck-
sache 21/16837, Grole Anfrage der FDP-Fraktion:
Zahlungen an Verurteilte von Haftlingskonten.

*** Sammellbersicht siehe Seite 7743 ff.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16921
HembacRu
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht siehe Seite 7743 ff.
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[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:
Zahlungen an Verurteilte von Héftlingskonten
— Drs 21/16837 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fur Justiz und Datenschutz Uber-
weisen.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Wer tut dies nicht? — Wer enthalt sich? —
Dann ist dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird dies von ei-
nem Drittel der Anwesenden unterstiitzt? — Dann
wird die Besprechung der Drucksache 21/16837
fur die nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17, Druck-
sache 21/17095, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Burgerschaftliches Ersuchen: Mit langeren Be-
triebszeiten und touristischen Angeboten wird der
Alte Elbtunnel zu einer attraktiven Verbindung fur
alle Hamburgerinnen und Hamburger.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 26. Septem-
ber 2018: "Mit langeren Betriebszeiten und tou-
ristischen Angeboten wird der Alte Elbtunnel
zu einer attraktiven Verbindung fiir alle Ham-
burgerinnen und Hamburger" — Drs. 21/14169

— Drs 21/17095 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Ausschuss fir Wirt-
schaft, Innovation und Medien Uberweisen. Von-
seiten der Fraktion DIE LINKE liegt ein Antrag auf
Uberweisung der Drucksache federfiihrend an den
Haushaltsausschuss und mitberatend an den
Stadtentwicklungsausschuss vor.

Wer also mochte nun zunachst die Drucksache
21/17095 federfihrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen? — Wer mochte dies
nicht? — Und wer enthalt sich? — Dann ist dieses
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer dann die Drucksache an den Ausschuss flr
Wirtschaft, Innovation und Medien {berweisen
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. —
Wer mochte dies nicht? — Wer enthélt sich? —
Dann ist dies angenommen und Uberwiesen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 19, Druck-
sache 21/17126, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Burgerschaftliches Ersuchen: Nicht auf Kosten
der Menschen in benachteiligten Quartieren spa-
ren: Tagwerk-Projekte erhalten!

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 28. Marz
2018: "Nicht auf Kosten der Menschen in be-
nachteiligten Quartieren sparen: Tagwerk-Pro-
jekte erhalten!™ — Drs. 21/12217

— Drs 21/17126 -]

Die Fraktion der CDU beantragt hierzu die Uber-
weisung der Drucksache an den Ausschuss fiir So-
ziales, Arbeit und Integration.

Wer mécehte das auch? — Wer mochte dies nicht? —
Und wer enthéalt sich? — Dann ist dieses Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/17126 Kenntnis ge-
nommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, Druck-
sache 21/17046, Bericht des Europaausschusses:
Die Stadtepartnerschaften fir Hamburg weiterent-
wickeln.

[Bericht des Europaausschusses liber die
Drucksache 21/13245:

Die Stadtepartnerschaften fiir Hamburg weiter-
entwickeln (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/17046 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Wer mdchte dies nicht? — Und die Enthaltungen? —
Dann ist das angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 27, Druck-
sache 21/17038, Bericht des Ausschusses Offentli-
che Unternehmen: Offentlichkeit transparent und
zeitnah Uber die Entwicklung der hsh portfolioma-
nagement AGR informieren.

[Bericht des Ausschusses Offentliche Unter-
nehmen liber die Drucksache 21/16014:
Offentlichkeit transparent und zeitnah iiber die
Entwicklung der hsh portfoliomanagement A6R
informieren (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/17038 -]

Wer mdchte hier der Empfehlung des Ausschus-
ses folgen? — Wer folgt ihr nicht? — Und wer enthalt
sich? — Dann wurde ihr gefolgt.

Und wir sind beim Tagesordnungspunkt 30, Druck-
sache 21/17048 Neufassung, Bericht des Stadtent-
wicklungsausschusses: 164. Anderung des Fla-
chennutzungsplans und 149. Anderung des Land-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16837
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17095
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17126
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17046
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17038
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schaftsprogramms flr die Freie und Hansestadt
Hamburg — Wohnen westlich Julius-Vosseler-Stra-
Re in Lokstedt und Stellingen.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/15507:

164. Anderung des Flachennutzungsplans fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
westlich Julius-Vosseler-StraBe in Lokstedt
und Stellingen —

149. Anderung des Landschaftsprogramms fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
westlich Julius-Vosseler-StraBe in Lokstedt —
(Senatsantrag)

— Drs 21/17048 (Neufassung) -]

Wer sich dieser Ausschussempfehlung anschlie-
fen mochte, den bitte ich nun um das Handzei-
chen. — Wer folgt ihr nicht? — Und wer enthalt
sich? — Dann ist dieser Ausschussempfehlung zu-
gestimmt worden.

Tagesordnungspunkt 35, Drucksache 21/17073,
Bericht des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2019/2020 Einzelplan 5, Nachbewilligung einer
Verpflichtungsermachtigung, hier: Rahmenvertrage
mit Seqirus und GlaxoSmithKline fir pandemische
Impfstoffe sowie Nachtragliche Genehmigung von
Uber- und aulerplanmaRigen Kosten, hier: Rah-
menvertrag mit Seqirus fur pandemische Impfstof-
fe.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 21/16377:

Haushaltsplan 2019/2020 Einzelplan 5 Behoérde
fiir Gesundheit und Verbraucherschutz

a) Nachbewilligung einer Verpflichtungser-
machtigung nach §35 Absatz 2 LHO, hier: Rah-
menvertrage mit Seqgirus und GlaxoSmithKline
(GSK) fiir pandemische Impfstoffe

b) Nachtragliche Genehmigung von iiber- und
auBerplanmaBigen Kosten nach §39 LHO bzw.
Verpflichtungen fiir kiinftige Jahre nach §40
LHO, hier: Rahmenvertrag mit Seqirus fiir pan-
demische Impfstoffe (Senatsantrag)

— Drs 21/17073 -]

Wer schlie8t sich nun der Empfehlung des Haus-
haltsausschusses an? — Wer schlie3t sich nicht
an? — Und wer enthalt sich? — Dann ist der Emp-
fehlung einstimmig gefolgt worden.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es dazu Widerspruch? — Vernehme
ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Wer
md&chte dies nicht? — Und wer enthalt sich? — Wie
eben einstimmig angenommen. Damit ist dies in
zweiter Lesung und somit endgtiltig beschlossen
worden.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 36,
Drucksache 21/17074, Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Staatsvertrag zur Anderung des Ver-
trags Uber die Errichtung des IT-Planungsrats und
Uber die Grundlagen der Zusammenarbeit beim
Einsatz der Informationstechnologie in den Verwal-
tungen von Bund und Landern — Vertrag zur Aus-
fihrung von Artikel 91c Grundgesetz.

[Bericht des Haushaltsausschusses uiber die
Drucksache 21/16650:

Staatsvertrag zur Anderung des Vertrags iiber
die Errichtung des IT-Planungsrats und iiber
die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Ein-
satz der Informationstechnologie in den Ver-
waltungen von Bund und Landern — Vertrag zur
Ausfiihrung von Artikel 91c GG (Senatsantrag)
— Drs 21/17074 -]

Wer der Ausschussempfehlung folgen und das Ge-
setz zum soeben genannten ersten Staatsvertrag
aus Drucksache 21/16650 beschlielen mdchte,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Wer ist
dagegen? — Und die Enthaltungen? — Dann ist dies
einstimmig beschlossen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er auch in diesem Fall. Gibt es einen Wi-
derspruch? — Den gibt es nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlielen? —
Wer will das nicht? — Und wer enthalt sich? — Dann
ist auch dies einstimmig. Das Gesetz ist damit
auch in zweiter Lesung und somit endgultig be-
schlossen worden.

Punkt 39, Drucksache 21/17076, Bericht des In-
nenausschusses: Zugang zum Recht fiir Alle — Un-
abhangige Asylverfahrensberatung fir Gefliichtete
etablieren!

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 21/15218:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
8.1, Produktgruppe 274.03 — Zugang zum Recht
fiir Alle — Unabhéngige Asylverfahrensberatung


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17048
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fur Gefliichtete etablieren! (Antrag der Fraktion
DIE LINKE)
— Drs 21/17076 -]

Wer folgt hier der Empfehlung des Innenausschus-
ses? — Wer folgt der Empfehlung nicht? — Und wer
enthalt sich? — Dann ist das mit Gegenstimmen an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 43, Drucksache 21/17121,
Bericht des Ausschusses fur Justiz und Daten-
schutz: Ersatzfreiheitsstrafen reduzieren und ge-
zZielt bei ihrer Vermeidung helfen — Die Modalitaten
der Verbufung von Ersatzfreiheitsstrafen rechtlich
neu ausgestalten und ein Konzept der aufsuchen-
den Sozialarbeit prifen und Anpassungen des
Strafgesetzbuches bei minderschweren Delikten
sowie Uberfiillte Gefangnisse und mangelnde Re-
sozialisierung — Weitere Moglichkeiten der Haftver-
meidung schaffen.

[Bericht des Ausschusses fir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksachen 21/16525 (Neu-
fassung):

Ersatzfreiheitsstrafen reduzieren und gezielt
bei ihrer Vermeidung helfen — Die Modalitiaten
der VerbiiBung von Ersatzfreiheitsstrafen
rechtlich neu ausgestalten und ein Konzept der
aufsuchenden Sozialarbeit priufen (Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN),
21/16641: Ersatzfreiheitsstrafen vermeiden: An-
passungen des Strafgesetzbuches bei minder-
schweren Delikten (Antrag der FDP-Fraktion),
21/14516: Funktionierender Rechtsstaat: An-
passungen des Strafgesetzbuches bei minder-
schweren Delikten prifen (Antrag der FDP-
Fraktion) und

21/11084: Uberfiillte Gefiangnisse und mangeln-
de Resozialisierung — Weitere Moglichkeiten
der Haftvermeidung schaffen (Antrag der CDU-
Fraktion)

— Drs 21/17121 -]

Wer mdchte hier zunachst Punkt a der Aus-
schussempfehlung folgen und das Gesetz zur An-
derung des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes
aus Drucksache 21/16525 in der Neufassung mit
den vom Ausschuss empfohlenen Anderungen be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Die Enthaltun-
gen? — Dann ist dies so beschlossen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat dem zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Ja, das tut er. Gibt es Widerspruch im Haus? —
Nein, den gibt es nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-

schlieBen? — Die Gegenprobe, bitte. — Enthaltun-
gen? — Damit ist das Gesetz auch in zweiter Le-
sung mit wenigen Enthaltungen beschlossen und
somit endglltig beschlossen worden.

Wer mochte nun noch den Punkten b und d der
Ausschussempfehlung zustimmen? — Wer nicht? —
Und die Enthaltungen? — Dann ist dem zugestimmt
worden.

SchlieBlich zu Punkt ¢ der Empfehlung.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. — Wer mdchte ihn nicht an-
nehmen? — Und wer enthalt sich? — Dann ist dies
mit groRer Mehrheit angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 45, Drucksache 21/17128,
Antrag der AfD-Fraktion: Aktenvorlage zu den Vor-
gangen an der Ida Ehre Schule.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Aktenvorlage zu den Vorgangen an der Ida Eh-
re Schule

— Drs 21/17128 -]

Ich stelle fest, dass der Antrag aus Drucksache
21/17128 nicht mit dem nach Artikel 30 der Ham-
burgischen Verfassung erforderlichen Quorum ge-
stellt worden ist. Ich lasse deshalb nun Uber den
Antrag abstimmen.

Wer also mochte diesen Antrag nun unterstit-
zen? — Wer tut dies nicht? — Und wer enthalt
sich? — Dann ist dieses Begehren abgelehnt.

Das nach Artikel 30 der Hamburgischen Verfas-
sung erforderliche Quorum ist nicht erreicht und
das Aktenvorlageersuchen somit nicht zustande
gekommen.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 47,
das ist die Drucksache 21/17130, Antrag der Frak-
tion DIE LINKE: Wir brauchen eine regionale und
sozial ausgewogene Schulentwicklungsplanung in
gemeinsamer Verantwortung.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Wir brauchen eine regionale und sozial ausge-
wogene Schulentwicklungsplanung in gemein-
samer Verantwortung

— Drs 21/17130 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Umfassende Beteiligung beim Schulentwick-
lungsplan erméglichen

— Drs 21/17264 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/17264 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17076
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17121
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17128
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17130
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17264

7738 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 99. Sitzung am 22. Mai 2019

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht)

Den Hauptantrag moéchte DIE LINKE an den
Schulausschuss berweisen. Vonseiten der CDU
liegt der Wunsch einer Uberweisung ihres Antra-
ges ebenfalls an den Schulausschuss vor.

Wer also mdchte nun zunachst den Antrag der
LINKEN aus Drucksache 21/17130 an den Schul-
ausschuss Uberweisen? — Wer mochte dies
nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist die Uberwei-
sung abgelehnt.

Wer dann den CDU-Antrag aus der Drucksache
21/17264 an den Schulausschuss Uberweisen
mochte, den bitte ich nun um das Handzeichen. —
Wer folgt dem nicht? — Und wer enthalt sich? — Da-
mit ist auch diese Uberweisung abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus Drucksache 21/17130.

Wer mochte ihm zustimmen? — Wer stimmt ihm
nicht zu? — Und wer enthalt sich? — Dann ist dieser
Antrag abgelehnt.

Dann jetzt noch die Abstimmung Uber den CDU-
Antrag aus Drucksache 21/17264.

Wer stimmt ihm zu? — Wer enthalt sich? — Wer
lehnt ihn ab? — Entschuldigung.

(Heiterkeit)
— Reingefallen. Entschuldigung.

Jetzt kommt erst einmal die Gegenprobe. Wer ist
also nicht dafiir? — Und jetzt kommen die Enthal-
tungen. — Okay, das ist eine Ablehnung mit Mehr-
heit.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 49,
Drucksache 21/17135, Antrag der CDU-Fraktion:
Sicherheit erhéhen — Videoschutz auf Hamburgs
Stralen ausweiten und intelligenten Videoschutz
erproben.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Sicherheit erhohen — Videoschutz auf Ham-
burgs StraBen ausweiten und intelligenten Vi-
deoschutz erproben

— Drs 21/17135 -]

Diese Drucksache mochte die FDP an den Innen-
ausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Wer mochte so nicht
verfahren? — Und wer enthéalt sich? — Dann ist die-
ses Begehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer also méchte dem Antrag der CDU aus Druck-
sache 21/17135 seine Zustimmung geben? — Wer
mochte nicht zustimmen? — Und wer enthalt

sich? — Dann wurde diesem Antrag nicht zuge-
stimmt.

Tagesordnungspunkt 52, Drucksache 21/17138,
Antrag der CDU-Fraktion: Wohistand durch Mobili-
tat — Handwerkerparken erleichtern, Wirtschafts-
verkehr starken.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Wohlstand durch Mobilitat — Handwerkerparken
erleichtern, Wirtschaftsverkehr starken

— Drs 21/17138 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Wohlstand durch Mobilitat — Handwerkerparken
erleichtern, Wirtschaftsverkehr starken

— Drs 21/17263 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/17263 ein
Antrag der AfD-Fraktion vor.

Die Fraktion DIE LINKE mochte nur die Drucksa-
che 21/17138 an den Verkehrsausschuss tberwei-
sen, die AfD-Fraktion winscht die Uberweisung
beider Antrage an den Verkehrsausschuss.

Wer also mdchte dann zunachst den CDU-Antrag
aus Drucksache 21/17138 an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen? — Wer mochte nicht Gberwei-
sen? — Und wer enthalt sich? — Dann ist die Uber-
weisung abgelehnt.

Wer stimmt dann einer Uberweisung des AfD-An-
trags aus Drucksache 21/17263 ebenfalls an den
Verkehrsausschuss zu? — Wer stimmt dem nicht
zu? — Und wer enthalt sich? — Dann ist auch die-
ses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache
und beginnen mit dem Antrag der AfD.

Wer méchte ihm seine Zustimmung geben? — Wer
mochte dies nicht? — Und wer enthalt sich? — Dann
ist er abgelehnt worden.

Wir kommen zum Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/17138. Die AfD-Fraktion moéchte
die Ziffer 1a des Antrags separat abstimmen las-
sen.

Wer also mochte dann zunachst 1a annehmen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
mit Mehrheit abgelehnt.

Wer stimmt dartber hinaus dann den ubrigen Zif-
fern zu? — Wer nicht? — Und die Enthaltungen? —
Dann ist dieser Antrag abgelehnt worden.

Tagesordnungspunkt 54, Drucksache 21/17140,
Antrag der CDU-Fraktion: Medizinische Versor-
gung in allen Lebenslagen sichern — Lucken bei
der Krankenversorgung fiir Obdachlose schlieRRen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17135
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17138
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17263
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[Antrag der CDU-Fraktion:

Medizinische Versorgung in allen Lebenslagen
sichern — Liicken bei der Krankenversorgung
fiir Obdachlose schlieBen

— Drs 21/17140 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und LINKEN an den Ausschuss flr
Soziales, Arbeit und Integration Gberweisen.

Wer mochte auch so verfahren? — Wer picht? -
Und wer enthalt sich? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 55, Drucksache 21/17141,
Antrag der CDU-Fraktion: Schluss mit rot-griinen
Bauplanungen an der Hoisbutteler Strale! Feld-
mark am Naturschutzgebiet Wohldorfer Wald zum
Landschaftsschutzgebiet erklaren und in den Bio-
topverbund aufnehmen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Schluss mit rot-griinen Bauplanungen an der
Hoisbiitteler StraBe! Feldmark am Naturschutz-
gebiet Wohldorfer Wald zum Landschafts-
schutzgebiet erklaren und in den Biotopver-
bund aufnehmen

— Drs 21/17141 -]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Chance fiir einen Neuanfang: Das Gebiet des
Bebauungsplans Wohldorf-Ohlstedt 13 fiir die
Natur sichern und aufwerten

— Drs 21/17285 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/17285 ein ge-
meinsamer Antrag der GRUNEN und der SPD vor.

Den Hauptantrag mdchte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer méchte sich dem Uberweisungsbegehren an-
schlielen? — Wer schlief3t sich ihm nicht an? —
Und wer enthalt sich? — Dann ist dieses Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung in der Sache
und beginnen mit dem Antrag der CDU aus Druck-
sache 21/17141.

Wer mochte diesem zustimmen? — Wer stimmt ihm
nicht zu? — Und wer enthalt sich? — Dann ist dieser
Antrag abgelehnt.

SchlieBlich zum Antrag der GRUNEN und der SPD
aus Drucksache 21/17285.

Wer mochte ihn annehmen? — Wer nimmt ihn nicht
an? — Und wer enthalt sich? — Dann ist dieser An-
trag mit Mehrheit angenommen.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 56,
Drucksache 21/17142, Antrag der Fraktionen der
FDP und der CDU: Akteneinsicht zum Vorfall an
der Ida-Ehre-Schule — Debatte durch Transparenz
versachlichen.

[Antrag der Fraktionen der FDP und der CDU:
Akteneinsicht zum Vorfall an der Ida-Ehre-
Schule — Debatte durch Transparenz versachli-
chen

— Drs 21/17142 -]

Ich stelle fest, dass dieser Antrag mit dem nach Ar-
tikel 30 der Hamburgischen Verfassung erforderli-
chem Quorum gestellt worden ist. Das Aktenvorla-
geersuchen ist somit wirksam zustande gekom-
men.

Wird hierzu noch das Wort gewinscht? Nein? —
Okay.

Die FDP-Fraktion winscht nun noch die nachtragli-
che Uberweisung des Antrags an den Schulaus-
schuss.

Wer mdchte diesem Uberweisungswunsch fol-
gen? — Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist
dieses Uberweisungsbegehren nicht angenommen
worden.

Und wir sind beim Tagesordnungspunkt 58, das ist
die Drucksache 21/17144, Antrag der FDP-Frakti-
on: Europas Feuer neu entfachen: Europaisches
Bewusstsein im Bildungsbereich starken!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Europas Feuer neu entfachen: Europiaisches
Bewusstsein im Bildungsbereich starken!

— Drs 21/17144 -]

Diese Drucksache mdchten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Europaausschuss
Uberweisen. Die FDP-Fraktion beantragt die Uber-
weisung an den Schulausschuss.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/17144 an den Schulausschuss Uberweisen? —
Wer mochte sie dorthin nicht tberweisen? — Und
wer enthalt sich? — Dann ist diese Uberweisung
abgelehnt.

Wer stimmt dann einer Uberweisung der Drucksa-
che an den Europaausschuss zu? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist diese Uberweisung er-
folgt.

Punkt 59, Drucksache 21/17145, Antrag der FDP-
Fraktion: Kleine und Mittlere Unternehmen durch


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17140
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17141
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17285
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17142
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17144
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gezielte Forderung bei der Digitalisierung unter-
stitzen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Kleine und Mittlere Unternehmen durch gezielte
Forderung bei der Digitalisierung unterstiitzen
— Drs 21/17145 -]

Hierzu beantragen CDU und FDP die Uberweisung
an den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und
Medien.

Wer das auch mdchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer mdéchte das nicht? — Wer enthalt
sich? — Dann ist dieses Begehren abgelehnt wor-
den.

Wir kommen dann zur Abstimmung Uber den An-
trag der FDP aus Drucksache 21/17145 in der Sa-
che.

Wer mochte diesem Antrag zustimmen? — Wer
stimmt ihm nicht zu? — Und wer enthalt sich? — Da-
mit ist dieser Antrag abgelehnt worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 61, Druck-
sache 21/17147, Antrag der SPD und GRUNEN
Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanie-
rung und Renovierung Museum Elbinsel Wilhelms-
burg unterstitzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanierung
und Renovierung Museum Elbinsel Wilhelms-
burg unterstiitzen

— Drs 21/17147 -]

Wer méchte diesem Antrag folgen? — Wer folgt ihm
nicht? — Wer enthalt sich? — Der Antrag ist ein-
stimmig angenommen worden.

TOP 62, Drucksache 21/17148, Antrag der AfD-
Fraktion: Die Burgerschaft zeigt Haltung! Gemein-
same Verurteilung der Teilnahme des Islamischen
Zentrums Hamburg am Al-Quds-Tag in Berlin.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Die Biirgerschaft zeigt Haltung! Gemeinsame
Verurteilung der Teilnahme des Islamischen
Zentrums Hamburg (IZH) am AIl-Quds-Tag in
Berlin

— Drs 21/17148 -]

Hierzu ist mir mitgeteilt worden, dass aus den Rei-
hen der AfD-Fraktion gemaf Paragraf 26 Absatz 6
unserer Geschaftsordnung das Wort begehrt
wird. — Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion, Sie ha-
ben das Wort fir maximal drei Minuten.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Die Demonstra-
tionen zum Al-Quds-Tag am 1. Juni stehen leider
wieder vor der Tur. Schauen wir kurz ins Vorjahr.
Am 22. August 2018 hatte die AfD-Fraktion zuletzt
einen Antrag in die Burgerschaft eingebracht, in
dem sie fur Sanktionen gegen das IZH warb. Ob-
wohl die Innenbehdérde bereits am 11. Juni 2018 in
einer Pressemitteilung verlautbarte, dass nicht nur
hohe 1ZH-Vertreter sowie 150 Personen aus der
Metropolregion Hamburg an den Al-Quds-Demons-
trationen teilnahmen, sondern das IZH diese auch
mitorganisierte, lehnten alle Fraktionen unseren
Antrag ab. Mit den miden Argumenten, die Staats-
vertrage seien fiir schlechte Zeiten da und man
misse gerade jetzt im Gesprach bleiben, konnte
sich die Birgerschaft lediglich zu ernsten Gespra-
chen durchringen. Fur uns war damals klar: Nichts
wirde sich andern. Und genauso sieht es aus.

Wir haben nach den bisherigen Erfahrungen kei-
nen Zweifel daran, dass sich das I1ZH auch in die-
sem Jahr am 1. Juni wieder an den Al-Quds-De-
monstrationen beteiligen wird. Sollte das IZH tat-
sachlich in ein paar Tagen wieder teilnehmen,
dann liegt die Verantwortung bei lhnen. Denn |hre
Scheu, die antisemitischen Verfehlungen des IZH
konsequent zu ahnden, hat dazu geflhrt, dass de-
ren Vertreter letztlich uns und die Vertreter des
Hamburger Senats wohl schon lange nicht mehr
ernst nehmen.

Sie sagen, der Staatsvertrag sei in erster Linie fur
die Muslime in Hamburg gedacht. Ich sage, der
Staatsvertrag ist vor allem dazu da, dass sein In-
halt umgesetzt wird, und dazu zahlen geman Arti-
kel 2 gerade auch jene gemeinsamen Wertegrund-
lagen, die das IZH seit Jahren entgegen anders-
lautenden offentlichen Stellungnahmen mit Fifen
tritt. Jede Debatte, die wir bislang um das 1ZH ge-
fuhrt haben, Iasst sich treffend mit dem Satz "Und
taglich graf3t das Murmeltier" beschreiben. Der Ab-
lauf ist stets der Gleiche: Das IZH tanzt aus der
Reihe, Sie schwingen zwar heilte Reden, aber
nichts passiert und alles geht von vorn los.

Wie lange soll dieses Schauspiel denn eigentlich
noch weitergehen? Wie oft muss das IZH noch am
Al-Quds-Tag teilnehmen, damit Sie endlich einse-
hen, was die AfD-Fraktion schon seit Jahren kon-
statiert: Der Staatsvertrag ist gescheitert. Nutzen
Sie die Gelegenheit, lhre Fehler der Vergangenheit
zu korrigieren, und schlielen Sie sich unserem
Aufruf an. Machen Sie dem IZH klar, dass die Teil-
nahme an israelfeindlichen Demonstrationen nicht
l&nger toleriert wird, und schaffen Sie damit Grund-
lagen fir Sanktionen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Wolf. — Es erhalt als Nachster das Wort
Herr Wysocki von der SPD-Fraktion. — Sie haben


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17145
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17147
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17148
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sich nicht gemeldet? Entschuldigung. Dann erhalt
das Wort Herr Wersich von der CDU-Fraktion.

Dietrich Wersich CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Unsere Haltung ist klar: Das
Existenzrecht Israels ist fUr uns unantastbar, und
wir treten entschieden gegen jede Form von Anti-
semitismus auf.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Und genauso ist fiir uns klar, dass wir nicht bei ei-
ner Aktion der AfD mitmachen, die selbst einen
Flugel hat, der offen antisemitisch ist, der histo-
risch an die dunkelsten Zeiten der deutschen Ge-
schichte anknipft und der die Mechanismen des
Antisemitismus, der Ausgrenzung, pauschal auf
andere Bevdlkerungsgruppen wie Fllichtlinge,
Muslime und andere in Deutschland in ihren Re-
den immer wieder vornimmt. Bei einer solchen Fei-
genblattaktion machen wir nicht mit.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Wersich. — Als Nachster erhalt das Wort der
fraktionslose Abgeordnete Professor Kruse.

Dr. Jorn Kruse fraktionslos:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Israel
ist die einzige Demokratie im gesamten Nahen
Osten und der einzige Rechtsstaat und der einzige
Staat, der die Rechte von Frauen, Andersglaubi-
gen und Homosexuellen aktiv schitzt. Israel ist
umgeben von Todfeinden, nicht nur Konkurrenten
oder Neidhammeln, sondern Todfeinden, die es
ausléschen wollen und die das auch taten, wenn
Israel nicht eine starke Armee und den Schutz der
Vereinigten Staaten hinter sich hatte.

Und Deutschland? AuBer billigen lauen Worten ist
da nichts, wenn es einmal darauf ankommt. Bei
der UN stimmt Deutschland regelmaRig gegen Is-
rael. 2018 hat Deutschland bei neun Anti-Israel-
Entscheidungen achtmal zugestimmt, zusammen
mit ganz widerlichen Diktatoren. War das ein Ego-
trip von UN-Botschafter Heusgen? Mitnichten. Die
Bundesregierung hat ihre Israel-Resolutionspolitik
im Bundestag noch gerechtfertigt, nachzulesen in
der Drucksache 19/7560. Der Versuch der FDP-
Fraktion, das zu problematisieren, wurde im Bun-
destag abgeschmettert, mit 408 zu 155 Stimmen.
Die Parole, die Sicherheit des Staates Israel gehd-
re zur deutschen Staatsrédson und Deutschland sei
ein Freund Israels, ist insofern eine schabige Lige.
Wer solche trdgen und opportunistischen Freunde
hat, braucht keine Feinde mehr.

Einer der Ubelsten Todfeinde Israels ist die Mullah-
Diktatur in Teheran. Sie unterhalten Tausende von

Hisbollah-Kriegern im Siiden Libanons und anders-
wo, bedrohen lIsrael an den Grenzen und liefern
der terroristischen Diktatur der Hamas im Gaza-
streifen die Raketen, mit denen diese hundertfach
Israel beschielen. Und die Europazentrale dieser
Schiiten-Diktatur ist in Hamburg, in der Blauen Mo-
schee des IZH. Die organisieren jedes Jahr den Al-
Quds-Tag mit, auf dem die versammelten lIsla-
misten Israel den Tod winschen. Was glauben
Sie, wie das in Israel ankommt?

Und was macht der Hamburger Senat? Er pappelt
die Israelfeinde noch durch einen Staatsvertrag mit
den Islamverbanden. Das war am Anfang gut ge-
meint. Inzwischen ist er gescheitert. Die Islamver-
bande scheren sich einen Dreck, wenn es nicht ge-
rade um ihre Rechte geht, und der Senat verhalt
sich dazu, wie der deutsche Staat oft, ndmlich wie
ein lauer Waschlappen.

Seit ich in der Blirgerschaft bin, also seit 2015, ha-
be ich wohl jedes Jahr zu diesem Thema eine Re-
de gehalten, mit ungefahr dem gleichen Tenor.
Manchmal hatte ich die Redner von FDP und CDU
auf meiner Seite, Herr Wersich — argumentativ,
wohlgemerkt, denn abstimmen mit der AfD, das
geht gar nicht.

(Dennis Gladiator CDU: Wollen Sie ja auch
nicht mehr! — Heiterkeit)

So demontiert man die Demokratie.

Birgermeister Scholz hat den Staatsvertrag mit
den Islamverbanden geschlossen;

(Glocke)

ich verstehe schon, dass Politiker sich nicht irren
und ihre Fehler korrigieren.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Leider ist lhre Redezeit abgelaufen.

Dr. Jorn Kruse fraktionslos (fortfahrend):* Das ist
furchtbar schade. Ich habe trotzdem sagen kon-
nen, was ich sagen wollte. — Vielen Dank.

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Méchte noch jemand et-
was dazu sagen? Weitere Wortmeldungen? Sehe
ich nicht.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den Antrag der AfD aus Drucksache 21/17148.

Wer moéchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Wer stimmt ihm nicht zu? — Wer enthalt
sich? — Dann ist dieser Antrag abgelehnt worden.

Und wir kommen zum letzten Tagesordnungs-
punkt, TOP 63, Drucksache 21/17149, Antrag der
FDP-Fraktion: Sonnenbank mal anders — Beschaf-
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fung von Solarbanken — "Smart Benches" — fir

Hamburg.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Sonnenbank mal anders — Beschaffung von So-
larbédnken ("Smart Benches") fir Hamburg

— Drs 21/17149 -]

Vonseiten der FDP-Fraktion liegt hierzu ein Antrag
auf Uberweisung an den Ausschuss fiur Umwelt
und Energie vor.

Wer mochte das dahin Uberwiesen haben? — Wer
mochte nicht Uberweisen? — Wer enthalt sich? —
Dann ist dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den Antrag der FDP aus Drucksache 21/17149.

Wer stimmt dem inhaltlich zu? — Wer nicht? — Ent-
haltungen? — Dann ist dieser Antrag abgelehnt
worden.

Und ich wiinsche |hnen einen schonen Feier-
abend.

Ende: 20.01 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Ksenija Bekeris, Hendrikje Blandow-Schlegel,
Dr. Carola Ensslen, David Erkalp, Martina Friederichs und Wolfgang Rose
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Anlage 1
Sammeliibersicht geman § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 22. Mai 2019
A. Kenntnisnahmen
TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
6 16551 | Gebuhrenerhdhung fur 6ffentlich-rechtliche Unterbringung (1) — L&uft wirklich alles so
rund, wie der Senat meint?
7 16620 | Wohnungspolitik fur Benachteiligte in Hamburg (I1)
13 17031 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Burgerschaft vom 17. Januar 2018

"Sanierungsfonds Hamburg 2020: Wasserlichtorgel Planten un Blomen sanieren —
Wasserlichtspiele als Attraktion fur Hamburg erhalten® (Drucksache 21/11474)

15 17037 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezember 2018: "Haushaltsplan-Entwurf
2019/2020, Einzelplan 2 — Korrekturhonorare fiir Klausuren in den juristischen Staats-
examina attraktiver gestalten" — Drs. 21/15376

16 17041 | Burgerschaftliche Ersuchen vom 15. Dezember 2016 (Drs. 21/6990): "Theatermetropole
Hamburg — Weitere Schritte zur Starkung der freien Tanz- und Theaterszene®

sowie vom 12. Dezember 2018 (Drs. 21/15390): "Starkung der freien Tanz- und
Theaterszene: Diffusionsforderung einfihren und Konzeptionsférderung erhdhen”

18 17118 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 30. Mai 2018:
"Hamburg im nachhaltigen Tourismus voranbringen" — Drs. 21/13089

22 17047 |Bericht des Europaausschusses

23 17011 | Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses

25 17013 |[Bericht des Verkehrsausschusses

26 17040 [Bericht des Verkehrsausschusses

28 17039 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

33 17058 | Gemeinsamer Bericht des Ausschusses fir Umwelt und Energie
und des Stadtentwicklungsausschusses

34 17072 |[Bericht des Haushaltsausschusses

40 17096 |Bericht des Ausschusses fur Wissenschaft und Gleichstellung

41 17119 |[Bericht des Ausschusses flr Justiz und Datenschutz

42 17120 [Bericht des Ausschusses fir Justiz und Datenschutz
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
10 17029 | EinfUhrung eines anlassunabhangigen Prufverfahrens fir |SPD, Familien-, Kinder-
Kindertageseinrichtungen in Hamburg sowie Aufhebung |CDU, und Jugend-

der gesetzlichen Regelung zur Kita-Inspektion durch An- |GRUNEN |ausschuss
derung des Hamburger Kinderbetreuungsgesetzes (Ki-
beG)

zugleich Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Birgerschaft vom 5. September 2018 "Erganzende
Prufverfahren als Baustein der Qualitatssicherung fur
Hamburger Kindertageseinrichtungen" (Drucksache 21/

14136)

12 16901 | Fortentwicklung der Wohnungslosenhilfe in Hamburg — SPD, Ausschuss fur
Sachstand seit Vorlage des Gesamtkonzepts Wohnungs- | CDU, Soziales, Arbeit
losenhilfe GRUNEN, |und Integration
Zugleich Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen LINKEN

der Birgerschaft vom 13. September 2017 "Weitere Mal3-
nahmen des Gesamtkonzepts Wohnungslosenhilfe um-
setzen" (Drucksache 21/10071)

14 17099 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Blirger- | SPD, Ausschuss fir
schaft vom 13. Juli 2016 "Konsens mit den Initiatoren der |CDU, Soziales, Arbeit
Volksinitiative 'Hamburg fiir gute Integration™ (Drucksa- |GRUNEN, |und Integration
che 21/5231) LINKEN

Zugleich Stellungnahme des Senats zu den Ersuchen der
Birgerschaft vom 1. Marz 2017 "Ein atmendes System:
Umsetzung der Verstandigung mit der Volksinitiative
"Hamburg fir gute Integration” (Drucksache 21/8171) und
vom 31. Mai 2017 "Wichtiger Umsetzungsschritt bei der
Verstandigung mit der Volksinitiative: Vereinbarung mit
dem Studierendenwerk zur Durchmischung der neuen
Quartiere der Fluchtlingsunterkinfte Perspektive Woh-
nen" (Drucksache 21/9159)

19a 17230 |Obdachlosen- und Wohnungslosenuntersuchung 2018 SPD, Ausschuss fur
GRUNEN | Soziales, Arbeit
und Integration

51 17137 | CDU-Wirtschaftsoffensive — Laufzeit fir Flachenvergabe |SPD, Ausschuss fur
auf dem Grolimarkt ausweiten und Planungssicherheit fir | CDU, Wirtschaft,
Investoren schaffen GRUNEN |Innovation und
Medien
53 17139 | Kostendampfungspauschale fir Hamburgs Beamte, Rich- | SPD, Haushalts-

ter und Pensionare ersatzlos abschaffen — Soziale Unge- | GRUNEN, |ausschuss
rechtigkeit endlich beseitigen FDP
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C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen

TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
29 17123 |Verfassungs- und Die Claudius-Gesellschaft darf nicht heimatlos werden
Bezirksausschuss
31 17124 | Stadtentwicklungs- Bereitstellung einer geodatenbasierten Online-Anwendung zur
ausschuss Beteiligung der Birgerinnen und Burger an Planungsvorhaben
zugleich Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bir-
gerschaft vom 22. Mai 2014 "Blirgerbeteiligung und Transpa-
renz: Einrichtung eines webbasierten Planungs- und Vorha-
bensmelders* (Drucksache 20/11736)
32 17125 | Stadtentwicklungs- 165. Anderung des Flachennutzungsplans fir die Freie und
Neuf. ausschuss Hansestadt Hamburg — Wohnen nérdlich Friedensallee in Ot-

tensen —
150. Anderung des Landschaftsprogramms fiir die Freie und
Hansestadt Hamburg — Wohnen ndrdlich Friedensallee in Ot-
tensen —






